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AKTUEllE STUNDE 

"Auswirkungen der geplanten Flughafenerweiterung in 
Frankfurt/Main auf die Menschen in Rheinland-Pfalz" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

--Drucksache 13/6131 -

., Unterrichtssituation an den rheinland-pfälzischen Schulen" 
auf Antrag der Fraktion der CDU -
-Drucksache 13/6132-

Die Aktuelle Stunde wird geteilt. 

• Zu den Theme-n findetjeweils eine Aussprache gemäß§ 98 der Geschäfts­
ordnung des Landtags statt. 

-
••. tes Rechtsbereinigungsgesetz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6061 -
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
- Drucksache 13/6199 -

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 13/6061 - wird in 
zweiter Beratung und in der SchlussabStimmung jeweils einstimmig 
angenommen. 
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.•• tes Landesgesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes 
zum Flurbereinigungsgesetz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6039- ' 
Zweite Beratung -

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Landwirtschaft 
und Weinbau 
-Drucksache 13/6200-

Der Gesetzentwurf der Landesregierung -Drucksache 13/6039- wird in 
·zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils einstimmig 
angenommen . 

..• tes Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes 
Gesetzent~urf der Landesregierung 
- Drucksache 13/6062 -
Zweite Beratung 

dazu: Beschlusse~pfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft und Weiterbildung 
-Drucksache 13/6201 -

ln Artikel1 Nr. 6 und Artikel2 wird jeweils das Datum des In-Kraft-Tretens 
auf den " 1. Januar 2001 "festgelegt. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 13/6062 - wird in 
zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung unter Berücksichtigung 
des Datums des In-Kraft-Tretensjeweils einstimmig angenommen . 

••• tes Landesgesetz zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/5500-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
- Drucksache 13/6202 -

Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/6205-

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/6205- wird 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Die Beschlussempfehlung-Drucksache 13/6202- wird mit Mehrheit 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung -Drucksache 1315500- wird 
unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung 
-Drucksache 13/6202 -in zweiter Beratung und in der Schluss­
abstimmung jeweils mit Mehrheit angenommen. 

8738 

8738 

8739 

8739 

• 
8739 

8743 

8743 

8744. 

8744 

8744 

8756 

8756 

8756 



• 

Landtag Rheinland-pfalz -13. Wahlperiode -116. Sitzung, 13. September 2000 8705 

landesgesetzüber die staatliche Anerkennung von Sozialarbeiterinnen und 8756 
Sozialarbeitern sowie Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen (SoAnG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
·Drucksache 13i6119-
Erste Beratung 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/6119- wird an 
den Ausschuss für Kultur, Jugend und Familie- federführend-, an den 
Ausschuss für Bildung, -Wissenschaft und Weiterbildung und an den 
Rechtsausschuss überwiesen. -
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116. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-pfalz 
am 13. September 2000 

l?ie Si~zung ~'llird um 14.00 Uhr vom Präsidenten des Landtags 

eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Guten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
eröffne die 116. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

zu Schriftführern berufe ich die Abgeordneten Michael 
Hörter und Jochen Hartloft Herr Hörterfuhrt die Rednerliste. 

Entschuldigt sind die Abgeordneten Franz Schwarz, Karl 
August Geimer und Frau Margot Nienkämper. 

Meine Damen und Herren, die Tagesordnung liegt Ihnen vor. 
Gestatten Sie mir einige Hinweise dazu: 

O:ie Beschlussempfehlungen zu den Tagesordnungspunkten 4 
bis 7- Drucksachen 13/6199 bis 13/62.92- \'111-!rden am Diens­
tag, dem 12 . .September, !n die Fächerverteilt. Mit der Fest­
stellung der Tagesordnung ist gleichzeitig die Frist zwischen 
der Verteilu!Jg der-Beschlussempfehlungen und der zweiten 
Beratung abzukürzen. 

Staatsminister Mertin muss wegen eines Empfangs einer De­
legation des Bundesverfassungsgerichts die Plenarsitzung am 
Donnerst~g gegen 16.00 Uhr verlassen. Er hat daher gebeten, · 
den Tagesordnungspunkt 19 vorher zu behandeln. Die Frak­
tio-nen haben zu erkennen gegeben, dass sie damit einver- · 
standen sind. Wirwerden dies so organisieren. 

Der Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 
hat zu zwei Anträgen Empfehlungen beschlossen, die somit 
zur abschließenden Beratung im Plenum anstehen. Es han­
deltsiCh um die folgenderiAnträge: 

lernen mit Kopf, Herz und Bildschirm- E-Mail 
für alle Schülerinnen und Schüler 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5529-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

-Drucksache 13/6179-

Multimedia an rheinland-pfälzischen Schulen 
Antrag der Fraktion der SPD 

- .Drucfr.sache 13/5600-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

-Drucksache 13/6180-

Die beiden Anträge stehen im Zusammenhang mit den Ta­
gesordnungspunkten 20 und 21. Es wird vorgeschlagen, mit 
·der Fe~tellung der Tagesordnung zu beschließen, dass die 
beiden Anträge zusätzlich in die Tagesordnung·aufgenom._ 
men werden und zusammen mit den Tagesordnungspunkten 
20 und 21 behandelt werden. 

Gibt es weitere Anmerkungen oder Anträge zur Tagesord­
nung? - Das ist nicht der Fall. Ich sehe auch keinen Wider­
spruch zu den Hinweisen, die ich vorgetragen habe. Dann 
stelle ich die Tagesordnung so fest. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 2 der Tagesord­
nung auf: 

AKTUELLE STUNDE 

a) ..,Auswirkungen der geplanten Flughafenerweiterung 
in Frankfurt/Main auf die Menschen in Rheinland-pfalz" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D.IE GRÜNEN 
-Drucksache 13/613i-

b) "Unterrichtssituation an den rheinland-pfälzischen 
. Schulen"' 

auf Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/6132-

Zu dem ersten Thema erteile ich fO~ die antragstellende Frak­
tion der Abgeordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Fr~au Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Ministerpräsi­
dent Beck, Herr Verkehrsminister Bauckhage, werte Kollegin­
nen und Kollegen der Regierungsfraktionen und der CDU, Sie 
haben ein Problem! 

(Zurufe aus dem Hause: Sie!­
Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

-Ein großes Problem! 

Sie wollen den Ausbau des Frankfurter Flughafens im Nach~ 

barland Hessen, und Sie wissen, dass dies nicht ohne größere 
Belastung fiir die Bevölkerung auch in Rheinland-Pfalz zu 
realisieren ist. Meine Damen und Herren der Landesregie­
rung und der sie tragenden Fraktionen, nun sitzen Sie dies­
mal in schöner Eintracht mitderCDU zwischen allen Stühlen. 

Für die Stadt Mainz und das Bündnis, das gegen die Nord­
West-Variante geschmiedet werden sollte und sich nun aus 
guten Gründen gegen den Ausbau insgesamt ausgesprochen 
hat, sind Sie eine Landesregierung, die die· Betroffenen im 
Stich lässt. Werte Kolleginnen und Kollegen, für die Hessen 
sind Sie der arme Nachbar, der das abbekommt, was man in 
Frankfurt und Umgebung nicht so recht haben will, nämlich 
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vor allen Dingen den Nachtfluglärm. Das soll jetzt die Chance 
sein, um den Hahn so richtig zum Fliegen zu bringen. 

Herr Kuhn, Herr Bauckhage, 

(Kuhn, F.D.P.: Ja!) 

Ihr Parteikollege Jörg Uwe Hahn hat es im Hessischen Land­
tag in einer Plenardebatte richtig schön auf den Punkt ge­
bracht. Ich habe mir erzählen lassen, dass er Folgendes gesagt 

hat: 

(Kuhn, F.D.P.: Erzählen lassen!-Vorsicht!­
Zurufdes Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

.. Den Rheinland-Pfälzern habe- ich gesagt, sie sollen den 
Mund halten. Sie sollen die Chancen für den Hahn nutzen, 
die sich aus dem Nachtflugverbot ableiten lassen. Ich glaube, 

Sie haben es begriffen." 

Das hat er im Landtag gesagt. 

(Kuhn, F.D.P.: Wer hat Ihnen das erzählt? 
Nennen Sie doch einmal die Quelle!) 

Das ist die Gutsherrenart der hessischen F.D.P., Herr Kollege. 
Die rheinland-pfälzische Variante davon bekommen gerad~ 

_ die Hunsracker zu spüren. 

Sie, ~verte Vertreter der Landesregierung, versuchen, die zu-
- sätzlichen Belastungen, .die ohne Zweifel kommen werden, 

zuzukleistern, indem Sie für ein Nachtflugverbot auf dem 
Rhein-Main-Fiughafen eintreten. Die Nachtruhe hat oberste: 
Priorität, das sehen wir auch so. Aber ob die Nachtruhe 
kommt, ist doch noch lange nicht ausgemacht. FAG-Chef 
Bender hat ein generelles rlfachtflugverbot bereits ausge­
schlossen. Auch die versprochenen Nachtruheverbesserungen 
nach dem Bau der Startbahn West waren ganz schnell wieder -
aufgeweicht. 

Meirie Damen und Herren, gibt es einen vernünftigen Grund: 
weshalb die betroffene Bevölkerung darauf vertrauen sollte, 
dass die FAG und die politischen Entscheider am Ende halten 

werden, was sie halbherzig oder vollmundig - je nachdem, 
welcher Couleur und wo der Wohnsitz ist - versprechen? -­
Meinen Sie, die Menschen können sich darauf verlassen, dass 
so etwas gehalten wird?- Wir meinen nicht. 

Schon nach dem Bauder Startbahn West wurde gesagt, das 
ist die letzte. Wir brauchen keine weitere Bahn mehr. Der 
Frankfurter Flughafen hat nun k-eine Kapazitätsprobleme 
mehr. Alle, die es wissen wollen, wissen, wenn nun ·eine zu­
sätzliche Bahn realisiert wird, würde spätestens in 20 Jahren 
die nächste Bahn mit Flächenverbrauch zur Diskussion ge­
stellt werden. Deswegen muss aus unserer Sichtjetzt eine Zu­
kunftsentscheidung für den Rhe_in-Main-Fiughafen und diel 
Region getroffen werden. 

Unsere Antwort ist ganz eindeutig. Meine Damen und Her­
ren, es gibt Grenzen des Wachstum:; von Flughäfen, namlich 
dort, wo die Belastung der Bevölkerung und der Umwelt un­
erträglich wird. Dann kippt der Standortvorteil Drehkreuz 
Flughafen in sein Gegenteil. Herr Kollege Kuhn, das müssen 
Sie sich auch einmal klar machen. 

(Kramer, CDU: Aber Sie fliegen 
doch auch, oder?} 

Dann. wird niemand mehr hier wohnen, arbeiten und leben 
wollen. Die, die es sich als Erstes leisten können, wegzuzie­
hen! sind die so genannten Leistungstrager, Ihr Wunschklien­
tel, die dann das Rhein-Main-Gebiet verlassen werden. 

{ZurufdesAbg. Kulm, F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir fordern die Landesregierung 
auf: Stellen Sie sich auf die Seite derjenigen, die nun das 
Bündnis gegen den Ausbau geschmiedet nahen! Lassen Sie 
Gesundheitsgefährdungen untersuchen. Lassen Sie untersu­
chen, welche WertJllinderung aufdie Bevölkerung zukommt, 
wenn die Lärm- und die Umweltbeiastung noch größer wer­
den. Stehen Sie auf und setzen Sie sich auf den Stuhl, der zu 
den Ausbaugegnern passt, und unterstützen Sie den Protest. 

(Beifall des BÜNDNIS90iDIE GRÜi\IE_N) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, Ich gratuliere dem Kollegen Licht 
ganz herzlich zu seinem heutigen 48. Geburtstag.AIIes Gute! 

(Beifall im Hause) 

Es spricht nun Herr Abgeordneter Klaus Hammer. 

Abg. Hammer, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Frau Kiltz, haben Sie kein Problem? -Ich meine, die Häme, die 
Sie versucht haben, aber CDU, SPO und F.D.P. auszuschütten, 

istwohl wenig angebracht. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 9otDIE GRÜI\JEN: 
Was habe ich gemacht? Häme?) 

Es geht um die Menschen in der Region, und daraber sollte 
man nicht so reden, wie Sie es getan haben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich ist es eine Frage der Verlässlichkeit in der Politik. 
Aber ist die Verlässlichkeit von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die, 
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dass Sie sich um die Menschen und deren Sorgen um Brot und 
Arbeit nicht kümmern? 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Wir wissen um die Bedeutung des Frankfurter Flughafen~ für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Rhein-Main-Raumes. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Er hat die Häme schon 

vorausgesehen!) 

Wir wissen um die Belastungen der Menschen in der Vergan­
genheit und der Gegenwart. Ich wohne in Mainz in einem 

. Stadtteil, der zunehmend auch von Fluglärm belästigt ist. ln 
der Stadt gilt dies insgesamt. Wir kümmern uns um die Sor­
gen der Menschen hier. Ich bin froh darüber, für meine Frak­
tion im Landtag· feststell im zu· d Orfen, dass es ·im Mainzer 
Stadtrat gelungen ist, auf der Grundlage einer Erarbeitung 
.meiner Fraktion im Februar und zuletzt am 23. August 2000 
zunächst gegen den Widerstand von BÜNDNIS 90JDIE GRÜ­
NEN - aber dann ist die Einsicht bei Ihnen eingekehrt - eine 
einstimmige Resolution zu verabschieden, die qualitative und 
quantitative Forderungen erhebt. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nur gegen die Nord-West-Bahn!) 

Wir wissen, dass knapp 3 000 Menschen in Mainz- in der Re­
gion Rheinhessen_sind es noch ein paar mehr- auf dem Flug­
hafen Frankfurt in Brot und Arbeit stehen. Wir wissen auch, 
dass die Variante, die die hessische Landesregierung vorgese­
hen hat, die größtmögliche Lärmbelä5!igung für die Men­
schen in Mainz und in der Region Rheinhessen verursacht. 
Deshalb ist es richtig, dass wir-uns als Landtag von Rheinland­
Pfalz ·mit dieser Frage beschäftigen, auch aktuell .. 

Wir stellen sicherlich gemeinsam fest, dass die hessische Lan­
desregierung durch eine Abkehr von dem Mediationsverfah­
ren durch den Ministerpräsidenten das Vertrauen der _Bevöl­
kerung in die Verlässlichkeit der Politik erhebfich beschädigt 

hat. Dazu passt auch aus unserer Sicht, dass der Ministerpräsi­
dent des Nachbarlands Hessender gegebenen Zusage zu bila­
teralen Gesprächen zwischen den Kabinetten von Rheinland­
Pfalzund Hessen bisher ausgewichen ist. Es wird gerade aktu­
ell _versucht, nachdem sich Herr Koch bei Ministerpräsident 
Beck for das Nichtzustandekommen entschuldigt hat, kurzfri­
stig einen Termin Z\'ll_ischen den beiden Ministerpräsidenten 
in den nächsten zwei Wochen zu vereinbaren. 

(Schreiner, CDU: Das istdas Letzte!} 

-ln diesem Zusammenh<!ng ist aus unserer Sicht eine zentrale 
Ford-erung zu artikul_ieren. Sie, Frau Kiltz, meinen, dass das 
strikte Einhalten des Nachtflugverbots in der Vergangenheit 

-Landebahn West, Sie haben das angetippt- nicht voll erfüllt 
sei. Das ist richtig. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aufgeweicht!) 

Aber wir fordern als erste zentrale Forderung, dass ein stren­
ges Nachtflugverbot für den Rhein-Main-Fiughafen. in der 
Zeit von 23.00 Uhr abends bis 5.00 Uhr morgens einzuführen 
ist. 

Wir fordern auch, dass eine breite Beteiligung der betroffe­
nen rheinland-pfälzischen Gebietskörperschaften am regio­
nalen Dialogforum erfolgt. Dazu genügt es nicht, den An­
stoß, den die Mainzer Politik am letzten Freitag unternom­
men hat, durchzuführen. Diese Form der Allianz mit hessi­
schen Gemeinden muss erweitert werden. Sie wird auch tat­
kräftig durch die rheinland-pfälzische Landesregierung un­
terstützt. 

Ich denke, dass Einigkeit in diesem Hause herrscht, dass von 
der Umsetzung der von der Mediationsgruppe geforderten 
verbindlichen Programme zur Lärmminderung und Lärmver­
meidung mit entsprechenden Maßnahmen auch die Kommu­
nen, sprich die Menschen, die in den rheinland-pfälzischen 
Gebietskörperschaften leben, profitieren müssen: Ich glaube, 
wir sind uns einig, dass die Chance genutzt werden muss, in 
integrierten Verkehrskonzeptionen Verkehrsanbindungen in 
Rheinland-Pfalz zu berücksichtigen und dadurch Entlastun­
gen auf dem Frankfurter Flughafen zu erreichen. Darin sehen 
wir auch eine Chance, dass der Flughafen Hahn profitiert. Da­
zu ist in der Vergangenheit nicht zuletzt durch meinen Frak­
tionsvorsitzenden, der regional von Hahn besonders betrof­
fen ist, in diesem Hause schon einiges gesagt worden. 

(Beifall der SPD -
Mertes, SPD: Ich bin überhaupt 

nicht betroffen!) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, Gäste im Landtag 
begrüßen zu können. Lch begrüße Jungsozialistinnen und 

Jungsozialisten aus Grünstadt-Land sowie Bürgerinnen und 

Bürger aus der Verbandsgemeinde Westhofen. Seien Sie alle 
ganz herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile nun Herrn Abgeordneten Schreiner das Wort. 

Abg. Schreiner, CDU: 

Herr Präside~t, meine Damen und Herren! Welche Auswir­
kungen hat der Ausbau des Frankfurter Flughafens für die 
Menschen in Rheinland-Pfalz? Das kann ich Ihnen sagen. 
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Wenn die Landesregierung nicht jetzt endlich aktiv wird, 
trägt Rheinland-pfalzdie.lasten, und die Profite haben ande­
re. 

(Beifall der CDU) 

Dabei müsste es das Ziel der Politik von Rheinland~Pfalz sein, 
dass wir nicht nur die Lasten tragen, sondern auch die Chan­
cen nutzen, die durch die Entvviddung des Rhein-Main-

- Flughafens entstehen. Derzeit ist es laut in Rheinhessen, nicht 
jeden Tag, aber bei schönem Wetter. Auf der Tagesordnung 
der Landesregierung stand das bisher nicht. Das ist heute 
schon so. Jetzt kommt der Ausbau dazu. 

Ich möchte etwas zur Geschichte sagen. 

(Pörksen, SPD: Dafürsind Sie 
genau der Richtige!) 

Die FAG tritt an die Landesregierung heran und sagt: Wir 
brauchen eine neue Startbahn.- Herr Eichel, SPD, gründet ei­
ne Mediatorengruppe. Was sagt die-SPD-geführte Landesre­
gierung in Rheinland~Pfalz? Still ruht der See. Die Mediatoren 
tagen und kommen zu einem einstimmigen Beschluss, in dem 
unter anderem steht, dass sie für den Ausbau sind. Was tut 
die rheinland-pfälzische Landesregierung? Nichts. Die CDU 
forde~ Sie auf, sprechen Sie doch einmal mit IITren hessischen 
Kollegen, auch wenn es schwer· fällt. Setzen Sie sich in einer 
gemeinsamen Kabinettsitzung zusammen. Nichts passiert. 
Jetzt, nachdem sich die hessische Landesregierung auf eine 
Variante festgelegt hat, lese ich in der Zeitung: .,Die SPD­
geführte Landesregierung in Rheinland-?falz ist überrascht." 
So, dann bin ich aber auch überrascht. 

(Heiterkeit und Beifall der CDU) 

Herr Ministerpräsident, ich weiß nicht, welche Informationen 
Sie haben. Ich bin nicht überrascht. Seitdem die Mediatoren 
entschieden haben, dass sie einen Ausbau wollen, wusste ich, 

- das_s es zu einem Ausbau kommen wird. Seitdem Herr Koch 
angekündigt hat, die hessische Landesregierung würde sich 
bis zur Sommerpause festlegen, wusste ich, dass sich die h·es­
sische Landesregierung bis zur Sommerpause festfegen wird. 
Mich hat das nicht überrascht. Ich weiß nicht, ob Sie das wuss­
ten. 

Ich wusste, dass es drei Varianten gibt. Es gibt die Variante 
Nord-Ost, die im Wesentlichen das Mainzer Stadtgebiet be­

lastet, dann die Variante Nord-West; die darüber hinaus noch 
den Bereich Klein-Winternheim und Nieder-Olm belastet. 
Dann gibt es noch die Variante Süd, die dann mehr Boden­
heim, lat:benheim und E.bersheim belastet. Das sind drei Va­
rianten. Aber es gibt immer nur eine Antwort. Kurt Beck ist 
überrascht. 

(Beifall der CDU) 

Derweil ist es immer noch laut über Rheinhessen. Die Media­
toren haben uns einen Weg aufgezeigt und eine Chance, wie 

wir das ändern können, nämlich durch das Nachtflugverbot 
für den Rhein-Main-Fiughafen in Frankfurt. 

Nun kommen wir zu dem, was wir al5 Rheinland-pfälzertun 
können. Wir müssen unsere Hausaufgaben machen. Wir 
_kommen jetzt zum Ausbau des Flughafens Hahn. Herr -
Hammer hat schon Recht. Ziel _ist es, dass wir dort einen Char­
terflughafen für die Sommerflieger haben und einen Fracht-. 
flughafenvor allem .für den r~achtpoststern, der zurzeit noch 
über den Frankfurter Flughafen abgewickelt v1ird. Das ist ei­
ne Chance für die Region Hunsrück. Das ist eine Entlastung 
fürdie Menschen im Rhein-Main~Gebiet. 

Die Frage ist nur, wann die Landesregierung ihre Hausaufga­
ben macht. Das Land ist Gesellschafter beim Flughafen Hahn. 
_Wann kommen die Investitionen für den Nachtpoststern? Das 
könnte doch schon längst geschehen. 

(Mertes, SPD: So viel dummes Zeug! 
Dümmer, am dümmsten!} 

Wann ko·mmt der Taxiway? Wann kommt die autobahnähnli­
che Anhindung des Flughafens Hahn? ich habe mit Freude 
gelesen, däss Herr Kuhn nun seinen Parteifreund, den Wirt­
schaftsminister,auffordert, dass. es jetzt bitte schön zu einem 
vierspurigen Ausbau derB 50 kommen soll. 

(Beifall der CDU} 

Wann kommen die Investitionen in die Schienenverbindung, 

damit die heute schon 400 000 Passagiere auf dem Hahn oh­
ne Stau dort hinkommen können? 

(Mertes, SPD: Falsche Zahlen!) 

- 350 000, Tendenz steigend. 

(Mertes, SPD: Auch falsch!} 

Herr Ministerpräsident, Herausreden hilft nicht. Sie tun dazu 
wenig. Eines ist klar: Nur die Entwicklung des Hahn ist auch 

eine Möglichkeit, dass wir hier im Rhein-Main-Gebiet das 
Nachtflugverbot durchsetzen können. Wir werden nachher 
von Ihnen eine mittlere Regierungserklärung hören. Ich wür­
de mich freuen, wenn Sie uns nicht nur sagen, wogegen Sie 
sind, sondern auch, wofür Sie sind. 

(Beifall bei derCDU) 

Ich habe noch nicht die Hoffnung aufgegeben, dass Sie sich 
vielleicht doch noch mit der hessischen Landesregierung an 
einen Tisch setzen und dort für die Interessen der Rheinland­
Pfälzer kämpfen. 

Wir haben in Rheinland-Pfalz zwei Probleme, die wir lösen 
können, nämlich die Arbeitsplätze im Hunsrück auf der einen 
Seite und die Problematik des immer stärker werdenden 
Nachtflugs im Rhein-Main-Gebiet auf der anderen S~ite. Der 

• 

• 
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Lösungsansatz ist in beiden Fällen der Ausbau des Flughafens 
Hahn._Wen_n Sie jetzt nicht aktiv werden, dann bleibt u~ in 

-Rheinland-Pfalzwirklich am Ende nur der Lärm. 

(Beifall der CDU -
Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

Frau Kiltz, gestatten Sie mir zum Schluss noch eine kleine Be­

merkung, weil ich noch 30 Sekunden Redezeit-habe. 

Nicht nur Armin Clauss ist fOr den Ausbau, nicht nur Hans 
Eichel ist fOr den Ausbau des Frankfurter Flughafens, auch 
HerrTrittin als Bundesumweltminister hat im Bundeskabinett 
dem Ausbau zugestimmt. 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auch der Vielflieger Joschka Fischer hat im Bundeskabinett 
zugestimmt, dass der Frankfurter Flughafen mit erster Priori­
tätausgebaut werden muss. 

(Glocke des Präsidenten) 

Gestern noch im Wald, gestern noch an die Bäume gekettet, 
heute schon für den Ausbau, Ihr Parteifreund, Frau Kiltz. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU­
Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Werner Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst hätte ich 
_gern Frau Kiltz geantwortet. Das, was sie gesagt hat, ist so 

leicht du rehschaubar; deswegen lassen wir es lieber. 

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

Interessanter ist das, was Herr Kollege Schreiner versucht hat, 
vorzubringen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Er hat ein Kunststück versucht. Das ist danebengegangen. Er 
hat versucht, Ursache und Wirkung umzukehren. 

(Mertes, SPD: So ist es!) 

Was ich gehört habe, ist schon ein bisschen hart, nämlich der 
Landesregierung mangelf!de Aktivität vorzuwerfen. Das Ge­
setz des Handeins liegt bei der hessischen Landesregierung. 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie hat ausdrücklich zugesichert, die Landesregierung 

Rbeinland-Pfalz mit einzubeziehen. Das hat sie nicht getan. 
Wir bedauern das sehr. Wir können nur hoffen, dass die lni~ 

tiative von Hessen ausgeht und, wie angekündigt, ein Ge­

spräch in kürzester Zeit stattfindet. Darauf hoffen wir. Das 
muss sein, Ich muss radikal _zurückweisen, dass wir in Rhein­
land-Pfälz diejenigen gewesen sind, die_ dieses Problem verur­
sacht haben; Das ist falsch. 

Lieber Herr Kollege Schreiner, ich mache eine zweite Korrek­
tur. Die Aufforderung, die B 50 zum Teil in _das Investitions­
programm aufzunehmen, ist mit Herrn Minister Bauckhage 
selbstverständlich abgestimmt. Darauf können Sie sich verlas­
sen. 

(Schreiner, CDU: Umso besser!­
Frau Thomas, BÜNDNIS.90/DIE GRÜNEN: 

Können wir einfach die Presse­
erklärung bekommen?­

Weitere Zur.ufe von dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist doch ganz klar. Die Fraktion und der Wirtschaftsminis­
ter sind der Überzeugung, dass bei der bestehenden rasanten 
Weiterentwicklung a~c_h der Ausbau zügiger stattfindet, als 

dies möglicherweise vor ein oder zwei Jahren hätte gesche­

hen können. Diese Entwicklung wollten Sie torpeaieren. Sie 
hätten nie geglaubt, dass es zu einer solch rasanten Entwick­

lung kommt. Wir passen uns an die neue Situation an. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte noch einige Worte zu der Situation sagen, die wjr 

in Rheinland-Pfalz nach der einseitigen Festlegung der·Lan­

desregierung in Hessen haben. Die F.D.P.-Landtagsfraktion 
wird sich entschieden dafür einsetzen, dass im anstehenden 

Raumordnungsverfahren alle drei nach dem Mediationsver­

fahren verbliebenen Ausbauvarianten ohne Vorabfestlegung 
geprüft werden. Dies haben wir auch unseren Parteifreun­

den, unseren Fraktionskollegen in Wiesbaden deutlich ge­
macht. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was sagen sie dazu?} 

Sie haben die gemeinsame Presseerklärung gelesen, nehme 
ich an. Aus ihr geht dieses auch hervor. 

Es kann und darf natürlich nicht angehen- darin besteht Kon­
sens in diesem Hause-, dass der Hauptnutzen des Ausbaus in 
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Frankfurt bleibt, die große Lärmbelästigung aber die Men­
sc!'len in Mainz sowie im rheinhessischen Umland zu ertragen 
haben. Es muss für allejlürger die verträglichste Lösung ge­
funden werden. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es gibt keine verträgliche Lösung!) 

Es geht auch darum, dass wir in Zukunft die Chancen der 
Großregion Rhein-Main mit Ihrem rheinland-pfälzischen An­
teil neu sehen. Es kann doch nicht wahr sein, dass wir in ei­
nem Schwarzer-Peter-Spiel die vorhandenen politischen und 
wirtschaftlichen Chancen vergeben. Das sollte Ziel unserer 
gemeinsamen Politik sein, auch gemeinsamer Politik mit Hes­
sen, diese Großregion als Ganzes zu sehen und zu einem fai-­
ren Interessenausgleich zu kommen. Wenn es an uns liegen 
sollte, sind wir gern bereit, uns mit einzubringen. 

Für uns besteht überhaupt kein Zweifel, dass ein Ausbau des 
Frankfurter Flughafens für die Rhein-Main-Region, natürlich 

_ auch- Frau Kiltz vergisst das gern- einschließlich für die Stadt 
Mainz und für die Region Rheinhessen,_von zentraler Bedeu­
tung ist. Das wollen Sie nicht. Sie wollen keinen Aus~au. Sie 
wollen die Arbeitsplätze. Wie Sie das zusammenbekommen, 
müssen Sie mir einmal erklären. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das kommt gleich!) 

Meine Damen und Herren, ich sage noch einige Worte zum 

Hahn. Ich habe darauf hingewiesen, däss wir eine fast schon 
sich selbst beschleunigende Entwicklung haben. Dass der 

Hahn heute bereits eine so herausragende Rolle spielt - das 
sollte man an dieser Stelle noch einmal betonen -, ist insbe· 
sondere den beiden F.D.P.-Wirtschaft:sministem Rainer 

Brüderle und Hans-Artur Bauckhage zu verdanken. Damit der -
Hahn weiter abheben kann, wird sich die F.D.P.~Fraktion ins­
besondere für die Verbesserung der Infrastruktur einsetzen. 

(Glocke des Präsidenten) 

• Ich kommezuni Schluss. 

Über die B 50 hinaus brauchen wir natürlich einen Ausbau 
des Eisenbahnnetzes. Das ist ganz klar. Lassen Sie mich zum 

Schluss noch Folgendes sagen: Es ist bemerkenswert, dass in· 
zwischen die FAG die Schätzung von Transportmöglichkeiten, 
von Transportvolumen hin zum Hahn erheblich nach oben 
korrigiert hat, von zwei Millionen auf fast zehn Millionen. 
Wir können nur hoffen, dass diese Transrapidstrecke in die 
Machbarkeitsstudie von Bundesverkehrsminister Klimmt auf­
genommen wird. 

Danke. 
(Beifall der F.D.P. und vereinzelt 

beiderSPD-
Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Verkehrsminister Bauckhage das Wort. 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Dam~m und Herren! Zu­
nächst einmal fällt es leicht, sich mit Ihnen, Frau Kiltz, ausein­
ander zu setzen, weil dahinter der Politikentwurf steht, Mo­
bilität einzuschränken. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Quatsch!) 

Bei der wirklich bemerkenswert substanziellen Rede von 
Herrn Schreiner wird das alles e_in bisschen·schwieriger. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Bei Ihnen heißt-·-) 

Es ist deshalb schwierig, weil Herr Schreiner alles und nichts 
will. Das muss ich einmal sagen. 

Jetzt wollen wir erst einmal ein Stück Ober Umgangsformen 
und Stil reden. 

{Zuruf des Abg. Bischei,CDU) 

Die CDU-Landtagsfraktion in Hessen - nicht die Landesregie­
rung- fasst einen Beschluss zugunsten einer bestimmten Aus­
bauvariante. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD­
Schwe_itzer, SPD: So ist es!) 

Das kann ich alles verstehen. So viel zum Them2 Vermischung 
von Staat und Partei. 

(Licht, CDU: Herr Kuhn fordert 

Sie auf.---
Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das kann ich noch gut verstehen. Her~ Schreiner, wenn man 
dann wie Sie beklagt, man wäre nicht früh genug eingebun­
den, dann hätten Sie sich bei Ihren Parteifreunden, die sicher­
lich derzeit zugegebenermaßen nicht auf der Sonnenseite 
der Politik stehen, ein Stück bemahen sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war ein Beschluss der CDU-Landtagsfraktion, für diese Aus­
bauvariante zu stimmen, bevor die Landesregierung etwas 
beschlossen hat. Ich sehe Herrn Koch noch im Fernsehen, als 
er sagte, wir dürfen unsere Meinung sagen, das ist jetzt die 
Mein':Jng der Landesregierung. Das istdie eine Seite. 

I 

I 
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Die zweite Seite der Medaille ist Folgendes: Wie geht man 
miteinander um? 

(Zuruf von der CDU: Ja!) 

Jedermann weiß, daSs richtigerweise der Rhein-Main-Raum 
und Mainz tangiert werden. WiE:! geht man miteinander um? 

. Wenn ~an schon mit Ihnen als Parteifreund so umgeht, dann 
sollte man zumindest mit~em Nachbarn reden, bevor mim so 
etwas verkündet und sich so eindeutig festlegt. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN·: 
Was machen Ihre Parteifreunde?) 

- Frau Grützmach er, ich habe gerade meine Partei---

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE.GRÜNEN: 
Das sind keine Freunde, 

dassind Feinde!) 

-Wir reden gerade über den Ausbau des Flughafens, verste­

hen Sie? 

Ich sage Ihnen auch noch etwas dazu. Nachdem die Entschei­
dungen in dem Prozedere so gefallen waren, wie sie gefallen 
sind, habe ich meinen Kollegen Hahn eingeladen und da­
rüber gesprochen. Vorher hat mir keiner etl.vas gesagt, jetzt 
beschließt die CDU~Fraktion. Bevor die Lande~regierung es 
beschlossen hat, hat die CDU-Fraktion beschlossen. Das ist ei­
ne Seite. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN: 

Die Regierung kann es auch---) 

Herr Schreiner, jetzt tiaben wir noch ein Probl~:m. Wenn man 

immer so bemerkenswert substanzielle Reden hält, sollte 
man sich zumindest einmal ~rkundigen, wer eigentlich An­
teilseigner in Frankfurt ist und wer Anteilseigner am Hahn ist. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ich verstehe S!e so schlecht!) 

Wer"ist Gesellschafter am Hahn? Ich kann Ihnen sagen, das 
Land hat nur eine Sperrminorität. 

(ZurL,Af des Abg. Schreiner, CDU) 

- Herr Schreiner, wissen Sie, wenn wir beide über Gesell­
schaftsrecht reden, dann wird es lustig. Man muss also immer 
wissen, was man tut, und nicht so tun, als ob man von jetzt 
auf gleich gegen die Meinungd~:s Mehrheitsgesellschafters 
die Verkeh~e von Frankfurt auf den Hahn verlagern könnte. 
Das muss man allerdings wissen. 

(Mertes, SPD: Und der Kundschaft!) 

• Das kommt noch hinzu, die Kundschaft muss es erst auch 
einmal wollen. Herr Mertes, das ist völlig klar. Das ist sozusa-

gen Eulen nach Athen getragen. Das werden Sie dem nicht 
erklären können. Das ist eine schwierige Frage. Es ·ist die 
a.veite schwierige Frage, wie man miteinander umgeht, um 
in der Ecke zu bleiben. So wäre es eigentlich vom Stil und von 
den Umgangsformen her normal gewesen, man hätte, bevor 
die Landesregierung beschließt, mit der anderen Landesre­
gierung und d~wik~runfsteilen, die sehr stark betrof­
fen sind, gesprochen. 

(Zuruf des Abg. Schreiner, CDU) 

-Nun haben Sie Gespräche mit Herrn Koch geführt, oder Herr 
Böhr hatSie geführt. Davon gehe ich aus. 

(Böhr, CDU: So ist es!) 

Natürlich. Gut. 

(Schreiner, CDU: Wir waren jetzt 
erstwieder aufdem Hahn!) 

Das ist sehr nett, dass Sie das zugeben. Hat er Ihnen noch ge­
sagt, für welche Variante er sich entscheiden würde? Hat er 
Ihnen das vorher gesagt? 

{Böhr, CDU: So ist es!} 

- Das ist noch schöner. Das ist alles wunderbar. Nur, ich habe 
Sie damals nicht gehört. Ich höre Sie erst jetzt etwas sagen, 
nachdem wir unsere Positionen abgesteckt haben. Es rächt 
sich natürlichen.'Veise, dass im Mediationsverfahren die Lan­
desregierung von Rheinland-Pfalz keine Rolle gespielt hat. 
Wir bleiben dabei, einmal unterstützen wir den Beschluss des 
hessischen Landtags zum Nachtflugverbot. Das ist keine Fra­
ge. Zum Zweiten bleiben wir dabei, dass alle--

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Frau Kiltz, ich sage nachher noch etwas zu Ihnen. 

- - drei Varianten ergebnisoffen geprüft werden, und zwar 
auch auf die Belastung der rheinland-pfa!zischen und rhein­
hessischen Bevölkerung. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Landesentwicklungsplan I) 

Das ist völlig klar. An der Ecke sind wir jetzt. Es gibt dem­
nächst ein Gesp_räch Z\'l!ischen dem Ministerpräsidenten Koch, 
dem Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalzund mir in der 
Sache. Schade ist nur, dass sich die CDU-Landtagsfraktion in 
der Sache vorher schon festgelegt hat. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ist das nicht ein bisseilen spät?) 
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Ist es_ nicht schade, dass sich die hessische Landesregierung 
vorher nach .,Gutsherrenart" festgelegt hat: Wir beschließen 
jetzt als Fraktion, dann hat die Landesregierung sich gefäl­
ligst daranzuhalten?- So geht man dort miteinander !Jm. 

{Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Regieren eigentlich Ihre Kollegen mit, 
oder machen die nichts da drüben?) 

- Frau Thomas, ich bestreite das doch alles nicht 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das muss man doch einmal fragen!) 

- damit wir wissen, worüber vvir reden -, sondern wir reden 
noch ein paar Minuten überdie Möglichkeiten des Hahn. Wir 
reden auch noch ein paar Minuten über die Ausbaumöglich­
keite~ am ·Hahn und auch über die Straßenmöglichkeiten am 
Hahn. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Die Aktuelle Stunde ist noch nicht 
drangekommen, Herr Bauckhage!) 

- Herr Dr. Braun, dass Sie das stört, istmir klar. Die Erfolgssto­
ry am Hahn stört Sie deshalb, weil Sie innerlich genau das,_ 
was Sie jetzt denken, nicht sagen wollen; denn Sie wollen 
keine positive Ent11vickung auf dem Hahn. Das stört Sie. Das 
passt nicht in Ihr Bild der Vorurteile. Es gibt keine Bundesstra­
ße, die so zügig ausgebaut wird wie diese. 

{Beifall bei F.D.P. und SPD­
Mertes, SPD: So ist das!) 

Die Landesregierung· hat alles darangesetzt, um dies so 
schnell wie möglich zu machen. Wir sind auf gutem Weg und 
werden das kontinuierlich und so schnell wie möglich fortset­
zen. Das ist keine Frage. 

(frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
5% Auslastung!) 

- Frau Kiltz, es ist völlig klar, dass Sie das nicht wollen. Ihr Poli­
tikermvurf ist die Einschränkung der Mobilität. Der Politik­
entwurf von Herrn Schreiner ist nicht erkennbar. 

(Zurufe der Abg. Frau Thomas und Frau 
Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Er Will nämlich alles und glaubt noch, er könnt_e andere Leute 
zwingen, auf dem Hahn das zu tun. Ich meine, es ist eigent­
lich sehr schön, das5 der Hahn jetzt eine bestimmte Rolle 
spielt. Natürlich müssen die Verkehrsverbindungen verbes­
sert werden. Natürlich ~uss dann _-das merken Sie sich ein­
mal gut- einmal der Kunde Post- der kann auch sonst etwas 
machen - und auch- der Mehrheitsgesellschafter die Nacht­
flugverkehre im Cargollereich von Frankfurt zum Hahn verle­
gen. Ich bin übrigens sehr zuversichtlich. Es gibt· auch Ver-

handlungen. Nur, wenn Sie meinen, man könnte das von 
jetzt auf gleich drehen, dann sagt Ihnen die Port: Danke.-

(Schreiner, CDU: Ich will nicht, dass Sie 
nur zuversichtlich sind, sondern 

auch etwas tun!) 

- Mir vo·n Ihnen Untätigkeit vorwerfen zu lassen, das belegt 
eigentlich, dass Ihr Geschwätz wirklich _Geschwä~ ist. Aber 
gut, das nur am Rande. 

-Das ist so. 

(Dr. Weiland, CDU: Ha! Ha! Ha! 
Sie haben keinen Grund 

zur Arroganz!) 

(Kram er, CDU: Das ist eines 
- Ministers nicht würdig!­

Dr. Weiland, CDU: Immer schön 
den Ball flach-halten!) 

- Ich weiß gar nicht, was Sie wollen. Er hat lange gesprochen 
und nichts gesagt. Er hat einen Eiertanz vollführt~ Darauf 
muss man einmal antworten dürfen. Ich habe et11vas gesagt, 
Herr Kollege Böhr. Es bleibt dabei, wir werden in der Lage 
sein, den Hahn auch auf der Basis weiter auszubauen. 

{Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Habe ich etvvas Falsches gesagt?) 

- Nein, Sie haben einen Politikentwurf öffentlich gemacht, 

. der die ~insch ränku ng der Mobilitätzum Inhalt hat. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: -
Erhaltung der Lebensqualität 

ist die andere Seite!) 

Herr Schreiner hat wilde Vorwürfe erhoben, die nicht haltbar 
sind. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und Herrn 

_Schreiner. Auf dieser Basis müssen wir u11s jetzt unterhalten. 
Auf dieser Basis müssen wir auch die Verhandlungen mit der 
hessischen ~andesregierung führen. Es gibt übrigens unmit­
telbar nach dem Beschluss der CDU-landtagsfraktion einen 
einstimmigen Kabinettsbeschluss in diesem Hause, in dem wir 
eindeutig unsere Positionen dargelegt haben, übrigens auch 
vor dem Hintergrund der EntwiCklung des Rhein-Main­
Raums; denn wir müssen wissen, die Passagierverkehre wer-

- den biszum Jahr 2015 um 110% ansteigen. Darauf muss man 
adäquate Antworten. geben können. Die Annvorten müssen 
auch so sein, dass auch in Frankfurt wie auf dem Hahn ent­
sprechend geflogen werden kann. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir jetzt diskutieren. Es 
macht keinen Sinn, dass man hier in einer Art und Weise auf­
tritt und so tut, man könnte die Bevölkerung schützen, indem 
man andere belastet. Wir müssen eine klare Linie haben. Wir 
müssen klar im jetzigen Raumordnungsverfahren alle Positio-
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nen auf den Tisch legen. Wir müssen bei allen Positionen ge­
nau abwägen, wie wir den Flughafen in Frankfurt vor dem 
Hintergrund der wirtschaftlichen Entwiddung ausbauen kön-. 
nen. Dazu ist es einfach notwendig, dass man stilvoll mitein­
ander umgeht. 

(Kram er, CDU: Ja!) 

Man hätte erwarten können, dass die hessische Landesregie­
ruog dieses getan hätte. Sie hat es nicht getan. Wir werden es 
jetzt nachholen und Werden danach wissen-, woran wir sind. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: -
HerrSchreiner wird sich 

dafür einsetzen!) 

Es muss uns gelingen, alle Verfahren und alle Variationen er­
gebnisoffen zu prüfen, und zv11ar alle Kriterien, insbesondere 

- die Kriterien d~r Lärmbelästigung, aber auch das Kriterium, 
dass der Flughafen in Frankfurt ausgebaut werden muss.' Vor 

dem Hintergrund müssen wir das tun. Es nützt-nichts, wenn 
wir uns gegenseitig Vorwürfe machen. Es hilft auch wenig, 
wenn man meint, man könnte den einen gegen den_anderen 
ausspielen. Es hilft auch wenig, wenn man meint, man könn­
te glauben, der Hahn könnte insgesamt die Verkehre kom­
pensie-ren. Das wird auch _nicht gehen. Dazu braucht man 
dann mehr. 

Wir haben jetzt ein Gutachten über die Bahnverbindungen in 
Auftrag gegeben. Das ist nicht so leicht. Ich kann Ihnen sa­
gen; was das kosten wird. Es ist auch die Frage, wer das be­

zahlt .. Natürlich, wenn man das in fairer Partnerschaft will, 
müssen auch dabeidie FAG und und· die FHG entsprechend 
beteiligt werden. -Das ist nicht Sache des Landes Rheinland­
Pfalz allein. Dann wäre es eine schöne Angelegenheit. Wir 
entlasten die und zahlen dann noch die Zugverkehre. So 
kann es nicht sein. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir- jetzt in aller Ruhe die 
Gespräche abwarten. Ich kann Ihnen versichern, wir werden_ 

. die lheinhessische Bevölkerung dabei im Blickpunkt des Inter­
esses haben. 

(Beifall der F~D.P. und bei derSPD) 

Präsident Grimm: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Ab-
- ~~ 

geordneten Frau KiltzdasWort. 

Abg- Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Kollege Hammer, klären Sie mich doch einmal auf. 

(Pörksen, SPD: Viel zu spät!) 

Haben Sie jetzt einen Streit oder einen Disput mit Herrn 
Beutel oder nicht; Ich lese in der Zeitung, dass Herr Beutef ei­
nen neuen Namen für die Allianz gegen Nord-West sucht, um 
- ich zitiere -deutlich zu machen, dass das Bündnis jeden Aus- _ 
bau des Flughafens_ ablehne. Haben Sie jetzt einen Dissens 
mit ihm oder nicht? Vielleicht beantworten Sie das nachher­
noch. 

Sie sagen: Wir sind für ein striktes Nachtflugverbot-, und wis­
sen gleichzeitig, dass sich im hessischen Landtag der Frak­
tionsvorsitzende der SPD- wie heißt er gleich noch einmal?-

(Lais, SPD: Armin Clauss!) 

wirklich einen abringt, um das Nachtflugverbot in den lan-_ 
desentwicklungsplan zu bekommen, und die CDU und die 
F.D.P.Iehnen das ab. Sie sagen: Nein, das kommt höchstens in 
die Präambel. - Mit solchen Präambelaussagen haben wir 
schon unsere Erfahrungen- während der Startbahndebatte 
gemacht. Darauf ist überhaupt kein Verlass. Das habe ich 
eben schon erläutert. 

Herr Schreiner, Sie haben gesagt, beim Flughafen Hahn hätte 
die Landesregierung ihre_ Hausaufgaben nicht gemacht; Rei­
chen Ihnen 100 Millionen DM an Steuergeldern nicht als 
Hausaufg_aben? Wollen Sie noch einmal 100 Millionen DM 
hinlegen? 

(Zuruf des Abg. Schreiner, CDU) 

Das müssten Sie schon etwas näher erläutern, weil ich das 
nicht nachvollziehen kann. 

Zum Flughafenkonzept der Bundesregierung, das Sie so süffi­
santangesprochen haben, komme ich nachher noch einmal. 

Herr Kuhn, es gibt keine verträgliche Lösung. -

. (Kuhn, F.O.P.: Das ist Ihr Problem!) 

-Es gibt keine. Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen. 

Wenn Sie davon reden, dass es ein unerwartetes Wachstum 
des Flugverkehrs gegeben hätte, kann ich nur lachen. Wir ha­

ben keine Kerosinbesteuerung. Wir haben auch andere Maß­
nahmen nicht, die faire Wettbewerbsbedingungen zwischen 
Verkehrsträge-rn erlauben würden. -

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das nennt man MarktWirtschaft!) 

Es gibt politische Rah~eilbedingungen, die geradezu einla­
den, dass der Flugverkehr wächst. Da müssen wir herange­
hen. 

(Zuruf des Abg. Billen, CDU) 

-Herr Billen, Sie können sich zu Wort melden. 
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Herr Bauckhage, wenn Sie mir unterstellen, ich vvOrde ein 
Mobilitätsbehinderungskonzept vertreten, kann ich eigent­
lich nur lachen. Wer macht denn Mobilitätsbehinderung 
durch immer mehr Setzen auf Kfz-Verkehr? - Ich stehe im 
Pendolino nicht im Stau. Ich stehe nur zwischen vielen Ge­
päckstucken, weil der Pendolino falsch konzipiert ist, aber 
nicht im Stau. Wenn Sie es vielleicht einmal hinbekämen, den 
Pendolino gangbar zu machen, dann wäre ich noch ein biss­
chen fixer als die Autos auf derB 41. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

- Herr Minister, das ist ein bisschen daneben. Das verbitte ich 

mir fur die Zukunft. 

{Glocke des Präsidenten) 

Ist meine Redezeit zu Ende? 

(Kramer, CDU: Ja!} 

Dann war das wirklich ein gutes Schlusswort. 

Herr Bauckhage, zu den Arbeitsplatzargumenten komme ich 
noch einmal, wenn Sie noch einmal reden und ich wieder Re­
dezeit habe. Dann erläutere ich u-nsere Haltung zu den Ar­

beitsplätzen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Schreiner das Wort. 

Abg. Schreiner, CDU: 

Ich habe Ihnen und der Landesregierung mangelnde Aktivi­
tät vorgeworfen. Herr Kuhn, zweifellos ist dies ein Sakrileg, 
weil Sie sagen,- ich darf Sie zitieren- das Gesetz des Handeins 

läge in Hessen. Ich habe noch nicht erkannt, dass es der 
rheinland-pfälzischen Landesregierung verwehrt wäre, im In­
teresse ihrer BOrger Initiativen zu ergreifen. Das habe ich 
wirklich noch nicht gehört. 

{Beifall der CDU} 

Jahrelang schweigen, und jetzt plötzlich sprechen Sie schöne 
Worte. Dassei Ihnen unbenommen. 

(Zuruf des Abg. Hammer, SPD) 

!>ie Frage ist bloß, warum haben Sie so lange gewartet? Hät­
ten Sie nicht schon längst im Vorfeld aktiv werden müssen? 

-Ich sage es noch einmai:~Wir haben Sie im FrOhjahr aufge­
fordert, eine gemeinsame Kabinettsitzung durchzuführen, 
auch wenn es schwer fällt. Aber passiert ist gar nich~. 

Wir hatten Kontakt mit unseren hessischen Kollegen. Das Er­
gebnis liegt Ihnen unter anderem vor, und r.ntar der Parla­
mentsantrag, den wir zur Entwicklung im Rhein-Main-Gebiet 
vorgelegt haben. 

Wir hatten Kontakt mit dem Hahn. Wir waren erst letzte Wo­

che dort. 
(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
-BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Ich darf auch far die Kollegen vor Ort sprechen. Man be­
kommt Tränen in die Augen, und zwar Tränen der Freude, 
weil es ein· so hervor(agendes Potenzial ist, was man dort 
oben alles machen könnte. Aber gleichzeitig bekommt man 
Tränen in die Augen, weil man über irgendwelche kleinen 
Landsträßchen - sehr pittoresk - einen Flughafen anfahren 
soll, auf dem bald 400 000 Passagiere abgefertigt werden. 

Wenn Sie sagen, wir miissen aktiv sein, dann sage ich, sehr 
gut, umso besser, wenn Sie sich abstimmen und für die B 50 
kämpfen, umso besser, wenn Sie auch Aussagen treffen, die 
dazu fahren können, dass der Schienenverkehr und die Schie­
nenanhindung des Hahn verbessert werden. 

Herr Bauckhage, aber wenn Sie in freudiger Erwartung dieser 
Bauprojekte sind und sich, was andere Dinge anbelangt, hin­
ter Sperrminoritäten verschanzen, und zwar in Bezug auf die 

Gesellschaftsstruktur der Gesellschaft auf dem Hahn, dann 
möchte ich Sie bitten, dass Sie sich im Vorfeld, wenn es darum 
geht, die Straßen und den Schienenan;chluss auf den Weg zu 
bringen, anlesen, wie die Sperrminoritäten dort sind, und ob 
es nicht das Land ist, das in erster: Linie anfangen muss, aktiv 
zu werden. 

(Glocke des Präsidenten) _ 

Ich sage es noch einmal: Wenn die Landesregierung jetzt ak­
tiv wird, dann ist es eine gute Entwicklung für Rheinland­
Pfalz. Andernfalls bleibt uns in Rheinland-Pfalznur der Lärm. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Gri_mm: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Mertes_ 
das Wort. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir können auf 
der einen Seite nicht von den Segnungen der Industrie- und 

• 

• 
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Dienstleistungsgesellschaft leben und profitieren und zur 
g Ieichen Zeit immer nur ihre Belastungen beklagen. 

Daraus ergibt sich für uns, dass wir selbstverständlich für ei­
nen prinzipiellen Ausbau des Flughafens Frankfurt sind. 

Wir müssen aber die berechtigten Einwände um Gesundheit 
und .,Verlärmung~ heute ernster nehmen als vielleicht-vor 
zwanzig Jahren, weil sich das einfach zu stark ausgeweitet 
hat. 

Aber genau das findet nicht statt. Anstatt sich darauf zu ver­
lassen, dass die Mediation mit drei Varianten die Grundlage 
der Prüfung ~wird, hat der hesslsche Ministerpräsident einsei­
tig an einem Sonntag .:. ich habe es mir bewusst angeschaut 
und musste auf .,Lassie" verzichten- im Fernsehen Folgendes 
gemacht: Er hat an der Karte gezeigt, wie das mit seiner Va­
riante aussieht, und dann rutschte seine Hand herunter über 

- die hessischen Orte und in Flörsheim kam auf einmal eine 
Terra incognita. Dahinter war nur noch die Wüste Gobi oder 
der Atlantik - ich weiß es nicht -, vielleicht sogar Rhein Iand­
Pfaiz. Er ging aber nicht weiter._ 

Meine Damen und Herren, H11!rr Schreiner, wir machen den 
Hessen den Von.'llurf, dass sie es gemacht hab~n. ohne mit uns 
zu reden. 

(Beifall der SPD} 

Warum hat der hessische Ministerpräsident diese V~riante 
einseitig hervorgehoben, ohne die Prüfung aller drei Variano 

ten einschließlich der Bedingungen der Mediatoren mit hin­
zuzunehmen? Hierfür gibt es viele Gründe. Der Mann steht 
auf sehr schwankendem Grund und hat viele Gründe, irgend- ~ 

wie mit anderen D_ingen aufzufallen. Aber dass Sie ihm dabei 
helfen und sagen, wir hätten niCht das getan, was wir hätten 
tun können, dazu muss ich sagen: Wahrscheinlich waren Sie 
zum allerersten Mal auf dem Hahn- Glückwunsch.-

Wenn Sie das eine pittoreske Landstraße nennen, was wir die 
B _50 nennen, dann sage ich Ihnen Folgendes: Herr Schreiner, 
es gibt keinen einzigen Quadratmeter, der im Baurecht ist, 
der nicht ausbaut ist oder wird. Das ist die Realität. Darüber 
müssen Sie- einmal diskutieren. 

(Beifall bei der SPD­
Unruhe-

Glocke des Präsidenten) 

Sie werden sehen, schneller als zu den Zeiten, als andere re­
giert haben. 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

-Ja, das ist mir klar. Wir hätten die B 50 schon längst dreispu­
rig, wenn nicht die Leute, die früher regiert haben, gesagt 
hätten: Wo führt das denn hin? -Wir werden den Hahn an­
schließen. 

Dann zur Eisenbahn. 

Präsident Grimm: 

Herr Kollege. 

(Zurufe von der CDU) 

Abg. Mertes, SPD: 

Ja. 

Zur Eisenbahn kann ich nur sagen, wir machen uns die Arbeit, 
das vorher ordentlich zu prüfen. Wir können keine 100 Millio­

- nen DM für etwas einsetzen, was wir noch nicht einmal or­
dentlich geprüft haben. 

Herr Schreiner, wenn Sie Mainz so verteidigen, dann kann 
man nur sagen: Solche Freunde sind schlimmer als Feinde. 

(Beifall der SPD-
Bische I, CDU: Aber Leute, die an 
Gedächtnisverlust leiden, sind 

auch nicht besser!) 

Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Wemer Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Sehr geehrte Frau Kiltz, der Begriff .,verträgliche Lösung" so, 
wie Sie ihn definiert haben, enttarnt Ihr Denken. Was will 
Frau Kiltz? Was versteht sie unter verträglichen Lösungen? 
- Sie will keine Belastung, sie will gleichzeitig Arbeitsplätze 
und Möbilität. Sie will alles. Alles will sie, und das ist keine 
verträgliche Lösung. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wenn man es schlau anpackt, 

geht das sogar!} 

Eine verträgliche Lösung ist immer ein Kompromiss._ Wenn Sie 

einen begrenzenden Faktor einbeziehen und sagen, es darf 
nicht die geringste Belastung auftauchen, dann ist doch klar, 
dass sie nicht politikfähig sind. Das ist doch Ihr Problem und 
nicht nur in diesem Landtag. 

Me~ine Damen und Herren, auf das, was mich etl.'l!as irritiert 
hat, muss ich noch einmal zu sprechen kommen,-lmd zwar be­
trifft das den Vorwurf an die rheinland-pfälzische Politik, 
nicht versucht zu haben, in das Mediationsverfahren hinein­
zukommen. Wahrscheinlich irre ich mich. Aber ich habe die 
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vielen Versuche, Aufforderungen und Appelle immer noch im­
Gedächtnis, die rheinland-pfälzischen Positionen mit in dieses 
Mediationsverfahren aufzunehmen. 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE~) 

Wenn dies nicht stattfindet- ich sage dies noch einmal-, dann 
endet auch unsere machtpolitische Position zunächst ei!lmal. 

, Wenn ich dann aber höre, dass Herr Kollege Böhr vorab schon 
über diese Variante, die hier fur Aufregung sorgt, und zwar 
zu Recht für Aufregung sorgt, informiert war, dann frage ich, 
hat er bei seinem Kollegt:!n Koch Einfluss genommen und ihm 
einmal klar gemacht, dass er hier ein Schwarzer-Peter-Spiel 
anfängt? Hat er ihm das klar gemacht? - Da liegen die Ver­
säumnisse. 

(Zurufe von der CDU) 

Es kann doch nicht wahr sein, so etwas hinzunehmen, oder 
Herr Koch hat nicht auf den Kollegen gehört. Das ist doch das 
Problem. 

(Bische!, CDU: Haben Sie mit 
Frau Wagner verhandelt?­

Glocke des Präsidenten) 

Sie können doch der Landesregierung keinen Vorwurf ma­
chen, wenn Sie als Vorsitzender der CDU-Fraktion nicht in der 
Lage sind, Herrn Koch von der Unsinnigkeit seines Verhaltens 

abzubringen. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Überzeugt. -

(Beifall der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Beck das Wort. 

Beck, Ministerpräsident: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich füge dem eini­

ge Bemerkungen hinzu, was Herr Kollege Bauckhage für die 
Landesregierung deutlich gemacht hat. 

1. Wir haben nie daran gezweifelt - ich hoffe, diesbezuglieh 
_ besteht grundsätzlich Einigkeit, aber die Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN scheine ich ausnehmen zu müssen -, dass_ 
der Frankfurter Flughafen auch für Rheinland-Pfalz von er­
heblicher Bedeutung ist. Deshalb sind wir daran interessiert 
und haben unseren Beitrag dazu geleistet. dass dieser Flug­
hafen im Reigen der internationalen Flughäfen in Europa sei-

- ne Spitzenstellung behaupten kann. Dies ist für viele Men-

. 
sehen, die unmittelbar dort arbeiten, und für den Wirt-
schaftsstandort Rhein-Main von großer Bedeutung. 

(Beifall derSPD und der F.D.P.) 

2. Ich rufe noch einmal in Erinnerung, dass die rheinland­
pfälzische Landesregierung es nicht bei Lippenbekenntnissen 
hinsichtlich dieser Grundorientierung belassen hat, sondern 
in einemsehr intensiven Verhandlungsprozess dazu beigetra­
gen hat, dass wir wenige Tage vor Weihnachten 1999 einen 
Vertrag unterschreiben konnten, der beinhaltet, dass in den 
kommenden Jahren sukzessive die bisherige amerikanische 
Militärnutzung vom Frankfurter Flughafen nach Spangdah­
lem und Ramstein verlagert wird. Dies ist alles -in allem be­
trachtet auch in unserem Interesse, weil sehr hohe Investitio­
nen damit verbunden sind, weil die Arbeitsplätze in Ramstein 
und Spangdahlem gesichert werden und weil wir um die Be­
deutung der Standorte wissen, aber :lUch, weil wir wissen, 
dass sowohl auf dem Boden als auch in der Luft für den 
Frankfurter Flughafen neue Perspektiven eröffnet worden 
sind. 

3. Wir haben den Flughafen Hahn gegen den erbitterten Wi­
derstand der GRÜNEN, bei hämischer Begleitung der CDU­
Fraktion und bei einer Art und Weise der Debatte, dass man 
manchmal meinte, jemand habe die Hoffnung, es würde 
scheitem, so ertüchtigt, dass er in der Tat in der Lage ist, eine 
Ergänzungsfunktion für den Frankfurter Flughafen wahrzu­
nehmen; 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

dies _im Wesentlichen durch die dort geltende Nachtflugge­
nehmigung. Bezüglich der Erschließungen auf dem Boden ist 
das Notl.'ilendige gesagt worden. 

Hinsichtlich der Zusammenarbeit mit der hessischen Landes­
regierung mache ich noch einmal deutlich - ich sage das noch 
einmal, weil ich das schön öfter gesagt habe, aber was man 
nicht hören will, scheint auch nicht gehört zu werden -, dass 
ich vor geraumer Zeit,-das gilt auch _für die Ebene der Ver­

kehrsminister, mit Herrn Kallegen Koch Übereinstimmung 
darüber erzielt habe, dass wir die Grundintention bezüglich 
des Frankfurter Flughafens miteinander kooperativ voran­
treiben wollen. Dies ist nicht erfolgt. Auf einer Parteiveran­
staltung ist eine Entscheidung getroffen worden. Das will ich 
nicht kritisieren, ist in diesem Zusammenhang aber unge­
wöhnlich. 

Ich betrachte diesen Vorgang als erledigt, zumal sich Herr 
Kollege Koch am vorigen Freitag bei mir für diese Vergehens­
weise entschuldigt hat. Das sollte akzeptiert weorden, und ich 
akzeptiere diese Entschuldigung. 

Für die kommende Woche haben wir einen Termin verein­
bart. Herr Kollege Bauckhage und ich werden in Hessen mit 
den Vertretern der hessischen Landesregierung die Positio­
nen besprechen und --Wie ich hoffe - ein einvernehmliches 

• 

• 
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Vorgehen vereinbaren. Ob wir.am Ende der Prozesse zu·einer 

einvernehmlichen Haltung finden, hängt davon ab,· wie die 

Abwägung der Interessenvorgenommen wird und wie sie am 

Ende dieser Prozesse aussehen. Es ist ganz selbstverständlich, 

dass wir dabei eng mit den rheinhessischen Kommunen- ich 
gehe davon aus, dass das auch f~r die hessischen Kommunen 

gilt- zusammenarbeiten werden. Das ist ir:' der Form mit dem 
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt besprochen wor­
den. Diese Zusammenarbeit muss natürlich auch mit siCh brin­

gen, dass die Interessen der Bevölkerung nicht unzumutbar 

belastet, sondern berücksichtigt werden. 

Im Übrigen 'haben wir nie einen Zweifel daran zugelassen, 
dass eine Grundvoraussetzung, um dieses Ziel zu erreichen, 

ist, 

a) dass alle-infrage kommenden Varianten untersucht wer­

den - Herr Kollege Bauckhage hat dies deutlich gemacht­

und 

b) dass die Fragen der Lärmbelastung insbesondere dadurch 
von vornherein in eine überhaupt handl)abbare Größen­

ordnung gebracht werden, dass ein klares und eindeuti­

ges Nachtflugverbot für den Frankfurter Flughafen 
Grundvoraussetzung für weitere Verhandlungen ist, t'lieil 
die Ziele ansonsten auf keinen Fall zusammenzuführen 

sind. 

(Schreiner, CDU: Dann sind wir 

uns doch alle einig!) 

· - Lieber Herr Schreiner, auf die Art und W.eise, wie Sie gere­

det haben, kann ich leider wirklich nicht ernsthaft mit Ihnen 

diskutieren. 
(Beifall derSPD) 

Das war mir wirklich zu oberflächlich. Das geht so nicht. 

(Heiterkeit des Abg. Schreiner, CDU- -
Schreiner, CDU: Das tut mir leid!) 

-Sie können reden wie Sie wollen, aber ich kann auch reagie­
ren, wie ich will. Eine solche Frage debattiere ich nicht auf ei­

nem solchen Niveau. Das muss klar sein. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir haben die große Chance, dass wir in dieser Frage. mit ei­
ner geschlossenen Haltung auf rheinland-pfälzischer Seite für 
die Mensch~n in diesem Raum, und zwar in jeder Hinsicht, so­

wohl in der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Hin­
sicht als auch im Hinblick auf die Lebensqualität, ein vernünf­
tiges Ergebnis erzielen können. Deshalb habe ich gehofft, 

dass die Debatte so geführt wird, wie sie unter den Verant­
wortlichen geführt wird, nämlich sehr sachbezogen und sehr 
nüchtern, aber auch im Bewusstsein der Verantwortung ge­

genüber den hier wohnenden Menschen. So werden wir dies 

weiter betreiben. 

Natürlich kann alles zum Schlachtfeld der ironischen oder 

parteipolitischen Auseinandersetzung gemacht werden. Ich 

bin aber der Meinung. dass das nicht sein sollte. Es ist eine 

hoch sensible und hoch verantwortlich zu handhabende Ma­
terie. 

Ich sage ganz offen: Ich möchte nicht ohne weiteres in der 
Haut derjenigem stecken, die das auf hesSlscher Seite zu be­
handeln haben. Deshalb gehe ich mit meinen Gesprächspart­

nern so um. wissend Ulll die Sensibilität dieser Frage. Das be­

deutet aber auf keinen Fall, dass wir rheinland-pfälzische In­

teressen auch nur für einen Augenblick zurückstellen. Wir ha­
ben mehr. zu bieten als nur Proteste. Wir haben richtige Hilfe 

bereits geboten und werden sie weiter anbieten. Das ist eine 

Grundlage für eine einvernehmliche, vernünftige und verant­
wortliche Regelung. Dabei bh~ibtes. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, den Fraktionen stehen noch je­

weils zwei Minuten Redezeit zur Verfügung. 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich bin froh, dass ich die Gelegenheit habe, noch einmal et­
was zum Thema "Arbeitsplätze" zu sagen. 

(Mertes, SPD: Das glaube ich!) 

Meine Damen und Herren, wir wischen dieses Argum-ent 

nicht weg. Auch wir wissen, dass 60 000 direkte und 80 000 
indirekte Arbeitsplätze die Existenzen von vielen Familien im 

Rhein-Main-Gebiet bedeuten. 

Das Mediationsverfahren hatte aber unter anderem zum Er­

gebnis, dass diese Arbeitsplätze nicht nur _gehalten, sondern 

ihre Zahl noch gesteigert werden könnte, wenn die beste­

hende Infrastruktur am Frankfurter Flughafen effektiver ge­

nutzt worde, auc.h in Kooperation lllit dem Flughafen Hahn. 

Diesbezüglich haben wir andere Vorstellungen als Sie. 

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

-Mit Hahn. 

Ich sage Ihnen, wie unredlich-die Flughafen Frankfurt/Main 

AG rechnet.- Sie spricht von 39 000 Arbeitsplätzen, die ohne 

den Ausbau verloren gingen. Bei einer Weiterentwicklung 
bei ungebremster Nachfrage und weiter'bestehenden politi­

schen Rahmenbedingungen würden 57 000 zusät~liche Ar­
beitsplätze entstehen. Das rechnet die Flughafen Frank-
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furt/Main AG einfach zusammen und behauptet, es ginge um 

100 000 Arbeitsplätze. Das ist eine unredliche Rechnung. 

Sie wissen genauso gut wie ich, dass es Gutachten gibt, die 

die Arbeitsplatzeffekte in der behaupteten Höhe auch kri­

tisch beleuchten und zu anderen Zahlen kommen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Überaus kritisch!) 

Ich bin der Meinung, dass man sich das zu Gemüte führen 

muss, anstattsich immersofort platt aufden Boden zu legen, 

wenn das Wort .. Arbeitsplatz" fällt. Es muss auch einmal da­

hinter geschaut und abgewägt werden, weil auf der anderen 

Seite die unerträgliche Steigerung der L.ärmbelastung, die zu­

nehmende Umweltverschmutzung, die Gefährdung der Ge­

sundheit und Unmengen von Hektarn Bannwald stehen. 

(Glocke des Präsidenten} 

Es muss auch eine Abwägung erfolgen. Es kann riicht immer 
alles gemacht werden, wenn nur das Wort .. Arbeitsplatz" 
fällt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Böhr das Wort. 

Abg. Böhr, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Frankfurter 
Flughafen soll ausgebaut werden- diese Information ist nicht 

neu -, und Rheinland-Pfalz ist davon betroffen. Rheinland­

Pfalz ist in positiver Hinsicht betroffen. Dazu ist bereits Vieles 
zutreffend gesagt worden. Ich vermute, dass wir die positi­

ven Folgen im Moment eher noch unterschätzen als über­
schätzen. Rheinland-Pfalz ist aber leider auch in negativer 
Hinsicht betroffen. 

Was macht die Landesregierung? Die Landesregierung war-_ 
tet darauf, dass sie zu einem Gespräch eingeladen wird. Herr 

Ministerpräsident, ich muss ganz ehrlich sagen, dass mich die­

se Schüchternheit überrascht. 

(Beifall der CDU} 

Ich kenne weder den Terminkalender Ihres Kollegen Koch 

noch kenne ich Ihren Terminkalender, aber bei der existen­
ziellen Betroffenheit in dieser Frage kann man sich nicht da­
mit herausreden, dass man sagt: Wir warten seit Monaten 

auf eine Einladung zu einem Gespräch. 

(Beifall der CDU­

Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will einmal ganz offen meine Vermutung sagen, wobei 

ich gern zugebe, dass es sich um eine Vermutung handelt: Sie 

waren voller Hoffnung, dass es zu dieser Enticheidung im 
Sommer dieses Jahres gar nicht erst kommen wird. Deshalb 

haben Sie in dieser Frage gar keinen Druck gemacht. Dann ist 

aber die Entscheidung gefallen, und jetzt stehen wir da, wo 

wir stehen. 

Noch eine zweite Bemerkung in diesem Zusammenhang: Völ­

lig unstrittig kann die Position für unser Land Rheinland­

Pfalz, wenn wir ,auf der einen Seite die Lasten, die leider auf 

uns zukommen - - ~ Herr Kollege Mertes und Herr Kollege 

Kuhn, es ist übrigens völlig gleich, welche Variante ausge­

wählt wird. Sie können nur wählen, ob die Stadt Mainz mehr 

oderdie umliegenden Gemeinden mehr betroffen sind. Darin 

besteht die Qual der Wahl. Eine Variante, von der Rheinland­

Pfafz überhaupt nicht betroffen ist, müssen Sie zuerst noch 

erfinden. 

(Kuhn, F.D.P.: Das hatauch 
keiner behauptet!) 

Deshalb kann unsere Verhandlungsposition unstrittig nur die 
sein, dass wir ein Verhandlungsergebnis ansteuern wollen, 

mit dem wir die Lasten für unser Land reduzieren und die 
Nutzen für unser Land maximieren. 

(Beifall der CDU) 

Dazu gehört, dass man keine paternkinsehen Dörfer aufbaut; 
denn mit Blick auf eine Vielzahl von -Fragen ist es nicht so, 

das~ die Hessen sich verweigern i1vürden, unserem Nutzen 
und unseren ·Erwartungen entgegenzukommen - im Gegen­
teil. Man kann jeden Tag in der Zeitung lesen, .dass dem die 

Hessen gar nicht im Wege stehen. Deshalb ist es zwei Sekun­

den vor zwölf, dass sie sich an den Verhandlungstisch setzen 
und die Interessen unseres Landes wahrnehmen. 

(Anhaltend Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich .erteile noch einmal Her.rn Abgeordneten Mertes das 

Wort. 

Abg. Mertes, SP~: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der hessische Mi­
nisterpräsident geht entgegen allen Vereinbarungen vor und 
erklärt einseitig eine Variante zu seiner bevorzugten Varian­

te. Das ist der Punkt. Für diesen Sonntagnachmittag war der 
Frieden zwischen zwei Ländern unwichtig geworden; um zu 
zeigen, wer Herr in Frankfurt ist. 

(Beifall der SPD) 

• 

• 
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Sie haben sich das gar nicht angesehen. Ich sage: Der Minis­
terpräsident von Hessen hat die Rheinland-Pfälzerüberhaupt 
nicht zur Kenntn!s genommen. - Ich sehe ihn auf der Karte 
mit der Hand heruntermarschieren. Da gab es keinen Rhein 

- und -kein Rheinland-Pfalz. Da gab es nur eins: Wie kann ich in 
meinem hessischen Wahlland dafür sorgen, dass die_Belas­
tung bei mir gering und bei anderen anders ausfällt? - Das 
war der Bruch eines Konsenses zvvischen zwei Ländern um 

diesen Flughafen. 

(Beifall der SPD) 

Natürlich hat Herr: Kollege Böhr Recht, wenn er sagt, dass wir 
bei einem Ausbau so oder so in bestimmte Belastungen hi­
neinkommen. Das bestreitet niemand. Der Punkt ist: aber, 
was den Ministerpräsidenten von Hessen bewegt hat, nach~ 
dem die Mediatoren, die teuer b~zahlt wurden und lange ge­
arbeitet haben,- einen Vorschlag unterbreitet haben, selbst 
einen Vorschlag zu unterbreiten. Dafür reichen die mir ver­
bleibenden 42 Sekunden nicht mehr aus. Ich sage Ihnen aber 
eins: Er musste einen wichtigen innenpolitischen Grund !la­
ben, dies zu diesem Zeitpunkt sowohl zu Lasten der Rhein" 
Iand-Pfäizer als aud1 der Glaubwürdigkeit von solchen Unter­
suchungen in der ZuiCunft zu machen. ln Zukunft wird uns 
keiner mehr glauben, wenn wir Mediatoren einstellen. Es 
wird gesagt: Am Ende bestimmt irgendein politisch Verant­

·wortlicher, welche Variante allein geprüft wird, koste es, was 

es wolle. 
(Beifall der SPD und des 

Abg. Heinz, F.D.P.) 

Wenn die Hessen jetzt schon wieder sagen, das mit der 
Nachtruhe sei rechtlich eigentlichgar nichtzu machen, 

{Glocke des Präsidenten) 

ist das ein weiterer Punkt in Richtung·auf die Aufkündigung 
der Mediatoren. 

Man fragt sich wirklich, auf was in Hessen noch Verla55 ist. 
Unter der Landesregierung, die dort drüben regiert, ist die 

Anti.vort relativ leicht. 

(Beifall der SPD und d.er F.D.P.) 

.Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Verkehrsminister Bauckhage das Wort. 

Batickhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident. meine sehr geehrten Damen und Herre_n! Den 
entscheidenden.Punkt hat Herr Koll.ege Mertes gerade noch 
einmal genannt: Es gab ein Mediationsverfahren, das unter­
schiedliche Varianten zum Ergebnis hatte. - Auf dieser Ge-

schäftsgrundlage hätte man miteinander reden können. Die 
Geschäftsgrundlage ist· dann einseitig vom Landesvorsitzen­
den der _hessischen CDU, der gleichzeitig Ministerprasident 
ist, verlassen worden. 

Meine Damen und Herren, es ist manchmal schwierig, wenn 
man bestimmte Dinge nicht zur Kenntnis nehmen will, die 
einfach Tatsache sind, Wenn wir sinnvollErweise und richti­
gerweise die Interessen der rheinhessischl;!n Bevölkerung ver­
treten wollen, müssen wir darauf achten, dass man insgesamt 
eine einheitiiche Linie findet. Wenn man das will, muss man 

miteinander red_en. Bei einer einheitlichen Linie hätte man 
übrigens auch erwarten können, dass derjenige, der vorher 
wusste, dass eine bestimmte Variante favorisiert wird, das zu­
mindest einmal angesprochen hätte. 

Man muss sehen, dass das Land Rheinland-Pfalz mit Spang­
dahlem damals vertraglich eine Entl~stung des Frankfurter 
Flughafens herbeigefühlt hat. Dann kann man davon ausge­
hen, dass bei weiteren Schritten, die insgesamtden rheinhes­
sischen Raum belasten, die.aber gleichzeitig auch, wie Herr 
Kollege Böhr das bereits erwähnt hat, eine große Chance be­
inhalten --- Machen wir uns nichts vor. Es g.eht nicht nur um 
ein paar Arbeitsplätze. Es geht um hoch qualifizierte und 
sehr sichere Arbeitsplätze, wenn man das Drehkreuz von_ Eu­
ropa in Frankfurt halten kann. 

Wi! benötigen meiner Meinung nach ein Mehr-Säulen­
Konzept, das wie folgt aussehen muss: 

1. Alle von der Mediatorengruppe_auf den Tisch gelegten Va­
rianten müssen ergebnisoffen in das Raumordnungsverfah­
ren gehen. 

2. Es muss gleichzeitig überlegt werden, wie wir den Punkt­
zu-Punkt-Verkehr auf dem Hahn weiter ausbauen können. 
Herr Kollege Schreiner, man _muss sich im Gesellschaftsrecht 
auskennen. Wenn ich gegen einen Mehrheitsgesellschafter 
Geschäfte tätigen will, die er an anderer Stelle tätigt, wird er 

diesen nicht zustimmen, auch wenn Sie noch so viele Minder­
heitenrechte haben. Sie können nur bestimmte Dinge verhin­
dern. 

Ein weiteres Konzept besteht darin,_ dass wir den zügigen 
weiteren Ausbau derB 50 benötigen. Joachim M!'!rtes hat völ­
lig Recht. Alle Schritte, die nur möglich waren, hat die 
rheinland-pfälzische Landesregierung in dieser Hinsicht un­
ternommen. 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

- Herr Bracht, das ist auch eine Frage der Farbenlehre in 
Berlin. Ich hätte mir gewünscht, dass wir damals schon! als 
wir noch mitregierten- lassen Sie uns doch ehrlich miteinan­
der umgehen -, mehr Mittel oekommen hätten und ein 
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schnelleres Verfahren gehabt hätten. Die Verfahren sind jetzt 
·schnell, und es wird auf jedem Meter gebaut, für den wir 
-Pianrecht haben. 

{l'vlertes, SPD: So ist das!) 

Herr Schreiner, Sie müssen wissen, dass wir aber zunächst ein­
mal das Planrecht haben müssen. Es wird etwas schwierig 
sein, ohne Baurecht zu bauen. Dann bekommen Sie gar nichts · 
mehr gebaut. Auch das muss man wissen. 

(Schreiner, CDU: Danke, dass Sie mir das 
erklärt haben! Das wusste ich schon! 

Ich wollte nur, dass die Landes­
regierung das Bau recht schafft!) 

- Sagen Sie einmal, in welcher Welt leben Sie eigentlich? Einer 
sagt, wir hätten Baurecht, und Sie sagen, wir sollen Baurecht 
schaffen. 

DarOber hinaus ·benötigen \'Vir auch eine Zugv~rbindung. 
Richtigerweise lassen v.rir dazu ein Gutachten erstellen, das 
schließlich mit Kosten verbunden ist. Glauben Sie nicht, Herr 
Mehdorn würde sagen:· Jawohl, da haben Sie gerade einmal 
einen Zug. 

DarOber hinaus haben wir richtigerweise auch die Frage der 
Transrapidbahn ins Gespräch gebracht. Auch sie •nird ge­
prüft. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Bis zur Landtagswahl! 

Danach ist sh: weg!) 

- Frau Thomas, man kann auch Mobilität einschränken wol­
len. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Man kann auch Mobilität vorspiegeln!) 

Mit dem Mehr-Säulen-Konzept und der Überlegung, wie wir 
anderen Frachtverkehr auf den Hahn bekommen, ist der rich­
tige Weg gegangen worden. Dies~n Weg können wir ge­
meinsam gehen. Nur dadurch werden Sie der Bevölkerung in 
Rheinland-pfalzeinen Dienst erweis.en. Sie werden der Bevöl­
kerung in Rheinhessen ·auch in Wahlkampfz~iten keinen 
Dienst en.veisen, indem Sie versuchen~ populistische Parolen 
herauszugeben, die nichts nutzen. Sie nutzen gar nichts, da 
Sie damit das Problem nicht lösen werden. Wir brauchen da­
zu die hessische Landesregierung. 

Es hat niemand so schnell gehandelt yvie wir, weil außer 
Herrn Böhr niemand wissen konnte, dass Herr Koch so weit 
vorpreschen und sich auf eine Variante festlegen wird. Das 

war der Punkt, durch den die gute nachbarliche Zusammen­
arbeit verletzt worden ist. Vor der Frage stehen wir jetzt. 

Wir müssen jetzt überlegen, wie die rheinland-pfälzischen In­
teressen in zweierlei Hinsicht befriedigt werden können: 

1. Wie kann man den Lärm reduzieren? Das kann man unter 
Umständen auch anders machen. 

2. Wie erhalten wir das Nachtflugverbot? 

3. Was können wir tun, damit die wirtschaftliche Entwick­
lung des Rhein-Main-Fiughafens weiter positiv bleibt? 

Vor diesen Fragen stehen wir. Diese werden wir gemeinsam 
lösen müssen. Es wäre gut, Sie würden das ohne Populismus 
mitmachen. 

(Beifall der F.D.P. und derS?D) 

Präsident Grimm: 

Jeder Fraktion stehen noch eineinhaib Minuten Redezeit zur 
Verfügung. 

FrauKiltz, ich erteile Ihnen das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Kollege Mertes, noch so viel berechtigtes Schimpfen auf 
die hessische CDU kann nicht davon ablenken, dass Sie ein in­
nerparteiliches Problem haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Beutel hat doch eine andere·Auffassung als Sie, oder le­
se ich die Zeitung falsch. 

Herr Hammer, wir müssen einmal eine Tasse Kaffee miteinan­
der trinken. Sie müssen mir das erklären. Ich habe das immer 
noch nicht b~griffen. 

(Zuruf des Abg. Hammer, SPD) 

-Dann Tee. 

Herr Bauckhage, Sie haben von vier Säulen gesprochen und 
gesagt, ·alle Mediationsvarianten müssten geprüft werden. 
Dazu _gehört auch die Optimierung ohne Ausbau. Sie haben 
vom Punkt-zu-Punkt-Verkehr auf den Hahn gesprochen. 
Wenn dieser tagsüber besteht, ist nichts dagegen einzuwen­
den. Ich darf Sie belehren, dass die Bundesregierung in der 
Diskussion über das Flughafenkonzept gesagt hat: Wir 'müs­
sen die Kurzstreckenflüge auf die Schiene bekommen. - Für 
Frankfurt ist nachgewiesen, dass 40 % aller Flüge, die dort 
abgehen, unter 500 Kilometer liegen. Hier kann man doch je­
de Menge Entlastung schaffen, indem man auf die Schiene 
verlagert. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 
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Sie sagen als dritte Säule: B 50 neu.- Dazu haben wir unsere 
Meinurig schon öfter gesagt. Ich wiederhole das nicht. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Minister, ich kann Ihnen nur sagen: Schauen Sie, dass· 

das mit- dem Zug hinkommt, und lassen Sie den Transrapid 
endlich in die Ecke fallen, wo er hin gehört, und beerdigen 
Sie das nicht erst am 26. März 2001. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Bisehel 
das Wort. 

Abg. Bische!, CDU: 

Herr Präsident, meine verehrten Damen und Herren! Eines 
beweist diese Debatte: Die Landesregierung und die SPD sind 
völlig überrascht worden, dass sich das Parlament erlaubt, 
dieses wichtige Thema anzusprechen. Es hat eindeutig bewie­
sen, dass die Landesregierung ihre Hausaufgaben nicht ge­
macht hat. 

(Beifall der CDU) 

Die SPD betätigt sich als Nebelwerfer und versucht, den 
Schleier über das· Versagen der L~ndesregierung zu legen. 
Der Herr Ministerpräsident meint, es sei unerlaubt, in diesem 
Parlament Kritik an dem Versagen der Landesregierung zu 
Oben. Er versucht, einen jungen Abgeordneten in einer Art 

-und Weise anzugehen, die an sich einem Ministerpräsidenten 
nicht zusteht. 

(Beifall der CDU) 

Herr Staatsminister Bauckhage, ich habe wenig gehört, dass 
Sie Ihre Aufgaben im Bereich der Landespolitik exakt und ge­
nau wahrgenommen h"aben. Sie haben nicht gesagt, was wir 
in unserem Bereich alles tun l<önnen.ln der Landespolitik gibt 

es unheimlich viel zu tun. Jeder lobt die Chancen des Ausbaus 
des Flughafens. Hier sind wir uns völlig einig. Jeder ist dafür, 
dass die Belastungen für Rheinland-Pfalz möglichst klein ge­

halten werden müssen. Jawohl, hier sind wir uns einig. 

Wir sind uns aber in Ihrem Verhalten und in der Beschimp­
fung der hessischen Landesregierung und der- hessischen 

-CDU, um von Ihren Problemen abzulenken, die Sie innerpar­
teilich haben, nicht einig. 

(Glocke des Präsidenten) 

Besinnen Sie sich auf Ihren Auftrag, für die Interessen des · 
Landes und der Bürger unseres Landes einzutreten. Sie haben 
wirklich_genug zu tun. Lassen Sie die anderen Dinge beiseite. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich rufe das zweite Thema der Aktuellen Stunde auf: 

., Unterrichtssituation an den rheinland-pfälzischen 
Schulen" 

auf Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 13/6132-

Ich erteile Herrn Abgeordneten Erhard Lelle das Wort. 

Abg. Lelle, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Thema "Un­
terrichtsversorgung" ist schon in der letzten Sitzung ange­
sprochen worden. Hc::rr Minister Zöllner hat in dem Zusam­
menh~mg die Zahlen vorgelegt. Er hat den Eindruck er­
wecken wollen, als sei alles halb so schlimm und als hätten 
wir d.ie beste Unterrichtsversorgung seit Jahren. In Trier hat 
er sich sogar dazu verstiegen, zu sagen, wir hätten 100 %, 
was dann allerdings den Zwischenruf provozierte: Die Erde 
ist eine Scheibe. 

Meine Damen und Herren, die Koalition war tief entrüstet, 
als der Kollege Keller von Chaostagen zum Schuljahresanfang 
sprach. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Wir haben einmal die Presseberichte gesammelt und auch die -

Schnellerhebung der Lehrerverbände ausgewertet. Siehe da: 
Seppel Keller, du bist bestätigt! 

(Beifall der CDU) 

Ich darf Ihnen-zwei Beispiele nennen. Realschule: Mehrere 
junge Lehrer haben abgesagt. Weitere Fachkräfte sind abge- _ 
zogen worden- Konsequenzen-: Es wurden weniger Klassen 
mit jeweils mehr Schülern gebildet, um Personal zu sparen. 
Die Stunden für die Arbeitsgemeinschaften wurden drastisch 
von 44 auf vier gekürzt. 

Anderes Beispiel: Schüler des Leistungskurses Sozialkunde, 
Jahrgangsstufe 12, haben seit Schuljahresbeginn keinen Un­
terricht in diesem Fach. Es bestehen Engpässe. Zwei Lehrer 
sind nach Hessen abgewandert, um dort eine volle Planstelle 
anzutreten. Die eingesetzte Ersatzkraft hat ebenfalls nach 
drei Tagen Rheinland-Pfalzden Rücken gekehrt. 

Meine Damen und Herren, ich habe eine ganze Uste. Ich 
könnte meine Zeit damit verbringen, diese vorzulesen. Frau 
Brede-Hoffmann wird mit Gewissheit nachher wieder sagen, 
dass das alles Einzelfälle sind. 
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Ich glaube, es sind keine Einzelfälle. Das ist·die Situation, die 
wir heute haben. Manchen von lhnen,.die schon ein bisschen 
länger dabei sind aJs ich, klingen noch die Tiraden der SPD zur 
Zeit der Opposition in den- Ohren, Herr Schweitzer. Sie sollten 
einm~l in den Spiegel schauen und sich selbst ernst nehmen.-

Meine Damen und Herren, dann müsste die SPD-Fraktion ih-­
rem Minister und ihrer Landesregierung heute die rote Karte 
zeigen; 

(Beifall der CDU) 

Herr Minister, Sie tragen die politische Verantwortung fOr 
diese Chaostage.ln unserer Zeitgab es bei Minister Gölter nie 
solche Zustände, und zwar weder in Bezug auf die Unter­
richtsausfälle--

(Zurufe von der SPD) 

- Schauen Sie sich die Zahlen einmal an. 

__ - noch in Bezug auf die Stellenbesetzungen zum Schuljah­
resanfang. 

Ich hatte in der vergangenen Sitzung schon auf die Sonder­
faktoren der ADD hingewiesen: lange Verfahrenswege und 
un·zureichende Sach- und Personalausstattung. - Diese Re­
form war besonders für den Schulbereich ein Verhängnis. 

inzwischen gibt es einen weit wichtigeren Aspekt, der offen­
sichtlich tot diese Chaostage verantwortlich ist, nämlich die 
Besetzung mit Dreiviertelverträgen. Diese Landesregierung 
treibt die Lehrer aus dem Land. 

(Beifall der CDU) 

Das ist inZ\'IIischen ein Stück aus dem Tollhaus. Ein CDU­
Antrag auf volle Planstellen wird abgelehnt. Da-nn kommt die 
F.D.P. mit 15%. Die Landesregierung macht Ausnahmen. Die 
GEW spricht inzwischen von AusnahmedschungeL Dann wird 
der Boden immer heißer. 

Herr Kuhn, die F.D.P. fordert mit Macht volle Planstellen, 
aber nur in Presseerklärungen. 

Herr Minister Zöll~er, auch· die GEW hat sich gewandelt und 
hat heute eine andere Sichtweise. Sie spricht sich fOr volle 
Planstellen aus. Ich denke, der Lehrerstellenmarkt ist bei uns 
leer gefegt. Es ist endlich angesagt, dass Sie tätig werden. An­
sonsten werden die Nachwuchsprobleme noch wesentlich 
gravierender, als sie waren. 

Meine Damen und Herren, am Sonntagabend in der Sendung 
"Sabine Christianseri" hat mancher von uns aufmerksam zu­
gehört, was Frau Petra Gerster sagte. Sie hat erklärt - Herr 
Präsident, ich zitiere-: Ich habe mich beim Kultusministerin 
Rheinland-Pfalz erkundigt. Der sagte mir: Ja, es fehlen tau­
send Lehrer, und wir können diese tausend Lehrer leider 
nicht bezahlen. 

Meine Damen und Herren, hört, hört! Hier im Parlamentwür­
de ich mir von (hnen, Herr Minister, dies_e Offenheit auch 
wünschen. 

(Glocke des Präsidenten) 

-Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Unserem Haushalts~ 
vorschlag, jährlich 20 Millionen DM mehr fOr die Unterrichts­
versorgung einzusetzen, nicht zu folgen, stellt 5ich im Nach­

hinein als verhängnisvoller Fehler-dieser Koalition und dieser 
Landesregierung heraus. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich, weitere Gäs­
te im Landtag begrüßen zu können, und zwar Bürgermeister 
und ihre Partnerinnen aus der Verbandsgemeinde Rennerod 
und die Arbeitsgemeinschaft 60 Plus aus Puderbach. Herzlich 
willkommen im Landtag! 

(Beifall im Hause) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Abgeordneten -Frau 
Brede-Hoffmann das Wort 

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn wir jetzt al-­
le vier Wochen diese Debatte führen, schlage ich vor, dass wir 
Zeiteinsparen und-immer Protokolle zum Lesen verteilen. 

(Kram er, CDU: Das passt Ihnen 
nicht, gell?) 

Herr Lelle, es war heutE;! nicht ein einziger neuer Satz von Ih­
nen zu hören. Ich möchte wirklich wissen, wie al,tuell für Sie 

- eine Aktuelle Stunde ist, um das, was Sie vor vier Wochen vor­
getragen haben, heute noch einmal vortragen zu können. 

(Zuruf der Abg. Kram er und Lelle, CDU­
Dr. Weiland, CDU: Für die Menschen 

in diesem Land ist das sehr 
aktuell, Frau Kollegin!) 

FOr mich ist die Steigerung der Aktualität wirklich nur noch 
verteiltes Papier zum Lesen. Wenn Sie keine anderen wesent­
lichen Themen fOr Aktuelle Stunden h;;ben, verstehe ich Sie 
wirklich nicht mehr. 

(Lelle, CDU: Reden Sie einmal 
mit den Eltern!-

Licht, CDU: Sprechen Sie einmal 
mit den Eltern dieser Einzelfälle!) 

• 

• 
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Meine Damen und Herren,- wir haben im Land Rheinland-. 
Pfalz fast 2 000 Schulen. Ich bestätige Ihre Vermutung, was 
ich dann sagen würde. Herr lelle hat zwei Einzelfälle vorgele­
sen und hatte eine weitere Liste mit Einzelfällen dabei. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Keiner von uns, der je _ans Rednerpult getreten ist, hat die Be­
hauptung~aufgestellt, es habe noch nie solche _Probleme~ wie 
Sie sie geschildert haben, gegeben, es habe noch nie Lehre­

rinnen und Lehrer gegeben, die in ein and~res Bundesland 
gehen, oder Lehrerinnen und Lehrer, die ihre Stelle nicht an­
treten, oder es habe niemals Stellen gegeben, die aufgrund 
von ~hrerinnen- und Lehrermangel nicht besetzt \'lierden 
konnten. Ich werde das auch heute nicht behaupten. 

Selbstverständlich sind auch mir Einzelfälle bekannt gewor­
den, bei denen ich das Ministerium angesprochen habe. Ich 
glaube, jetzt !<ommt.der wesentlil;he Punkt. ln all diesen Ein­
zelfällen sind Lösungen gefunden worden, zum Teil auch 
sehrungewöhnliche und phantasievolle Lösungen. 

(Beifall derSPD-
Frau Kohnle-Gros, CDU: Ah ja!) 

Es wurden l:ösungen gefunden, bei denen man sagen muss, 
-_Hut. ab, das wäre uns auch nichtgleich eingefall_en. 

So werden beispielsweise in Mainz Studierende mit ihrem 
Professor, der sie dabei betreut, Unterricht in Physik erteilen, 
der momentan nicht erteilt werden kann. An dieser Schule ist 
größte Zufriedenheit ob dieser Lösung ausgebrochen. Ich 
kann nur sagen, das finde ich Klasse. Das wäre mir im ersten 
Momentnicht eingefallen. 

-·Herr Lelle, Sie wissen ganz genau, ebenso wie Ihre und auch 
meine Kol~eginnen und Kollegen, wenn in einem Einzelfall so 

-etwas bekannt geworden ist und das Ministerium sich darum 
gekümmert hat, wurde eine Lösung gefunden. 

Um Ihr Thema der Dreiviertelverträge von der letzten Plenar­
d_ebatte aufzugreifen, bei den Dreiviertelverträgen wurden 

-Aufstockungen vorgenommen, sofern für diese Fächer keine 
Lehrerinnen und Lehrer gefunden werden konnten. 

(Dr. Altherr, CDU: Wie viele denn?­
Zuruf von der CDU: Aha!­

Weitere Zurufe von der CDU) 

Es wurden vielfältige andere Möglichkeiten von Vertretun­
gen gefunden. Von Chaos kann wirklich keine Rede sein, 
wenn Sie Einzelfälle darstellen, die geschildert wurden, aber 
fast 2 000 Schulen im Land diese Probleme nicht mehr ·haben. 

Sie haben soeben auf die Realschulen verwiesen. Auch Sie ha­
ben in dieser Woche sicherlich genau wie ich die Veröffentli­
chung des Realschullehrerverbands in Händen gehalten. Da-

rin ~and eine große Überschrift: ., Unterrichtsversorgung ver­
bessert". Ich dachte, oho, ob Herr Lelle vielleicht das Wort 
Realschullehrer nun nkht mehr in ~en Mund nimmt?- Entwe­
der Sie haben es nicht gelesen oder nicht verstehen wollen, 
Herr Lelle. ln diesem Jahr sind 600 zusätzliche Lehrerinnen 
und Lehrer in dem System Schule eingestellt worden, 600 
mehr als im letzten Jahr. 

(Beifall der SPD- · 
ZurufdesAbg.Lelle, CDU) 

Das letzte Mal habe ich es betont, und ich wiederhole mich 
jetzt leider: ln diesem Jahr sind nur 3 000 Schülerinnen und 
Schüler mehr in die· Schule gekommen, 600 mehr Lehrerin­
nen, 3 000 mehr Schülerinnen und s·chüler. 

(Zurufe der Abg. Keller und 
Dr-. Altherr, CDU} 

Sie alle haben einmal Mathematik gehabt und wissen, dass 
rein numerisch dadurch schon die Unterrichtsversorgung bes­
ser werden wird. 

(Keller, CDU: Die Stellen werden 
doch gar nicht besetzt!) 

Aber bevor das Ministerium wie in jedem Jahr die Zahlen Mit­
te, Ende Oktober vorlegt, wollen Sie dieses Thema sehr oft 
diskutieren, 

(Keller, CDU: Wann? Weihnachten!­
Zurufe von der CDU: Weihnachten!) 

in der Befürchtung, dass Sie dann, wenn die Zahlen vorliegen, 
feststellen mOssten, oho, die Unterrichtsversorgung ist besser 
geworden. Wie gut; dass wir vorher ohne Zahlen diskutiert 
haben; denn noch immer diskutier;m wir ohne die tatsächli­
chen Erhebungen der Schule. -

(ZurufdesAbg. Lelle,CDU) 

- Herr Lelle, Sie sagen, mit den Dreiviertelverträgen treibt die 
Landesregierung die Lehrerinnen und Lehrer aus dem Land. 

(Lelle, CDU: So ist es! -
Keller, CDU: Ja, natürlich! 

Es ist leider so!) 

Herr Lelle, wir haben im Ministerium nachgefragt. Wir ha~en 
uns über die der Bewerbungssituation in diesem Jahr erkun­
digJ:. 28 % aller Bewerbungen von Lehrerinnen und Lehrern 
im Schuldienst im Lande Rheinland-Pfalzsind von rheinland­
pfälzischen Studienabsolventen. 72 % sind von Studienabsol­

venten aus anderen Bundesländern. Haben Sie das Gefühl, 
dass jemand vertrieben oder angelockt wird? 28% zu 72%! 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
ZurufdesAbg. Lelle, CDU) 
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37 % derjenigen, die angenommen werdEm sind, sind aber 
aus unserem Bundesland. Haben Sie das Gefühl, dass wir un­
sere Studierenden vertrieben haben? 

{Glocke des Präsidenten­
Beifall derSPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Themas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Frau Brede-Hoffmann, Sie haben 
doch selbst zahlreiche Beispiele für die Aktualität des Themas 
genannt. 

{Kramer, CQU: So ist es!) 

Ich weiß überhaupt nicht, woran Sie sich stör!!"· 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU) 

Sie haben konkrete Beispiele und sogar noch einmal aktuelle 
Zahlen aus der Veröffentlichung des Verbandes der Real­
schullehrer genannt. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Ich möchte eine andere Veröffentlichung heranziehen. Herr _ 

Zöllner wird im .,Trierische_n Volksfreund" vom 1. Septem­
ber 2000 bei einer Diskussionsveranstaltung zitiert. Die Über­

schrift lautet: ,.Wir brauchen noch mehr Lehrer". 

Wenn ein Bildungsminister dies nach Schuljahresbeginn fest­
stellt und einräumen muss, dass wir offensichtlich nicht gen·o­
gend Lehrer haben, was Sie versuchen,· uns immer wieder 
weiszumachen, 

(Pörksen, SPD: Ist das Chaos, 
oder was?) 

so ist dies ein GrUnd mehr für eine Aktuelle Stunde. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, w~nn wir diese Entwicklung beob- -
achten, verlässt Herrn Zöllner auch die demonstrative Gelas­
senheit, die er in den-vergangenen Jahren der Legislaturperi­
ode gezeigt-hat, we11n es um die Mängelven.'llaltung der Un­
terrichtsversorgung ging. ln diesem Vorwahlschuljahr gibt es 
nämlich eine Mel)ge an hektischem und blindem Aktionis­
mus, der den Schulen und den dortigen Akteuren mindestens 
ebenso schadet wie der fehlende Unterricht. 

Meine Damen und Herren, Sie haben es trotzgroßer Ankün­
digungen nicht geschafft, die zusätzlichen Stellen, die Sie mit 
großem Aufwand angekündigt hatten, tatsäenlieh rechtzei­
tig zu besetzen. Das ist das eine. Die Quittung ist, dass in den_ 
Schulen und um die Schulen die Atmosphäre ziemlich aufge­
heizt ist. 

Meine Damen und Herren, Frau Brede-Hoffmann, die Eltern 
sind sauer Ober das, was zu Beginn des Schuljahres an Chaos 
produziert wurde. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN: 
Sehr richtig!) 

Sie sind nach wie vor sauer darüber, dasstrotzvollmundiger 
.Ankündigungen vor einem Monat die Aufstockung der zu 
besetzenden Stellen vor Ort nicht mit den Erfc;hrungen vor 
Ort ubereinstimmen. Was erleben die i:ltern, die Lehrer und 
die Schülerinnen und Schüler vor Ort? Sie erleben, dass wei­
terhin Unterricht ausfällt, dass Versprechungen nicht einge­
halten werden 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Wir haben 
die Zahlen doch noch gar nicht!) 

und dass das Missmanagement auch weiterhin fortgesetzt 
wird. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
undderCDU) 

Die Zahlen werden im Oktober vorgelegt. Ich weiß, Sie hof­
fen immer darauf. dass da; später noch einmal diskutiert 

wird. 

- Nach meinen Informationen haben noch in der vergangenen 

Woche junge Lehrkräfte aus Rheinland-Pfalz im letzten Mo­
ment ihre Stellen in unseren Schulen verlassen, um über den 
Rhein nach Baden-Württemberg zu gehen. 

(Lelle, CDU: Genauso ist es!) 

Sie sagen zu Recht, man muss die Gesamtbilanz betrachten. 
Was die Dreiviertelstellen anbelangt, teile ich durchaus nicht 
die Position, die Herr Kuhn letzte Woche wieder in die Öf­

fentlichkeit posaunt hat. Man muss die Gesamtbilanz an­
schauen. Das haben.wir vor einem Jahr schon gesagt, als die 
CDU dieses Thema angeschnitten hat. Aber man muss auch 

sehen, was Sie tatsächlich in diesem Land schaffen und was 
der Bildungsminister auf KMK-Ebene schafft, um diesen Me­
chanismus zu unterbrechen. 

Herr Zöllner, wir erleben momentan viele Diskussionsveran­
staltungen. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Was wollen Sie 
denn jetzt eigentlich?-

Frau Brede-Hoffmann, SPD: Maulen! 
Schlagbäume! Maulen wo}len Sie!) 

• 

• 
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Wenn die Situation und die Stimmung an den Schulen Sie 
noch nicht in die Verzweiflung treibt, dann dür'fte es wohlihr 
Koalitionspartner tun. 

(Creutzmann, F.D.P.: Was?) 

-Ja; Herr Creutzmann. 

Die F.D.P. hat nichts Eiligeres zu tun, als sich aus der ~erant­
wortung für die Unterrichtssituation zu stehlen und sich ab­

zuseilen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die F.D.P. fällt dem Bildungsminister öffentlich in den 
Rücken. Sie können aus dem Abgeordnetenhaus fleißig Pres­
seerklärungen geben. 

(Lelle, CDU: Jawohl!) _ 

l_ch bin einmal gespannt, wie dies in den konkreten Situatio­
nen aussieht, Herr Kuhn. 

Sie sind doch entscheidend mit verantwortlich für den uner­
hörten Unterrichtsausfall und für das Chaos in den vergange­
nen Monaten und Jahren. 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DJE GRÜNEN 
und bei derCDU) 

Sie wagen es, am Montag zu sagen, im nächsten Schuljahr, 
nach der Landtagswahl, schaffen wir eine optimale U~ter­
richtsversorgung an unser~n Schulen. Herr Kuhn, das ist nicht. 
nür Feigheit vor dem Feind in dieser Situation, sondern das ist 
eine.un.geheuerliche Verachtung der Interessen von Schülern 
und Schülerinnen, die jetzt ihren Unterricht haben wollen 
und jetzt Qualität fordern. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie tatsächlich Handlungsbedarf sehen würden, dann· 
hätten Sie-nur bei den Doppelhaushaltsberatungen unseren 
Haushaltsanträgen zustimmen mossen. Darin haben wir näm­
lich 1 000 Stellen beantragt und gegenfinanziert und waren 

weit ober dem, was Sie vorgegeben haben. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Schweitzer, SPD: Wie haben Sie die 

_denn gegenfinariziert? 
Sagen Sie das-einmal!) 

Meine Damen und Herren, ich könnte J'loch mehr Einzelbei­
spiele anführen, wie Frau Brede-Hoffmann sagt, das erspare 
ich mir. 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich bleibe dabei, diese Landesregierung ist nich~ in der Lage, 
die grundlegende Unterrichtsversorgung an ·unseren Schulen 
zu organisieren. Sie sind auch nicht in der Lage, die benötig­
ten weitreichenden Reformen im Bildungswesen in Rhein­
land-Pfalz auf den Weg zu bringen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Frau Brede-Hoffmann, SPD: Sie 

glauben sich irgendwann 
noch selbst!) 

-Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident! meine Damen und Herren! Wir führen diese 
Diskussion nun alle vier Wochen. 

{Keller, CDU: Das wird so 
weitergehen!) 

Ich bin einmal auf die verbale Eskalation gespannt. Inzwi­
schen sagt Herr Böhr, Lehrer sind verzweifelt. Herr Lelle 
spricht vom Tollhaus. Ich bin einmal gespannt, welche Begrif­
fe Ihnen in vier Wochen einfallen werden. 

(Kramer, CDU: Neue!) 

Es ist kaum noch zu steigern. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole an dieser Stelle, 
der Unterrichtsausfall in Rheinland-pfalz- das ist auch meine 
Prognose - wird im kommenden Schuljahr weiter reduziert 
werden. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: 
Istschon reduziert!) 

Es wird fest~estellt, dass er reduziert ist. Da gehe ich jede 
Wette mit Ihnen ein. An den Hinweisen aus den Realschulen 
istdies schon deutlich geworden. 

Wenn wir als F.D.P .-Fraktion sagen, dass wir auf diesem W~g 
der weiteren Reduzierung - wenn es geht, beschleunigt- in 
den nächsten Jahren voranschreiten, dann fallen wir dem-Bil­

dungsminister nicht-in den Rücken. 

{Beifall bei der F.D.P.) 

Der Bildungsminister ist mit Sicherheit hocherfreut, wenn die 
Fraktionen in den nächsten Jahren diesen Weg weitergehen, 

_möglicherweise noch schneller, die Unterrichtsversorgung 
noch \.veiter zu verbessern. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genau, er sieht hocherfreut aus!) 



8728 Landtag-Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 116. Sitzung, 13. September 2000 

Er wird von uns dann das Geld verlangen, das ist ganz klar. Er 
wird dies aber mit Sicherheit auch unterstützen. 

(Creutzmann, F.D.P.: Er wird das 
Geld bekommen!-

Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Er sieht sehr erfreut aus, schauen 

Sie einmal hin!) 

~er Weg ist doch begonnen worden. Auch in diesem Jahr 
werden Sie feststellen, dass sich die Unterrichtsversorgung 
verbessern wird. -

(Dr. Gölter, CDU: Das ist schlimm, 
man kann Ihnen nie böse sein!) 

-Mir geht es auch so. Das verbindet uns, das ist doch klar. 

(Dr. Gölter, CDU: So, wie Sie 
das sagen, so lieb!) 

Ich möchte noch ein Wort zu den D~eiviertelstellen sagen. 
Meine Damen und Herren, das ist wirklich eine fundamentale 
Position auch der F.D.P.-Landtagsfraktion. Wir sind der Mei­
nung, dass sich der Lehrerarbeitsmarkt, rascher als sich dies 

_ manche vorgestellt haben, gewandelt hat. Das ist oft sc~wer. 
Wir haben dies auch schon-vor längerer Zeit an dieser Stelle 
gesagt. 

Das Bildungsministerium hat re~giert und im berufsbilden­
den Schulwesen radikal auf ganze Stellen umgestellt, weil 
der Bedarf vorhanden war. Das Bildungsministerium hat rea­

giert und flexibel über das vorauSSE!hbare Maß hinaus weite­
re ganze Stellen dort geschaffen, wo der Unterrichtsbedarf es 
erfordert hat. Das findet unsere volle Unterstützung.lch sage 
aber an dieser Stelle, wir sind der festen Überzeugung, dass 
es grundsätzlich richtig ist, den schnellstmöglichen Abbau der 
Dreiviertelstellen zu vollziehen. Darin unterscheiden wir uns 
auch von den GRÜNEN. Das ist für uns auch eine Grundsatz­
frage. Ich mache auch keinen Hehl daraus. Es wird uns auch in 
diesem Zusamm-enhang gelingen, den Unterrichtsausfall in 
der Zukunft weiter zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren; ich möchte noch etwas zu dem sa­

gen, was das letzte Mal sdJon zu dem so genannten Chaos 
und dem Verhalten von Lehrern und Lehrerinnen, die mehre­
re Verträge abgeschlossen haben, angedeutet wurde. Ich 
möchte an dieser Stelle noch einmal anmahnen, dass man 
sich im Rahmen der Kultusministerkonferenz. mit diesem Pro-

-blem auseinander setzt. Es ist wirklich unanständig- das gibt 
es auch nirgendwo in der Gesellschaft-, dass man einen Ver­
trag abschließt und letztendlich nicht dazu steht. Mehrere 
Verträge abzuschließen, ist nicht in Ordnung. An dieses Pro­
blem muss man herangehen. Das wird auch ein Stück Verläss­
lichkeit bei der Unterrichtsplanung bringen. Das geht so ein­
fach nicht weiter. Ich meine auch, dass ein Lehrer Vorbild sein 
sol!. Wenn er auf diese Art und Weise zum Beginn seines Be­
rufslebens verfährt, dann sollte man dies nichttolerieren. Wir 

brauche_n auch ein Stück mehr Planungssicherheit in der Zu­
kunft, gerade weil wir auch einer Mangelsituation entgegen­
steuern. 

Es wird immer mehr Lehramtskandidaten geben, die sich das 
Bundesland auswählen können. Gerade aus diesem Grund 
muss man an dieses Problem heran. Das heißt als~, es soll in 
der Zukunft mehr Verlässlichkeit bei der Einstellung von Leh­
rern geben. Nach unserer Einschätzung sollen die Dreiviertel­
stellen so ·schnell wie möglich abgeschafft werden. So soll 
man den Weg weitergehen, was die Unterrichtsversorgung 
anbelangt. Dann sind wir im ländervergleich ganz vorn. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vielen Dank. 
(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Bildungsminister Professor Dr. Zöllner das 
Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 
· Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterl:ildung: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 

könnte einen Bildungsminister freuen, wenn sein Re:;sort von 
allen Fraktionen eine solch große Aufmerksamkeit erfährt. 

(Dr. Götter, CDU: So ist es!} 

Er müsste sich aber möglicherweise schon et\IIJas ärgern, 
wenn er sich des Eindrucks nicht erwehren könnte, dass die 
Schulen zu einem vorgezogenen Wahlkampf missbraucht 
werden. 

(Beifall der SPD und F.D.P.­
Zurufe von derCDU: Oje!­

Dr. Gölter, CDU: HerrSchweitzer 
war viel schlimmer!} 

-Fahlen Sie sich getroffen, Herr Dr. Gölter? 

(Dr. Gölter, CDU: Neinl) 

lc(l habe nur eine allgemeine Feststellung gemacht. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Wer hat 
Ihnen denn das aufgeschrieben?) 

Die CDU hateinen Antrag gestellt, zur Unterrichtsversorgung 
eine Aktuelle Stunde durchzuführen, obwohlv1.rir im letzten 
Plenum dieses Thema ausführliehst erörtert haben 

(Bischet, CDU: lnvierWochen ist es 
noch schlimmer geworden!) 

• 



• 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode -116. Sitzung, 13. September 2000 8729 

und obwohl die CDU weiß, dass objektive und verifizierbare 
Daten zur Unterrich!5versorgung durch die amtliche Statistik 
überhaupt noch nicht vorliegen können. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Die brauchen wir_ 
gar nicht! Wir haben doch das Leben!) 

Ich stelle die Frage: Fürchtet sie sich vor diesen Tatsachen, die 
das Ergebnis der Unterrichtsversorgung in Rheinland-Pfalz 
objektiv darstellen werden, und dem Ergebnis, dass wir drei­
mal so viel zusätzliche Stellen eingerichtet haben,- wie zum 
Beispiel Hessen in diesem Schuljahr, und 25 % mehr neue 
Stellen als Baden-Württemberg_geschaffen haben? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe keinen 
Zweifel daran gelassen- _auch nicht in der letzten Sitzung an 
dieser Stelle, Herr Lelle -. dass es selbstverständlich im Einzel­
fall Probleme gegeben hat und immer wieder geben wird. Ich 
weiß das möglicherweise sogar noch besser als Sie und kenne 
noch mehr Fälle, weil ich die Schulaufsicht ganz offensiv und 
aktiv ~ngewiesen habe, jedem ~inzelfall nachzugehen, wenn 
es sein muss mit unkonventionellen Ansätzen, um diese Pro­
bieine zu beseitigen. 

Meine- sehr verehrten Damen und Herren, Frau Brede­
Hoffmann hat schon gesagt, wir- haben in Rheinland-Pfalz 
1 700 Schulen. Die weit aberwiegende Zahl dieser Schulen 
hat nicht nur keine Probleme, sondern offensichtlich hat sie 
den Eindruck, dass die Unterrichtsversorgung gut und zufrie­
den stellend ist. 

ich bin auch gerne bereit, dem Chaos-Schöpfer in diesem 
Hause in Bezug auf die Schulsituation im Einzelfall im Sinne 
der Recherche und -der Nachfrage hinterherzugehen, ob 
wirklich etwas daran wahr ist. 

Dann schauen wir uns einmal an, wie das geschilderte Chaos 
in Wirklichkeit aussieht, zum Beispiel an dem Beispiel in Lud­
wigshafen, was Sie interessieren wird, wenn P_resseberichte 
erscheinen, qass möglicherweise Probleme in der Unterrichts­
versorgung bestehen. Kein Zweifel, es gibt an der einen oder 

_anderen Schule Probleme, kein Zweifel aber auch, in den Ar­

tikeln steht sehr wohl, dass in den meisten Schulen aktiv ge­
sagt wird, dass keine Probleme vorhanden sind. Die nackten 
Tatsachen sprechen auch ihre eigene Spra_che. 

(Mertes, SPD: Das ist immer so!) 

ln der Stadt Ludwigshafen waren 55 Stellen zu besetzen. An 
_,_ dem Stichtag, den ich durch eine telefonische Abfrage festge­

legt habe, nachdem vorher entsprechende Artikel erschienen 
sind, also dem 21. August 2000, war voA-den 55 zu besetzen­
den Stellen eine Stelle an einer Hauptschule nicht besetzt. Al­
le anderen waren besetzt. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Hört! Hört!) 

Weil man mir so oft vorwirft, dass ich mit Zahlenspielereien 
arbeite, -werde ich nicht der Versuchung unterliegen, mehr 
Zahlen zu nennen, sondern die Sache mehr von dem Ergebnis 
her, das sichtbar ist, beleuchten, wie es mit der Unterrichts­
versorgung aussieht. 

Ich habe mir angeschaut; welche zusätzlichen- ich betone zu­
sätzlichen - freiwilligen Arbeitsgemeinschaften in der Stadt 
Ludwigshafen bei den einzelnen Scnulen angeboten werden. 
Es ist so, dass von den 23 Grundschulen 1!fzusätzliche freiwil­
lige Arbeitsgemeinschaften anbieten, von den H~uptschulen 
alle zusätzliche freiwillige Arbeitsgemeinschaften anbieten, 
und zwar acht freiwillige Arbeitsgemeinschaften im Durch­
schnitt pro Schule. Im Bereich der Realschule bieten alle Ar­
b~itsgemeinschaften an. Im Durchschnitt 15 zusätzliche frei­
willige Arbeitsg~meinschaften pro Schule. Meine sehrverehr­
ten Dame-n und Herren, im Bereich der Gymnasien werden -
von allen Gymnasien zusätzliche freiwillige Arbeitsgemein­
schaften angeboten, und zwar sage und schreibe 15 pro 
Schule. 

Ich habe ein anderes Schulverständnis als es möglicherweise 
bei einigen von Ihnen vorliegt. Wenn Sie es als Chao5 b~:zeich­
nen! wenn Schulen die Möglichkeiten haben, noch solche 
große Zahlen von zusätzlichen attraktiven Angeboten zu ma­
chen, dann ist das für mich kein Chaos, sondern das Gegen­
teil. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Lassen Sie mich wenigstens drei Worte zu den Dreiviertelstel­
len und zu der Mär sagen, das wäre das zentrale Problem der 
Unbestiindigkeit von Zusagen von Lehrerinnen und Lehrern 
am Beginn des Schuljahres. Ich weise zum Ersten darauf hin, 
dass wir in der gleichen Größenordnung, wie wirzusätzliche 
Stellen geschaffen haben, schon jetzt Verbeamtungen auf 
volle Stellen in dem entsprechend notl.vendigen Bereich vor­
nehmen. 

Zum Zweiten frage ich, wenn es so wäre, dass das der Haupt­
grund tar Abwanderungen ist, wieso hatdanndas so gelobte 
Land Hessen offensichtlich noch größere Schwierigkeiten bei 
der Besetzung von Stellen als wir, obwohl nur volle Stellen 
vergeben werden? 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn das ein 
quantitativ relevanter Faktor - nicht im Einzelfall - wäre, 
dann frage ich, wieso gab es bei den schulscharfen Ausschrei­
bungen, bei denen nur volle Beamtenstellen ausgeschrieben 
und vergeben wurden, genauso viele Absagen wie bei den 
anderen Stellen auch, nämlich in der Größenordnung von 
50%? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum Letzte'n sage 
ich Folgendes: Wenn IetztenEndes nur eine Größenordnung 
von 4% der Absagen offensichtlich au-f Rheinland-Pfälzer zu-
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rückzuführen -sind, die in andere Bundesländer gehen - so 
weit sich das recherchieren lässt-, dann kann das zwar im Ein­
zelfall ein Grund sein, den man auch vermeiden muss, und 
sich bemühen muss, aber es kann kein Problem für die Wan­
derungsbewegungen im deutschen Schulsystem insgesamt 
sein, unter dem jedes Bundesland leidet. 

Am Schluss mache ich noch einige Bemerkungen zu dem, mit 
dem Sie mich zitiert: haben, zu dem, was ich gesagt habe, 
oder was mÖglicherweise wiedergegeben worden ist, was ich 
gesagt habe, Herr Lelle. Es ist richtig, dass ich einer Dame, die 
im Fernsehen aufgetreten ist, auf ihre Frage selbstverständ­
lich eine Antwort gegeben habe, nämlich dass die Größen­
ordnung eines strukturellen Unterrichtsdefizits - mit der Er­
klärung, was der Unterschied zwischen Soll und Ist ist, und 
dass die mit der eigentlichen Pflichtstundenzahl nichtszutun 
hat- rein rechnerisch eine Zahl von tausend Stellen ist, wenn 
es eine Größenordnung von 33 000 Lehrern in Rheinland­
Pfalzist und davon 3 %. Das ist richtig. Ich habe auch an die­
ser Stelle schon öfter gesagt, das Schöne an der Verantwor­
tung für Bildung ist, dass man nie genug Lehrerstellen und 
Lehrerinnenstellen haben kann. Mehr Stellen sind nie schäd­
lich, sondern immer gut. Es ist nur die Frage, ob man sie ver­
antwortungsvoll realisieren kann und was man im Vergleich 
zu anderen selbst tut. Was Sie im Vergleich zu anderen tun, 
habe ich-gesagt. 

Jetzt kommt der _spannende Mo·ment. Es ist richtig, dass ich 
dazu stehe, dass zu den 600 Stellen, die dieses Land zusätzlich 
geschaffen hat, für dieses Schuljahr weitere 1 000 Stellen ein­
fach nicht machbar sind. Jeder, der meint, dass das machbar 
wäre, verbreitet eine Illusion, die uns letzten Endes die Au­

gen vor der richtigen Problemlösung verschließt. 

Herr Lelle,-wenn es so ist, dann la;sen Sie sich an Ihren eige­

nen Zahlen messen. Es ist richtig, dass Sie Haushaltsanträge 
gestellt haben. Meines Wissens haben Sie konkret 10 Millio­
nen DM für zusätzliche Stellen eingestellt, das andere war in 
anderen Bereichen. Aber selbst wenn es 20 Millionen DM ge­
wesen wären, '!.'\leise ich Sie darauf hin, dass diese Landesre­
gierung~ nachdem sie die Chance gesehen hat, aufgrund der 

_ Finanzen~wicklung und der Inanspruchnahme von Bildungs­
teilzeit 200 Stellen noch zusätzlich einzustellen, dies genutzt 
hat, auch über den Sachstand hinaus, indem sie ihre Hau~­
haltsanträge gestellt hat. Das bedeutet, ich bedanke mich für 
Ihr damit gegebenes Kompliment an die Landesregierung, 
dass wir mehr gemacht ~aben, als die Opposition selbst in ih-. 
rem Haushaltsantrag gefordert hat. 

(Beifall bei-SPD und F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies ist ein Faktum. 
Wir lösen unsere Probleme und verschweigen nicht, dass wir 
Probleme haben, die wir aber versucherranzugehen. Wersich 
in diesem Zusammenhang an ungelösten Problemen abarbei­
ten will, der mag dann, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der CDU, in das gelobte Nachbarland Hessen -
schauen. Ich zitiere die sicher unverdächtigte .. FAZ" vom 

6. September 2000: "Lehrer verzweifett gesucht". - "Beson­
dersschwierigsei die Lage an den Haupt- und Realschulen, an 
den Sonderschulen und an den Berufsschulen. Nach Angaben 
des dortigen Staatssekretärs sind allein in Frankfurt noch 
26 Stellen offen". Wir haben im gesamten Land nicht so viel 
Probleme wie Hessen allein in Frankfurt. 

(Zuruf von der CDU) 

Ich sehen keinen Grund, zu lamentieren, obwohl ich die Pro­
bleme sehe. Wir sollten das Geleistete sehen. Unsere Schulen 
sind für das kommende Schuljahr gut gerüstet. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Josef 
Keller das Wort. 

(Schweitzer, SPD: Jetztgibt 
es Bloody Mary!) 

Abg. Keller, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten ·Damen und Herren! 
lassen Sie mich kurz auf das eingehen, was Herr Minister 
Zöllner zum Schluss gesagt hat. Er macht sich große Sorgen 
um das Nachbarland Hessen. Es wäre eigentlich sinnvoller, Sie 
würden sich um die Sorgen der rheinland-pfälzischen Eltern, 
Schüler und Lehrer kümmern, als dass Sie Hessen als Kronzeu-

- ge für Ihre verfehlte Einstellungspolitik heranziehen. 

(Beifall der CDU) 

Das stimmt nämlich so nicht. Es gibt zwei Hauptgründe, war­
um in Hessen noch Lehrermangel herrscht. Zum einen haben 
sehr viele Lehrer das Angebot der V·xruhestandsregelung 
angenommen. 

(Zuruf von der SPD) 

Das ist durchaus'Verständlich. Denen hat die jahrzehntelange 
rotgrüne Schulpolitik die Kraft genommen, noch weiter zu 
unterrichten. 

(Beifall der CDU­
Heiterkeit bei der SPD) 

Zum Zweiten: Hier bestand eine große rotgrüne Erblast. Des­
wegen ist die rotgrüne Regierung auch abgewählt worden, 
weil sie eine verfe_hlte ideologische Bildungspolitik betrieben 
hat. 

(Beifall der CDU­
Heiterkeit bei der SPD) 

• 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, kurz nach- Schul­
j_ahresbeginn wurde auf Antrag der CDU in diesem Hause 
über die chaotische Unterrichtssitw:;tion an den Schulen des · 
Landes diskutiert. Unterrichtsausfall war und ist leider noch 
an der Tagesordnung. Das können Sie nicht wegdisk.utieren. 
Es gibt Einzelfälle. 

(ZurufdesAbg. Pörksen, SPD) 

- Es gibt viele Einzelfälle. ln-der Summe-muss man feststellen, 

der Unterrichtsausfall hat sich wie ein Flächenbrand Ober un­
ser Land gelegt. 

(Beifall derCDU) 

Schuld daran ist Ihre nach wie vor sture Haltung im Hinblick 
auf die Zusage von vollen Planstellen. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Die F.D.P. hatsich jetzt endlich bewegt. Herr Minister, Sie ha­
-ben eben darauf auch nur ausweichend geantwortet. 

(Pörksen, SPD: Ludwigshafen!} 

Altersstarrsinn kann es bei Ihrem Alter eigentlich nicht sein. 
-warum kapieren Sie es nicht? Die F.D.P. hat es jetzt auch ka­
piert, warum die Lehrer von Ihnen förmlich aus dem Land ge­
trieben· wurden, nicht nur nach Hessen, sondern nach Baden­
Würtemberg und ins Saarland. 

(Beifall der CDU) 

Das wird uns noch bitter aufstoßen. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Uns werden in der Zukunft Lehrer fehlen, und es werden 
wichtige Fächerkombinationen fehlen. 

. (Glocke des Präsidenten) 

Präsident Grimm: 

Herr Kollege, leider---

Abg. Keller. ~DU: 

Ach, das ging aber schnell. 

(Beifall bei der tDU) 

Präsident Grimm: 

.,leideru war ehrlich gemeint. 

(Mertes, SPD: Davon hätte man 
einfach gern mehr gehabt!) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich der· Abgeordneten- Frau 
Brede-Hoffmann das Wort. 

Abg- Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Herr Keller, nach 
Ihren einleitenden Worten habe ich mich gefragt: Wird man 
in Hessen schneller alt? - Bei uns sind die Lehrerinnen und 
Lehrer im selben Maß in den Vorruhestand gegangen. Wir 
finden das gutund richtig. Wie Sie sich entsinnen können, ha­
ben wir heftig darum gekämpft, die Vorruhestandsregelung 
auch for Teilzeitkräfte zu bekommen, damit diejenigen, die 
daran interessiert sind, auch daran partizipieren können. Das 
finde ich immer noch richtig. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Dass die Vorruhestandsregelung in Hessen menr Probleme 
gemacht hat als in Rheinland-Pfalz, erschließt sich mir demo­
graphisch nicht- außer, in Hessen wird man schneller alt. Ich 
glaube, das ist doch nicht so. 

Herr Lelle, Unterrichtsausfall war und ist an der Tagesord­
nung. Ja, es gibt noch immer in diesem Land Lehrerinnen und 
Lehrer, die leider Gottes krank werden oder aus anderen 
Gründen kurzfristig fehlen. Ja, dann gibt es auch Unterricht­
saustall. Ja, es gibt aber vor allen Dingen Schulen, Schulleiter 
und Lehrkräfte, die in voller Verantwortung den Kindern und 
Eltern gegenübei diesen Unterrich~ausfall verhindern, in­
dem sie dann Vertretungsunterric_ht anbieten. Es gibt vor al­
len Dingen verant\tvortungsvolle Schulen, die durch ihre inne­
re Organisation dann auch adäquat ant\vorten können. Das 
ist die Ursache dafür, dass wir diese herahmten Einzelberich­
te von so wenigen Schulen hören. 

(Schreiner, CDU: Dann gehen wir 
einmal an die Mainzer Schulen!) 

Das ist die Ursache dafür, dass das, was Sie als Chaos an die 
Wand schreiben, ziemlich lächerlich ist, wenn man den realen 

Alltag in Rheinland-Ptatz betrachtet. 

Ich komme auf die sture Haltung des Ministers zu sprechen, 
die Sie angekreid~t haben. Herr Kollege, wenn Sie diejeni­
gen, die im Moment auf Dreiviertelstellen im Land arbeiten, 
wofür wir dankbar sind, dass sie das tun, alle von jetzt _auf 
gleich auf volle Stellen setzen wurden, dann würden Sie-und 
diejenigen, die das in der Form fordern und durchsetzen, die 
Verantwortung dafOrtragEn, dass es wieder Jahre gibt, in de­
nen keine jungen Lehrkräfte neu eingestellt werden können, 

(Beifall bei der SPD­
Schweitzer, SPD: So ist es!) 

und die Verantwortung dafür tragen, dass wir auf der einen 
Seite junge, gut ausgebildete Hochschulabsolventen in der 
Liste der Arbeitslosen finden 111.türden und auf der anderen 
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Seite in etwa 25 Jahren erneut das Lamento .der Opposition­
hören müssten, es se_i eine vöUige Überalterung an unseren 
Schulen festzustellen. 

{Lelle, CDU: Sie kapieren' das 

wirklich nicht! -
Keller, CDU: Sie sind wirklich 

nicht lernfähig !) 

Ich habe neulich die Aussage gehört: Unsere Kollegien ver­

greisen. 
{Glocke des Präsidenten) 

Ich habe mich dann fast geschämt, um mich herumzuschau­
en; denn wir sind alle in etwa in dieser Altersgruppe, wie sie 
in den Schulen besteht. Unsere Kollegien sind froh, dass wir 
jedes Jahr neue, junge, gut ausgebildete Kolleginnen und 

Kollegen in die Schulen kommen lassen. Wir werden uns wei­
ter darum kümmern, dass das auch in den kommenden Jah­
ren passieren kann. 

(Beifall der SPD und vereinzelt 
bei der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

--
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Ab-
geordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg.-Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Minister 
Zöllner, Sie können sich wirklich erfreut zeigen, dass alle so 

sehr an dem rheinland-pfälzischen Bildungswesen und der 
Schulpolitik interessiert sind. Sie können eigentlich auch fro~ 
sein, dass Sie im Plenum eine Möglichkeit haben, Ihrem Koali­

tionspartner mitzuteilen, er soll nicht immer auf Ihre Kosten 
Wahlkampf machen, und zwar jetzt schon. So habe ich Ihren 
Appell schon verstanden. 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der richtetesich durchaus nicht nur an die Opposition, son­

dern was tut Herr Kuhn? Fortlaufend- alle Woche- jagt er ein 
kleines rheinland,pfälzisches bildungspolitisches Ferkel im 

Hof des Abgeordnetengebäudes herum. Herr Kuhn, wissen 
Sie, das können Sie probieren, aberwenn Sie glauben, damit 
aus der Verannvortung herauszukommen, dann haben Sie 

nicht mit dem genauen Blick der Wählerinnen und Wähler, 
der Elternschaft und der Lehrerinnen und Lehrer gerechnet. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der CDU) 

Herr Zöllner, wenn Sie sagen, dass an den fast 1 700 Schulen 
die meisten keine Probleme haben, dann räumen Sie- das ha-

ben Sie auch heute wieder offenherzig getan - ein, dass doch 
einige bzv.t. mehrere ihre Probleme haben. Wir haben - das 
will ich noch einmal deutlich machen- nicht gesagt, die Schu­
len schaffen Chaos, sondern wir wollten klar benennen, wo 
die Ursache des Chaos liegt. Ich sage Ihnen das noch einmal. 
Sie liegtim Einstellungsbereich, in der ADD. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die ADD hat ihre Nachteile, die sie aus der Ven.valtungsre­

form mitschleppt, nicht übenr;{jnden können. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sehr richtig!) 

Zum Teil sind das die Maßnahmen und Signale, die Sie aus 
- dem Ministerium entsenden. Wenn man über Unterrichtssi­

tuation redet, reden wir nicht nur über Unterrichtsausfall 
-auch darüber-, sondern zum Beispiel auch über Stimmun­
gen, die an den Schulen herrschen. Dann sperren Sie einmal 

die Ohren auf und hören in die Schule, wasihre 5-%-Prämien, 

die Sie ~ngekündigt haben, dort im Moment an Tohuwabohu 
auslösen.-

(Beifall des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Kuhn, Sie haben damals, als Sie diesen Antrag mit einge-
6racht und verabschiedet haben, gefordert, dass es klare Kri­
terien dafür gibt, dass es Vorgaben gibt, wie diese Prämien 
oder Leistungsprämien zu verteilen sind. Im Moment rufen 
Sie jedes Mal einen anderen Zweck auf. Jetzt im Moment ist 
es das zusätzliche Engagement im Bereich der neuenMedien. 

(Glocke des Präsidenten) 

Damit verderben Sie das, was es an Atmosphäre und Stim­
mung sowie an Motivation in den Schulen gibt. Das müssen 

Sie sich anziehen. 

Vielen Dank. 

{Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 
das Wort. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Jetztsagen Sie einmal etwas zu Frau Thomas!) 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Ferkel sind sympathische Tiere. Insofern nehme ic:h Ihr Bild 
gern auf. Aber einmal ohne Scherz, Bildungspolitik ist wie je-

• 
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- der Politikbereich ein Bereich, in dem sich Prozesse abspielen. 
Sie ist nicht statisch. Das weiß jeder, der sich damit beschäf­
tigt. Was wir als F.D.P.-Fraktion tun, ist, in die Zukunft zu 
schauen und Perspektiven aus unserer Sicht aufzuzeigen. Das 
hat nicht das <öeringste mit einer negativen Beurteilung der 

- Bildungspolitik zu tun, die wir gemeinsam mit der SPD­
Fraktion und der Landesregierung tragen und auf die wir 

- auch stolz sind. Das muss man an dieser Stelle auch emotional 
sagen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Der emotionale Herr Kuhn! 

Sie schäumen über! -
Frau Griltzmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Nicht so laut!) 

Wir können uns mit dieser Bildungs- und Schulpolitik nicht 
nur sehen lassen, sondern wir_haben unter den Voraussetzun-

- gen, die wir vorfinden, wirklich Exzellentes geleistet. Das 
nimmt uns niemand. Wie wir als F.D.P.-Fraktion eigene Per­
spektiven eröffnen, was zum Beispiel Fächerkombinationen 
anbelangt - wir haben einige Bereiche genannt -, ist zu­
kunftsorientiert. Darüber wird man sich auch unterhalten 
können. Aber es-hat nichts damit zu tun, dass die Bildungspo­
litik il! diesem Land von ihren Grundsätzen her auch nur im 
Geringsten von unserer Seite infrage gestellt wird. Das Ge­
genteil ist richtig. 

(Beifall der F.D.P. und-vereinzelt bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, we_itere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

•.• tes Rechtshereinigungsgesetz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 13/6061 -
Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 

-Drucksache 13/6199-

Ich erteile ~em Berichterstatter, Herrn Abgeordneten ROddel, 
das Wort. 

Abg. Rüddel, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her­

ren! Durch Beschluss des Landtags hat sich der Rechtsaus­
schuss in seiner gestrigen Sitzung mit dem Rechtsbereini-

gungsgesetz - Drucksache 13/6061 - befasst. Der RechtSaus­
schuss empfiehlt dem Landtag die Annahme des Gesetzent­
W\lrfs der Landesregierung. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-Fraktion 
Herrn Abgeordneten Berg das Wo_rt. 

Abg. Berg, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zum wiederholten Mal unterhalten wiruns heu­
te im rheinland-pfälzischen Landtag Ober ein Rechtshereini­
gungsgesetz der sozialliberalen Regierung. Zum wiederhol­
ten Mal glaubt diese Landesregierung, sie könne sich als Bü­
rokratiebekämpfer, als Feind der Reglementierung und als 
Ven.~altungserneuerer feiern Jassen. Aber zum wiederholten 
Mi31 sind wir leider gezv-.rungen, Ihnen zu sagen, dass dazu 
nicht im Entferntesten Anlass besteht. 

Das Thema "Rechtsbereinigung" steht zwar als Schwerpunkt 
in der Koalitionsvereinbarung, angesichts dieses Gesetzent­
wurfs gewinnt-man jedoch einmal mehr den Eindruck, das~ 

man sich ziemlich lustlos einer lästigen Pflichtaufgabe entle­
digen will. Das, was hier vorliegt, ist wirklich dürftig, oder 
glaubt et-.va irgendjemand hier im Raum, es interessiert noch, 
dass die Anordnungen der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
über Änderungen ihrer Geschäftsverteilung 1979 bis 1980 

· - das sind sage und schreibe 15 Stück - aufgehoben werden. 
Auch das Ende der Landesverordnung zur Bekämpfung der 
Fichten- und Kieferborkenkäfer aus dem Jahr 1960 interes­
siert nichteinmal mehr die betroffenen Krabbeltiere. 

f'!leine sehr verehrten Damen und Herren, wenn Sie sic.h dem­
gegenüber die Tagesordnung dieser Sitzungswoche anschau­
en, werden Sie fes"t."tellen, dass die Gesetzesmaschinerie im 

Land Rheinland-P1alz unverdrossen auf Hochtouren läuft. 
Fünf neue Landesgesetze und fünf Änderungsgesetze stehen 
allein heüte und morgen auf der Tagesordnung. 

Ich denke, da fragt man sich doch zwangsläufig, wo findet 
gleichzeitig ein entsprechender Gesetzesabbau im Land statt, 
wo bleiben die hehren Vorsätze, man wolle weniger Gesetze, 
weniger. Reglementierung, wenn im Saldo nach wie vor die 
Gesetzesflut ungebrochen das land überschwemmt, also 
nach wie vor w~sentli_ch mehr Gesetze produziert als abge­
schafft werden. 

(Vereinzelt Beifall bei der_CDU) 
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Meine sehr verehrten D_amen und Herren, Entbürokratisie­
rung, Gesetzesabbau, Deregulierung, diese Begriffe kommen 
bei dieser Landesregierung leider nach wie vor nur in Sann­
tagsreden vor. Der Alltag sieht demgegenuber völlig anders 
aus. Es wird nur entrümpelt, was sowieso niemand mehr an­
gewanat hat, was sich überlebt hat, was dem Zug der Zeit 
zum Opfer gefallen ist. 

Sehr geehrter Herr Justizminister, Ihre Äußerung in der gest­
rigen Sitzung des Rechtsausschusses war schon überraschend, 
da Sie die Auffassung vertreten haben, Rechtsbereinigung 
könne sich darauf beschränken, nur die Gesetze abzuschaf­
fen, die nicht mehr angewandt worden. Vielleicht wollen Sie 
sich gl~ich korrigieren; denn wir sind jedenfalls völlig anderer 
Auffassung. Rechtsbereinigung muss viel weitergehen. 

(Pörksen, SPD: Wo sind die 
Vorschläge?) 

Nicht alle Gesetze, die angewandt werden, werden auch ge­
braucht. Wo sonst, wenn nicht hier, soll ein systematischer 
Gesetzesabbau und eine umfassende Deregulierung stattfin­
den?- Wir meinen, hier fehlt es offenbar an dem notwendi­
gen Druck und der notwendigen Überzeugungskraft in die 
Fachressorts hinein. 

Sehr geehrter Herr Minister, das, was Sie heute vorlegen, ist 
einfach zu dünn. Der Gesetzentwurf hat ein paar Seiten. Wir 
meinen. er müsste hundert Seiten, 200 Seiten stark sein, um 
dem Anspruch einer wirklichen und spürbaren Rechtsbereini­
gung zu genügen. 

(Pörksen, SPD: Wo sind Ihre Vorschläge? 
Kein einziger Vorschlag, nur Fragen!) 

Rechtsbereinigung ist gemäß der Verfassung vornehmlich 
Aufgabe der Landesregierung, die ihre Aufgaben nicht ge­
macht hat. Sie haben wieder einmal eine große Chance in 
Rheinland-Pfalz verpasst. Zum Beispiel die Venlvaltungsre­
form: Dort wurde etWas durchgezogen, das Verwaltungsre­
form genannt wurde. Es wurde verpasst, was Ven.valtungsre­
form eigentlich hätte leisten mü5sen. Gegen den Rat der 
Fachleute und gegen den Rat der Mitarbeiter wurde et\vas in 
den Sand gesetzt. Was wollt~ man mit dieser Reform alles er­
reichen. Was haben Sie alles versprochen. Essollte für den 
Bürger einfacher werden. Es sollte für den Staat preiswerter 
werden. Die Mitarbeiter. sollten zufriedener werden. Die 
kommunale Selbstverwaltung wollten Sie stärken. 

(Pörksen, SPD: Thema verfehlt!) 

Was wurde tatsächlich erreicht?- Die Wege wurden weiter. 

(Stretz, SPD: Was hat das mit 
Rechtsbereinigung zu tun?) 

Vi~les wurde teurer. Die BOrger schOttein nur noch den Kopf, 
von den Mitarbeitern gar nicht zu reden. Statt kommunale 
SelbstveMraltung zu stärken, wurden Entscheidungsebenen 
in Mainz konzentriert. 

Wir denken, es wurde eine große Chance verpasst, wirklichen 
Bürokratieabbau und Venvaltungsvereinfachung durchzu­
führen. um in der Folge auch Rechtsbereinigung machen zu 
könne_n. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das wurde leichtfertig vertan. 

Herr Staatsminister, was wi_r von Ihnen verlangen, ist, dass Sie 
nicht nur die P1licht tun, sondern wir \/erlangen von Ihnen, 
dass auch einmal die Kür gemacht wird. Also wenn Sie noch 
einmal Gelegenheit erhalten sollten, vor dieses Haus zu tre­
ten, um uns ein Rechtshereinigungsgesetz zur Entscheidung 
vorzulegen, dann nutzenSie die Chance und kommen Sie mit 
einem dicken Paket echter Verwaltungsvereinfachung und 
echtem Gesetzesabbau. 

(Stretz, SPD: Ganz bestimmt! • 
Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Dann werden wir als CDU-Fraktion wesentlich freudiger be­
reit sein, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Für die SPD-Eraktion erteile ich Herrn Abgeordi1eten Stretz 
das Wort. 

Abg. Stretz, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Berg, ich habe das Gefühl, Sie haben im letzten 
Teil Ihrer Rede ein falsches Manuskript gegriffen, ansonsten 
macht es keinen Sinn, wenn Sie jetzt so eine Reise durch Si­
tuationen möglicher gesetzlicher Regelungen der Landesre­
gierung machen. 

Ich weiß nicht, wollten Sie haben, dass wir in dem Rechtsbe­
reinigungsgesetz das alles wieder aufheben? Was war denn 
eigentlich Ihre Vorstellung, warum Sie diese Ausführungen 
gemacht haben? 

Bis gestern war ich der Auffassung - mi;: mir viele andere im 
Rechtsausschuss -, dass man das Rechtsbereinigungsgesetz, 
das heute zur Abstimmung steht, ohne große Anmerkungen 

• 
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und in einer großen Einmütigkeit h!er verabschieden können 
wird. Die Ausführungen des Kollegen Berg gestern im Rechts­
ausschuss und heute wieder erfordern aber Klarstellungen. 

Herr Kollege, Rechtsbereinigung-ist eine Daueraufgabe. Man 
muss keine Highlights setzen, sondern es geht darum, zu 
durchforsten, wie hat sich die allgemeine Landschaft verän­
dert, was ist davon entbehrlich, was muss man verändern, 
was ist vom Inhalt her vielleicht so nicht mehr haltbar_. 

Die .Rechtsbereinigung ist eine _ Daueraufgabe.- Sie bringt 
durch die ständige ÜberprOfung des vorhandenen Rechtsbe­
stands auf seine Notwendigkeit, Anpassungsbedürftigkeit 
oder weitere Geltung einen unverzichtbaren Beitrag zur 
Klarheit und Überschaubarkeit der geltenden Rechtsvor­

schriften. 

Herr Kollege, Rechtsbereinigung istauch beileibe keine Erfin­
dung der letzten zehn Jahre. Bei uns in_Rheinland-Pfalz wur­

·de mit der ~echtsbereinigung bereits in den fünfziger Jahren 
begonnen. Die bis zum Jahr 1983 vorübergehend auf mehr 
als ,- 500 angestiegene Zahl der Landesgesetze und Landes­
verordnungen wurde durch Bereinigungsgesetze auf weni­
ger als 1 200 Rechtsvorschriften verringert. 

Mit dem heute zu verabschiedenden Rechtshereinigungsge­
-setz werden 13 Gesetze, davon drei zum Teil, 25 Rechtsver­
ordnungen, davon eine zum Teil, und 15 Anordnungen auf­
gehoben. Zur Rechtsvereinfachung und Rechtsanpassung im 
Bereich der Justiz werden drei Gesetze neu erlassen und zwei 
Gesetze geändert. Insgesamt wird durch das- Neunte Rechts­
berei!ligungsgesetz sowie e~ne Reihe von Regelungen mit 
rechtsbereinigender Wirkung in Einzelbereichen- ich nenne 
das Disziplinarrecht, das Forstrecht, das Fleisch- und Hygiene­
-recht und im Sozialhilferecht - die Zahl unserer Rechtsvor­
schriften im Land auf nur noch wenig mehr als 1 100 verrin­
gert, von 1 500 auf 1 100. Ich denke, diese Zahl kann sich se­
hen lassen. 

{Beifall des Abg. Pörksen, SPD) 

Herr Kollege, wenn Sie monieren, Sie hätten sich noch mehr 
versprochen- Sie haben das gestern erwähnt, und Sie haben 

es jetzt wiederholt -. dann w~re es Ihnen, aber auch Ihrer 
Fraktion unbenommen geblieben, Vorschläge zu unterbrei­
ten. 

Wissen Sie, das ist die Geschichte vom Bömmel in der Feuer­
zangenbowle: Da nehmen wir eine Dampfmaschine, und da 
stellen wir uns einmal ganz dumm und warten ab, was dabei 
herauskommt. - Nein. Sie müssen schon sagen, was Sie sich 
vorstellen. Wenn Sie sagen, das ist uns zu wenig, dann bleibt 
es Ihnen völlig unbenommen, dass Sie uns Vorschläge unter-. 
breiten. Über diese reden wir dann auch. 

Herr Kollege, lassen Sie mich abschließend sagen, es gilt wie­
der einmal: Der Berg hat wieder einmal gekreißt, aber er hat· 
leider noch nicht einmal eine ~./laus geboren. 

Wir werden diesem Gesetz auf alle Fälle zustimmen. 

Oanke schön. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

.Meine Damen und Herren! Bei diesem Gesetzentwurf geht es 
faktisch um Rechtsbereinigung. Ich finde es aber immer inter­
essant, dass in einem solchen Rechtshereinigungsgesetz auch 
immer ein Kapitel Rechtsgeschichte des Landes dokumentiert 
wird, zum Beispiel wenn man sich die Nummer 31 in Artike/1 
- Landesverordnung über die Durchführung des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für !Jeutsche aus der sowjetischen Be­
satzungszone Deutschlands und dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin- ansieht. Das ist,. wie es schon .. the honou­
rable Missis Smith" gesagt hat, nun alles Geschichte. 

Aber es gibt auch Dinge wie die Nummer 32- Landesverord­
nung über die Bildung eines .. Sondervermögens für Wieder­
gutmachtung nationalsozialistischen Unrechts" vom 22. De­
zember 1951 -. Dieser Bereich ist nicht abgeschlossen. -Diese 
Aufgaben sind noch nicht erfüllt. So wurde auch am 2. Au­
gust 2000 au! Bundesebene das Gesetz zur Errichtung einer 
.,Stiftung Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" be­
schlossen, womit auch ein Bekenntnis zur politischen und mo­
ralischen Verantwortung für die Opfer das Nationa-lsozialis­
musabgelegt wurde. 

Meine Damen und Herren, für den Teil-der Regelungen, die 
ihren Anwendungsbereich verloren haben - Herr Berg meint, -
es wären vielleicht viel zu wenig - oder deren Bedeutung in 
der Praxis seit-längerer Zeit erloschen ist, ist die Aufhebung 

unproblema,tisch. Ob es mehr oder weniger geben kann, dar­

über kann man sich streiten. Aber Vorschläge wären-sicher 
auch von der CDU angebracht, wenn sie dieser Meinung ist. 

Aber es sollen noch weitere Sachen gemacht werden. Herr 
Stretz hat gerade darauf hingewiesen. Es sollen zur Rechts-

. I 
Vereinfachung und zur Rechtsanpassung im Bereich der Justiz 
drei Gesetze neu erlassen und zwei Gesetze geändert wer­
den. Das habe ich auch im Ausschuss schon angesprochen. 

{Pört..sen. SPD: Sehr richtig!) 

Wir finden es rechtspolitisch bedenklich, dass unter dem Titel 
..Rechtsbereinigung" so etwas läuft. Das habe ich schon mo-
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niert; denn unserer Meinung nach muss eine Trennlinie auf­
rechterhalten bleiben zwischen den Rechtshereinigungsvor­
schriften und zwi~chen solchen, bei denen Dinge zusammen­
gefasst werden, die in verschiedenen Gesetzen und Verord­
nungen froher emhalten waren, was wir prinzipiell filr rich-. 
tig finden. Also inhaltlich gibt es daran nichts zu meckern. 
Aber unserer Meinung nach sollte dies dann, wenn es zu neu­
en Gesetzen kommt, klar und deutlich in einem eigenen Ge­
setz stehen und nicht in diesem großen Wust von Rechtsbe­
reinigungsvorschriften umergehen._ Das dient der Klarheit 
und der Überschaubarkeit des Rechts. 

M.eine Damen und Herren, deshalb sind wir der Meinung, die 
Anpassung von Gesetzen an die Anforderungen von Gegen­
wart und Zukunft sollte grundsätzlich durch Gesetzesnovel­

lierl!ng vollzogen werden. 

Das halten wir_ besonders bezüglich des Artikels 5 

- Landesgesetz über den Sozialdienst der Justiz- für wichtig. 
Dabei geht es nämlich tim die Bewährungshilfe, die Bewäh­
rungshilfe bei den Landgerichten, die Gerichtshilfe bei den 

- Staatsanwaltschaften und die Führungsaufsicht in den Land­
gerichten. Gerade diese Dinge sind in den letzten Monaten 
im Bereich der. Justiz immer wieder sehr stark in den Vorder­
grund gerüc:lct worden. Es wäre sicherlich vernOnftig gewe­
sen, wenn nicht nur juristische und organisatorische Aspekte, 
sondern auch sozialpolitische Aspekte in diesem Gesetzent­
wurf berücksichtigt worden wären. Hinsichtlich dieses Ge­
setzennvurfs hätten wir uns mehr Diskussionen Ober das mei­
ner Meinung nach aktuelle Thema gewünscht. 

Sei es wie es sei: Wir unterstützen diesen Gesetzentwurf in­
haltlich, auch wenn wir gern von sozialpolitischer Seite und 
von Trägern die Meinung dazu gehört hätten. 

(Pörksen, SPD: Anhörung?) 

Jn den entsprechenden Ausschüssen werden_ wir das nachfra­
gen müssen, aber insgesamt stimmen wir dem Gesetzent11vurf 
zu. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Frey das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Rechtsverein­
fachung und die Rechtsvereinheitlichung -darauf wurde be­
reits hingewiesen - ist eine wichtige Aufgabe einer gesetzg~­
benden Gewalt. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns auch in 
dieser Legislaturperiode erneut wie bereits in den letzten Le-

. gislaturperioden dazu aufraffen, Gesetze und Verordnun­
gen, die seit vielen Jahren nicht mehr die Bedeutung haben, 

die sie ursprünglich hatten, aufzuheben und aus der Welt zu 
schaffe_n. Es muss auch Aufgabe eines Gesetzgebers sein, die­
sen Mut aufzubringen. Diesen Mut bringen wir auf. 

Über die Bedeutung der einzelnen Regelungen kann trefflich 
gestritten werden. Es kann darüber gestritten werden, ob das 
der große Wurf ist oder nicht. Die gesetzlichen Regelungen 
und Verordnungen sind aber nun einmal in der Welt und 
müssen auch wieder aus der Welt. Deshalb nehmen wir eine 
Einzelfallprüfung vor und wenden keine Rasenmähermetho­
de an. Es wird in jedem Einzelfall geprüft, was unerheblich ist 
und was aufgehöben werden kann. 

Herr Berg, wenn Sie sagen, das sei alles viel zu wenig und ge­
he nicht weit genug, müssen Sie sich die Kritrik gefallen las­
sen: Was wollen Sie denn-mehr? ln welchen Bereichen wollen 
Sie mehr? - Ich erinnere mich an viele Vorstöße der CDU­
Fraktion, die genau das Gegenteil gefordert hat, nämlich zu­
sätzliche und nicht weniger Gesetze. 

(Pörl<'.sen, SPD: Sehr wahr!) 

Wollen Sie vielleicht im Polizeigesetz verschiedene Aufgaben 
streichen? Wollen Sie bei verschiedenen Verwaltungszustän-

- digkeiten Änderungen vornehmen? - Dann sagen Sie das 
doch! Heute haben Sie Gelegenheit gehabt, sich konkret zu 
äußern. Sie haben sich aber herausgeredet und behauptet, 
das sei Aufgabe der Regierung. Als Opposition sind Sie doch 
sonst nicht so zurückhaltend und überlassen alles der Regie­
rung! Das ist eine wirklich schlechte Ausrede. Ihnen müsste 
schon et11vas Besseres einfallen. 

(Pörksen, SPD: Dem fällt dazu 
doch nichts ein!) 

Frau Grützmacher, Sie haben behauptet, dass durch diese 
Rechtsvereinheitlichung neu-e Gesetze geschaffen würden. 
Bei aller Hochachtung vor diesen beiden Gesetzen, die neu 
geschaffen werden, aber sehr umfangreich sind sie nicht. Sie 
greifen auch nicht in irgendeiner Form in die Zuständigkeiten 
ein. Es sind Vereinheitlichungen von Regelungen in einem 
Gesetz, die sich bisher an verschiedenen Stellen befunden ha­
ben. 

Gerade ein Rechtshereinigungsgesetz bietet den Rahmen, 
um so envas zu machen. Es wird nichts irgendwo nach dein 
Motto versteckt: Wir versenken jetzt irgendwo ein ,.U-Bootu, 
damit es keiner merkt. - Es ist gerade die Aufgabe einer 
Rechtsvereinheitlichung und einer Rechtsvereinfachung. die­
se Aspekte in einem solchen Gesetz zusammenzuführen. Des­
halb sehe ich dieses Verfahren nicht als falsch an, ~ondern es 
istgenau das richtige Verfahren. 

Diese Rechtsvereinheitlichung und Rechtsbereinigung wer­
den wirfortsetzen. Natürlich werden wir uns auch überlegen, 
in welchen Bereichen Kompetenzveränderungen usw. erfol­
gen können. 

• 

• 
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Dazu reicht es aber seitens_der Opposition nicht aus, nur zu 
kritisieren, wenn-ihr das nicht passt. Es können durchaus Vor­

schläge unterbreitet werden. Die Koalitionsfraktionen sind 
die Letzten, die darüber nicht diskutieren wollen. Es ist aber 

nicht richtig, nur diese pauschale Kritik vorzubringen. 

Herr Berg, Sie haben den Gesetzent11Vurf in der gestrigen Sit­
zung des Rechtsausschusses nicht abgelehnt, sondern Sie ha­
ben ihm zugestimmt. Nach ihrer heute vorgetragenen Rede 
hätte man zwar anderer Meinung sein können, aber es ist 

umso erfreulicher, dass ein Konsens mit allen Fraktionen be­
steht, diese Rechtsbereinigung vorzunehmen. 

Vielleicht wird es kilnftig, wie es Frau Grützmacher angespro­
chen hat, wieder so sein, dass es- irgendwann wie in der Ver­
gangenheit wieder Gesetze mit Verfallsdatum gibt. Das gab 
es bereits vor vielen Ja~rzehnten und Jahrhunderten. Dazu 
bedarf es aber weiterer intensiver Diskussionen. 

(Beifall der F.D.P. und-der SPD) 

Präsident Grimm: 

- Ich erteile Herrn Justizminister Mertin das Wort. 

Mertin, Minister der Justiz: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das erste Rechts­
bereinigungsg_esetz gab es in Rheinland~Pfalz im Jahr 1961. 

Im Jahr 1983 gab es- wie bereits dargestellt- über 1 500 Vor­
schriften. Die Zahl der heute geltenden Vorschriften beläuft 
sich auf etwa 1 500. Insofern ist die Daueraufgabe der Rechts­

bereinigung meiner Meinung nach in Rheinland-Pfalzbisher 
rechtgutgelöst worden. 

Herr Kollege Berg, wenn Sie mir Vorschläge unterbreiten, bin 
ich gern bereit, diesen nachzugehen. Diesem Gesetzentwurf 
liegt eine sehr umfangreiche Arbeit der Verwaltung zugrun­

de. Es wurden nämlich alle Vorschriften, die zwischen 1947 

und 1970 erlassen wurden, auf den Prüfstand gestellt. Das Er­
gebnis ist das Folgende: Die Vorschriften, die wir jetzt zur 

Aufhebung vorschlagen, können aufgehoben werden, weil 

sie nicht mehr benötigt werden. 

Ein Rechtsstaat, wie wir ihn in der Bundesrepublik Deutsch­
land kennen, kommt nicht völlig ohne Gesetze aus. Auch in 
Bereiche~, die nur sehr wenige oder kleine Teile der Bevölke­
rung berühren, bedarf die Verwaltung gelegentlich einer ge­
setzlichen Ermächtigung, wenn sie tätig werden will. 

'!lfenn wir bei de-r Überprüfung zu dein Ergebn-is kommen, 
dass solche früher geschaffenen gesetzlichen Ermächtigun­

- gennotwendig sind, weil sie im alltäglichen Verwaltungshan­
deln noch benötigt werden, sind wir selbstverständlich nicht 
in_ der Lage, sie zur Aufgabe bzw. zur Aufhebung vorzuschla-

gen. Wenn Sie mir Vorschläge unterbreiten, nehme· ich diese 
gern entgegen und bin bereit, sie auch künftig zu prüfen. Bis­

heF haben Sie mir aber keinen Vorschlag unterbreitet. Sie ha-. 
ben nur kritisiert, dass zu wenige Vorschriften aufgehoben 
werden. 

ln einem Rechtsstaat bedarf es aber eines gewissen Mindest­
standards an gesetzlicher Regelung; denn bei uns bedarf die 
Verwaltung, _wenn ~ie insbesondere Eingriffsverwaltung 
durchführen will, einergesetzlichen Grundlage_. Alle Gesetze 

und Vorschriften, die vor 1970 erlassen worden sind, sind 
überprüft worden. ln den Bereichen, in denen noch die Be­
rechtigung für die Schaffung dieser Normen vorhanden ist, 
kqnnen wir sie aber nicht aufheben. 

Frau Kollegin Griitzmacher, weshalb wir nicht in diesem Ge­
setz et11vas, wie Sie es auch nennen, völlig Unproblematisches 

mitregeln sollen, kann ich nicht nachvollziehen. Es bedeutet 
ein Stück Bürokratieersparnis, wenn wir dies auf einen Schlag 

machen. Weshalb wirdafür ein separates zusätzliches Gesetz­
gebungsverfahren, was alle nur mit zusätzlicher Arbeit belas­

tet, benötigen, kann ich nicht nachvollziehen. Wenn es un­
problematisch ist, diese Rechtsbereinigung in der Weise 

durchzuführen, dass etltvas, was bisher in unterschi-edlichen 
Gesetzen geregelt war, in einem Gesetz zusa_!Tlmengefasst 
wird, bin ich der Meinung, dass es auch unproblematisch ist; 
das_durchzuiühren. · 

Auch die künftigen Landesregierungen werden sorgfältig im 
Wege der Rechtsbereinigung prüfen, welche Vorschriften in 

der Zwischenzeit durch Zeitablauf ihren Sinn verloren haben 
und auch künftig entsprechende Vorschläge unterbreiten. 

Diese Vorschriften, die wir zur Aufhebung vorschlagen, ha­
ben ihren Sinn verloren und bedürfen deshalb der Aufhe­
bung. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
· nichtvor. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 

der L:andesregierung - Drucksache 13/6061 -. Der Rechtsaus­
schuss hat die Annahme des Ges-etzentwurfs empfohlen. Wer 

dem Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 
13/6061 - zustimmen möchte, den bitte um das Handzei­
chen!- Danke schön. Damit ist der Gesetzentwurf der Landes­
regierung·. Drucksache 13/6061 - einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. yver dem Gesetzent­
wurf der Landesregierung- Drucksache 13/6061 -zustimmen 
möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! - Der Ge­
setzentwurfder Landesregierung · Drucksache 13/6Ö61 - ist 
damit einstimmig angenommen. 
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Ich rufe nun Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

•.. tes Landesgesetz zur Änderung des Auführungs­
gesetzes zum Flurbereinigungsgesetz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/6039-
Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Landwirtschaft und Weinbau 
-Drucksache 13/6200-

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 
Augustin, das Wort. 

Abg. Augustin, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Durch Beschluss 
des Landtags vom _16. August 2000 ist der Gesetzentwurf an 
den Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau - federfüh­
rend~ und an den Rechtsausschuss überwiesen worden. 

Der Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau hat den Ge­
setzentwurf in seiner 31. Sitzung am 24. August 2000 und der 
Rechtsausschuss in seiner~- Sitzung am 12. September 2000 
beraten. 

Der Ausschuss empfiehlt die Annahme des Gesetzentwurfs. 

(Beifall im Hause) 

Präsident Grimm: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und erteile der Abge­
ordneten Frau Schneiderdas Wort. 

Abg. Frau Schneider, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
CDU-Fraktion wird dem Gesetzentl.vurf zur Änderung des 
Ausführungsgesetzes_ zum Flurbereinigungsgesetz zustim­

men, da sich die vorgeschlagene Regelung nach Auffassung 
der CDU mit Sicherheit in der Praxis bewähren wird, weil nun 
künftig die Praktiker aus der Landwirtschaft auch den Vorsitz 
bei der Spruchstelle Obernehmen können, ohne dass sie ZIIVin­
gend die Befähigung zum Richteramt haben müssen. Wir er­
warten, dass sich die Regelung bewährt und hoffen, dass die 
Spruchstelle nicht allzu viel zu tun bekommt und das Baden­
ordnungsverfahren in Rheinland-?falz weiter eine hohe Ak­
zeptanz genießt. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Jahns das Wort. 

Abg. Frau Jahns. SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Gesetzent­
wurf regelt eine Änderung gegenüber dem bisherigen Ge­
setz, nämlich dass der Vorsitzende oder die Vorsitzende der 
Spruchstelle nicht mehr die Befähigung zum Richteramt ha­
ben muss. Allerdings muss sichergestellt sein, dass trotzdem 
in der Spruchstelle-juristischer Sachverstand vorhanden ist, in· 
dem der Stellvertreter oder die Stellvertreterin diese Befähi­
gung haben muss. 

-Es ist richtig, dass wir inzwischen in Führungspositionen in 
der Landeskulturverwaltung nicht mehr, wie da:; früher re­
gelmäßig der Fall war, überwiegend Juristen haben, sondern 
inzwischen sind dort Geodäten, Bauingenieure und auch Di­
plomlimdwirte tätig. At.ich diese Personen können-dann als 
Vorsitzendeinfrage kommen. 

Der Vorsitzende oder die Vorsitzende der Spruchstelle muss 
die Befähigung haben, mit Menschen umzugehen und im 
Streit zu vermitteln; denn die Spruchstelle wird tätig, wenn 
Planbeschwerden oder Schätzungsbeschwerden außerge­
richtlich verhandelt werden müssen. Bisher war die Spruch­
stelle dabei sehr erfolgreich. lmmerhin90 % aller Einsprüche 
wurden außergerichtlich geregelt. Das ist eine gute Sache, 
und so soll es auch weitergehen. 

w_ir hoffen auch, dass die entsprechende Persönlichkeit dann 
leichter gefunden werden kann; denn es liegt im Interesse 
unserer Landwirtschaft, dass Bodenordnungsverfahren mög­
lichst schnell durchgeführt werden können und dass sie nicht 
verzögert werden, damit unseren Betrieben der Wettbe­
werbsvorteil, der sich nach einer solchen Maßnahme ergibt, 
möglichstschnell zuteil wird. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf selbstverständlich zu. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, r;JÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es besteht große 
Einigkeit über die vorgelegte Änderung. Ich bin nicht immer 
in allem einer Meinung mit Frau Kollegin Jahns, aber in dem 
Fall kann ich fast all das, was sie gesagt h~t, doppelt unter­
streichen. Auch wir werden diesem Gesetzentwurf zustim-
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m~n. weil wir sehen, dass es nicht zwingend -not\'lleodig_ ist, 
dass der Vorsitzende und der Stellvertreter die Befähigung 
zum Richteramt haben müssen. 

Gestatten Sie mir aber eine kleine Anmerkung: Ich habe das 
Vergnügen, mich zum weiblichen G-eschlecht zählen zu dür­

fen. Von den Änderungen in den Gesetzestexten fühle ich 
mich nie angesprochen. Ich weiß nicht, wie es den anderen 
Kolleginnen im Hause geht. Ich richte den Appell an die-lan­
desregierung, die Spracfie der Gesetzestexte vielleicht einmal 

- etwas zu modernisieren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist im Übrigen gesetzlich 
vorgeschrieben!} 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Augustin das Wort. 

Abg. Augustin, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sie können sich 
_ vorstellen, dass ich mich als Praktiker darüber freue, dass 

nach ~em vorliegenden Gesetzentwurf die Ehreni:lmtlichkeit 
mehr zum Zuge kommt und in der Sache fachbezogen bera­
ten wird. 

Gehen wir aber einmal zurück: Das Gesetz_ zur Spruchstelle, 
das in den SOer-Jahren geschaffen wurde, beruhte auf einer 
weisen Entscheidyng. Frau Jahns, Sie haben en'Vähnt, es müs­
se schneller gehandelt werden, um wirtschaftlichere Flächen 
zu erhalten. Die Politiker der damaligen Zeit waren voraus­
schauend, da in Rheinland-Pfalzdiese Verfahren sehr schnell 
abgewickelt werden konnten. Mir ist bekannt, dass mehr als 
90 % der Fälle in der Spruchstelle abgehandelt wurden und 

- die Landbesitzer zufrieden waren. 

Der vorliegende Gesetzerrtwurf, wonach mehr Ehrenamtlich­
keit möglich ist, also Nichtrichterlichkeit, und damit mehr 
Praxisbezug hergestellt werden kann, ist ein Erfolg. Mit die­
ser Maßnahme ist es meiner Meinung nach möglich, noch 
schnellere Entscheidungen treffen zu können und noch mehr 
Praxisbezug in die Entscheidungen einfließen zu lassen, wo­
durch größere Einigkeit in den Flurbereinigungsverfahren im 
Rahmen der Bodenordnung errtsteht. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall der F.D.P. _und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Staatssekretär Eymael das Wort. 

Eymael. Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist schon alles 
gesagt, nur noch nicht von jedem. Keine Angst, ich werde 
nicht all das, was schon gesagt wo!den ist, wiederholen; 
denn es stimmt alles überein. Insofern bedanke ich mich bei 
den Fraktionen sehr herzlich. Das gilt auch für'die zügige Be­
ratung. Wir-haben jetzt mehr Flexibilität in den Spruchstel­
len. Wenn das Gesetz verabschiedet ist, haben wir ein zeitge­
mäßes und dem Strukturwandel sowie der Vervvaltungsre­
form in der Kulturverwaltung angepasstes Gesetz. 

Insofern herzlichen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und derSPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und _Herren, ich schließe die Aussprache, da 
keine weiteren W.ortmeldungen vorliegen. 

Wir kommen zur unmittelbaren Abstimmung über den Ge­
setzentwurf in Z\'l!eiter Beratung. Wer dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung - Drucksache 13/6039 - zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenpro­
be!- Das ist einstimmig. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlussabstimmung zustim­
mt:n möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! - Das 
ist ebenfalls einstimmig. Der Gesetzentwurf der Landesregie­
rung istdamit angenommen._ 

Ich rufe nun Punkt6 der Tagesordnung auf: 

... 1es Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 13/6062-
Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

- Drucksache 13/6201 -

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Guido 
Dahm, das Wort. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜii!EN: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Durch Beschluss des Landtags vom 16. August 2000, nachzule­
s~n im Plenarprotokoll 13/113, Seite 8534, ist der Gesetzent­
wurf an den Ausschuss fur Bildung, Wissenschaft und Weiter­

bildung - federführend - und an den Rechtsausschuss über­
wiesen worden. 
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Der Ausschuss für Bildung,_ Wissenschaft__und Weiterbildung 
hat den Gesetzentwurf in seiner 38. Sitzung am 31. Au­
gust 2000 und der Rechtsausschuss in seiner 44. Sitzung am 
12. September2000 beraten. 

Die Ausschüsse empfehlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Danke schön. 

(Beifall im Hause) 

Präsident Grimm: 

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Lelle das Wort. 

Ab~. Lelle, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! ln der Problembe­
schreibung des Gesetzentv'Jurfs ist der Hinweis enthalten, 
qass sich regionale Elternvertretungen an der Organisations­
struktur der Schulaufsichtsbehörde vor _der Neuordnung 
-sprich vor der Abschaffung - der Bezirksregierungen orien­
tieren. 

(Vizepräsident Schuler übernimmt 
-den Vorsitz) 

Mit der Abschaffung der Bezirksregierung sind, wie wir wis­
sen, auch die Bezirkselternbeiräte obsolet geworden. Nun 
dämmert der Landesregierung, dass damit die Elternarbeit 
und Elternmitl.virkurig nachhaltig gestört bzw. abgebaut 

-wurde. 

(Vereinzelt Beifäll bei der CDU} -

Diese Erkenntnis der Landesregierung, dass weiterhin ein ele­
mentares Bedürfnis besteht, die Elternarbeit und Elternmit­
wirkung durch regionale Gremien zu stärken und zu fördern, 
kommt meiner Meinung nach reichlich spät. 

_Die CDU·Fraktion hat in den vergangeneo Monaten immer 
wieder darauf hingewiesen: Für uns war diese Ven:valtungs­
reform nicht durchdacht. - Sie war kontraproduktiv. Noch 

nicht umgesetzt, geschweige denn im reibungslosen Ablauf, 
müssen Sie heute5chon die erste Korrektur vornehmen. 

Herr Minister, wenige Monate vor der Wahl habe ich den 
Verdacht, dass dies natürlich etwas mitdem Wahlga~g zu tun 
hat; denn die Negativwirkung Ihrer Ven1valtungsreform wo(: 

len Sie offensichtlich jedenfalls iri Teilen einkassieren. Mit 
den drei Regionalelternbeiräten unternehmen Sie meiner 
Meinung nach den untauglichen Versuch, .dies zu tun. Mit 

.. untauglich" meine ich nicht die Einrichtung, die lnstallie-
- . 

rung, sondern die beabsichtigte Kompetenzzuweisung. Die 

·Installierung dieser Regionalelternbeiräte wird von uns be­
jaht. Das sage ich in aller Deutlichkeit. Ihre Kompetenz ist al­
lerdings lächerlich und mit der bisherigen Kompetenz der al­
ten Bezirkselternbeiräte nicht vergleichbar. 

Mit einer gewissen Ironie will ich allerdings feststellen, dass 
die Installierung· einen Bruch Ihrer Verwaltungsreform dar­
stellt Aus nachvollziehbaren, vielleicht auch wahltaktischen 
Gründen durchbrechen Sie damit das selbst gestellte Prinzip 
und kehren zu altert Strukturen zurück. Allerdings fehlt die­
sen Regionalbeiräten iukünftig ein entsprechender An­
sprechpartner auf staatlicher Seite. Das ist ein RiesennachteiL 
Entsprechend winden Sie sich in der Aufgabenzuweisung. 

Im Entwurf heißt es: ,.Zentrale Aufgabe-ist es, zu beraten, zu 
- unterstatzen oder die Kooperation zwischen den Schuleltern­

beiräten und dem Landeselternbeirat zu unterstützen." Was 
heißt das konkret? Wo gibt es originäre Aufgaben und Mit­
spracherechte dieses Gremiums? 

Meine Damen und Herren, es gibt keine Mitsprache- und kei­
ne Mitwirkungsmöglichkeiten innerhalb der 5chulverwal­
tung. Herr Zöllner, damit definieren Sie allerdings Elternmit­
sprache und Elternmitr~ir!<ung neu. Da; ist meiner Meinung 

nach völlig unbefriedigend. Sie müssen sich fragen lassen, 
warum Sie andere Maßstäbe bzw. Unzulänglichkeiten in die­
ser ersten Novelle nicht-aufgenommen haben. Dazu hätten 
Sie auch die Chance gehabt. 

Wir haben im Ausschuss darüber gesprochen. Ich habe dort 
das Beispiel mit den Schulleitern an ehemaligen verbundenen 
Grund- und Hauptschulen angesprochen. Hier besteht offen­
sichtlich Handlungs- und Regelungsbedarf. Die Leute vor Ort 
fühlen sich von der derzeitigen Regelung nicht gerade be­
günstigt. Viele fühlen sich sogar verschaukelt. 

Herr Zöllner, Sie wissen,-dass hier in Bezug auf die Zuständig­
keit, die rechtliche Stellung, aber auch die Anrechnung der· 
GrundschüiE~r bei den Beförderungen, was in Teilen nicht ge­
schieht, einiges zu regeln wäre. 

_ Sie haben die Chance vergeben, bei einer Novelle äuch diese 
Dinge mit einzubringen. Es wäre not11vendig und möglich ge-

--wesen, es sei denn, Sie wollen einen anderen Weg gehen, 

nämlich zukünftig eine Trennung dieser ehemals verbunde­
nen Grund- und Hauptschulen vorzunehmen. Ob das billiger 
und effektiver ist, wage ich zu bezweifeln. Deshalb sollten Sie 
diesen Missstand schleunigst angehen und auf die Reihe brin­
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU} 

Vizepr~sident Schuler: 

Ich erteile der Kollegin Frau Baumann des Wort. 

• 
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Abg. Frau Baumann. SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Beziri'.seltern­
beirat vertritt die Eltern der Schüler des Regierungsbezirks 
gegenober den Schulen, der Schulverwaltung und der Öf­
fentlichkeit. So steht es im geltimden_Schulgesetz. 

Der Anlass, das Schulgesetz zu ändern, ist offensichtlich; 
denn es gibt keine Bezirksregierungen und damit auch kei!'e 
Regierungsbezirke mehr. Trotzdem soll es weiterhin - ich sa­
ge mit Recht- eine regionale Elternvertretung geben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Für den Schulelternbeirat vor Ort steht die eigene Schule im 
Mittelpunkt. Der Landeselternbeirat vertritt die Eltern der 
Schüler des Landes in grundsätzlichen schulischen Fragen. Die 
Regionalelternbeiräte sollen - ich halte dies für einen richti-_ 
gen Schritt- künftig verstärkt eine BrOckenfunktion zwischen 
Schulelternbeiräten und dem Landeselternbeirat einnehmen. 

Die Änderungen des Schulgesetzes zielen damit nicht nur auf 
-einen grundsätzlichen Erhalt der bewahrten regionalen 
Schulelternvertretungen._ Die Änderungen wurden ·auch ge­
nutzt, den Regionalelternbeiräten neue zukunftsgerichtete 
Aufgaben zu Obeitragen. Sie beraten und unterstütz1m zum -
Beispiel die Schulelternbeiräte. Sie haben dabei eine koordi­
nierende Funktion;- Sie unte~richten die Schulelternbeiräte 
Ober wesentliche Entwicklungen in der Elternarbeit. Sie för­

dern die Elternfortbildung. Sie unterrichten die Eltern in den 
Schulen über den Meinungs- und Diskussionsstand der aktu­
_ellen Probleme auf Lcindesebene. 

_(;I~ ichzeitig informie~en sie den Landeselternbeirat über das, 
was für Schulelternbeiräte lokal und regional wichtig ist. Sie 
stärken und sichern- _damit die Zusammenarbeit zwischen 
dem Landeselter.nbeirat und den Schulelternbeiräten. Sie ver­
netzen diese Gremien. Dieses Vernetzen ist sogar im neuen 
Gesetz institutionalisiert. Die Regionalelternsprecher sind 
stimmberechtigte Mitglieder im Landeselternbeirat und ver­

treten dort direkt die Anliegen der Schulelternbeiräte. 

Meine Damen und Herren, die Regionalelternbeiräte haben 
nach d~m neuen Schulgesetzgroße Chancen, die Elternarbeit 

_insgesamt effizienter und damit erfolgreicher zu gestalten. 
Aus genatJ Jiesem Grund steht die SPD-Landtagsfraktion hin-

- ter dieser Novellierung. Wir begrüßen ausdrücklich, dass zum 
Beispiel auch ausländische Elternvertreter jetzt stimmberech­
tigte Mitglieder-in den Regionalelternbeiräten und im Um­
deseltembeirat werden. Dies ist ein klares Zeichen, dass nicht 
nur ausländische Kinder, .sondern auch ausländische Eltern 
mit gleichen Rechten und Pflichten am Schulleben teilneh­
men. 

Der Gesetzentwurf ist eng mit dem Landeselternbeirat abge­
stimmt. Er trägt sogar in Teilbereichen die Handschrift des 
Landeselternbeirats. 

(Pörksen, SPD: Hört, hört, Herr Lelle!) 

Diesen Konsens begrüßen wir ausdrücklich. 

-
Die gewählten Elternvertreter üben ein öffentliches Ehren-
amt aus. Nach der Landesverfassung haben Personen in ei­

nem Arbeits- oder_ Dienstverhältnis Anspruch auf freie Zeit, 
die sie zur Ausübung ihres Ehrenamts benötigen. Das neue 
Schulgesetz konkretisiert diese Grundsatzregelung. Diese 
Klarstellung und Konkretisierung begrüßen wir. 

Die SPD-Landtagsfraktion wird im Konsens, wie es auch im 
Ausschuss war, mit den anderen Fraktionen dem vorgelegten­
Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes zustimmen._ 

(Beifall derSPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn KollegenDahm das Wort. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Wünsche des Landeselternbeirats wurden in diesem Ände­

rungsgesetz voll berücksichtigt, a-uch wenn es darüber Dis- -
kussionen gab. Einiges Positive wurde dargestellt, nämlich 
die Stimmberechti!)ung der_ ausländischen Elternvertretung 
sowie Vertretungsregelung. Aus diesen Gründen haben wir 
uns entschlossen, diesem Gesetz zuzustimmen. Ich habe das 
im Ausschuss schon angekündigt. 

Herr Minister, die Änderungen, die Sie vorschlagen, sind im 
Rahmen des bestehenden Schulgesetzes folgerichtig, aber 
-das sollte ich el'\vähnen- im Hinblick aufdie Grundsatzent­
scheidung kontraproduktiv, die immer wieder von den Frak- -
tionen im Landtag bei anderer Gelegenheit besprochen wor­

den ist, nämlich dass Schulen mehr Selbststär:tdigkeit bekom­
men sollen. Das müssen Sie mir schon z~gestehen; denn es ist 
keine Stärkung der Einzels_chule mit diesem nei.len Gesetz 
verbunden- im Gegenteil. Mit-diesem Gesetz haben Eltern 
letztendlich weniger Einfluss auf die Schule. Das halte ich in 
der heutigen Zelt für ein falsches Signal. Die Ettern haben we­
niger Einfluss auf schulische, auf unterrichtliche Angebote. 
Das ist nicht zeitgemäß. 

Sollten solche Instrumente wie beispielsweise Lehrrahmen­
pläne oder Jahresstundentafeln, über die wir diskutieren, 
wirklich an den einzelnen Schulen eingeführt werden, dann 
ist es notwendig, dass auch die Eltern vor Ort bei dem unter­
richtlichen Angebot mehr Mitsprache erhalten. 
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Wenn die Einzelschule im Mittelpunktder Schulpolitikstehen 
sollte und wenn vor Ort mehr Kompetenzen verlagert wer­
den, halte ich es für notwendig, dass der Abstimmungsbedarf 
auf der Ebene des Schulträgers auf Kreis- sowie auf Stadtebe­
ne wesentlich zunimmt. Auch .dies ist in diesem Gesetz nicht 
berücksichtigt worden, weil die modernen Diskussionen, die 
heute die schulpolitische Diskussion beeinflussen, in Ihrem 
Schulgesetz, da~ bereits über 25 Jahre alt ist, überhaupt nicht 
eingefangen werden. 

Aus diesem Grund kann ich nur noch einmal darauf hinwei-
. sen, es wird wirklich Zeit, dass eine grundständige Bildungs­

reform in diesem Lande stattfindet und dass das Schulgesetz 
grundsätzlich neu strukturiert wird, damit die Diskussionen, 
die wir derzeit führen, einen gesetzlichen Rahmen erhalten, 
damitsolche Probleme, wie sie in diesem Änderungsentwurf 
auftauchen, in Zukunft bereinigt werden. 

Deshalb sage ich noch einmal, lassen Sie uns an diesem alten 
Schulgesetz lieber nicht weiter herumdoktern, sondern viel­
mehr in die Diskussion über neue rechtliche Rahmen einstei­
gen. Dann werden wir auch in Rheinland-Pfalz, so hoffe ich, 
zu einer modernen Gesetzgebung im Schulwesen kommen. 

Danke schön. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

_ Ich erteile Herrn Kollegen Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Elternarbeit, El­
ternmitwirkung und Elternverant\rltortung finden zunächst 
auf der Ebene der Schule statt. Das heißt, an ca. 1 700 Schulen 
in diesem Land leisten Klassenelternversammlungen und 
Schulelternbeiräte ihren Beitrag zur Gestaltung und Entwick­

lung der Schule. 

Eine Beratung und Betreuung dieser Gremien erfolgte auf re­

gionaler Ebene durch die Bezirkselternbeiräte und auf Lan­

desebene durch den Landeselternbeirat. Nach Auflösung der 
Bezirksregierungen und der Regierungsbezirke in Rheinland­
Pfalz können auch die Bezirkselternbeiräte nicht wie bisher 
fortbestehen. Eine Beratung und Betreuung der Schuleltern­
beiräte allein durch den Landeselternbeirat ist jedoch nicht 
vorstellbar. 

Daher sieht die Schulgesetznovelle die Errichtung von drei 
Regionalelternbeiräten vor, die in Zukunft die Koordinie- · 
rungs- und Mittlerfunktion zi.vischen den Schulelternbeiräten 
und dem Landeselternbeirat übernehmen sollen. Dies. ist kei­
ne Korrektur, sondern eine notwendige und· gewollte Ergän­
zung, der auch die Zustimmung des Landeselternbeirats si-

eher ist. Damit haben wir den Beleg, dass diese Konstruktion, 
diese neue Struktur akzeptiert wird. Dies zeigt die Reaktion 
in allen Fraktionen. 

Da die Schulaufsicht nach wie vor regional verankert bleibt, 
spricht auch dies für die regionale Struktur der gesetzlichen 
Elternvertretungen. Der Regionalelternbeirat ist das· Vertre­
tungsorgan der Eitern des Wahlbezirks. Er artikuliert die In­
teresse~ der Eljern gegenüber den Schulen im Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, der Aufsichts­
_und Dienstleistungsdirektion sowie der Öffentlichkeit. 

Darüber hinaus soll der Regionalelternbeirat die regionalen 
Schulelternbeiräte beraten, informieren und Kontakte ver­
mitteln. Vor allem aber soll der Regionalelternbeirat eine 
Verbindung und Verknüpfung zum Landeselternbeirat ge­
währleisten, sodass die Schulen vor Ort über den aktuellen 
Meinungs-, Diskussions- und Datenstand auf Landesebene in­
formiert sind. 

Wir haben also eine Verzahnung· von der Vertretung der ein-. 
zeinen Schule bis hin zum Landeselternbeirat über die neuen 
regionalen Elternbeiräte. Diese Struktur hat auch die Zustim-­
mung des Landeselternbeirats gefunden. Damit haben wir ei­
ne sinnvolle Ergänzung der neuen Struktur, "die im Zusam­
menhang mit der Verwaltungsrefor!fl geschaffen worden ist. 
Wir stimmen selbstverständlich diesem Gesetz zu. 

(BE!ifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Vizepräsident Schuler:. 

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatsminister 
Professor Dr. Zöllner das Wort. 

·Prof. Dr. Zöllner, 

Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Diese Schulgesetzänderung wird erforderlich durch die Re­
form der ·mittleren Ebene der Landesverwaltung, durch die 
Auflösung der Bezirksregierungen und Regierungsbezirke, 
mithin durch die Neustrukturierung der gesamten .Schulauf­
sicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sie war in dieser 
Form von Anfang an beabsichtigt und mit den Betroffenen . 
bereits zum damaligen Zeitpunkt abgesprochen, sodass es 
sich um ein Gerücht handelt, dies sei die erste Korrektur. Je­
doch wird sie aufgrund der Zügigkeit des Gesetzgebungsver­
fahrens und der Koordination erstjetzt durchgeführt. 

Ich stimme auch ausdrücklich allen Rednern ZU, die sagen, 
dass diese Ver~nderung des Schulgesetzes nicht alle Proble­
me, die im Schulbereich angegangen werden müssen, auf ge­
setzestechnische Art löst, jedoch sehr wohl den Bereich, der 
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die Bezirksregierungen betrifft. Das andere ist in der Gesamt­
heit sicherlich erst in der nächsten Legislaturperiode im Rah­
men der normalenNovellierungsarbeit zu erledigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, während die Be­
zirkselternbeiräte sich-vorrangig an der Arbeit der Schulver­
waltung in den Bezirksregierungen orientierten, steht nun 
bei den geplanten Regionalelternbeiräten eine andere Funk­
tion im Vordergrund. Die Regionalelternbeiräte sollen in er­
ster Linie die Tätigkeit der eutva 1 700 Schulelternbeiräte an 
den Schulen vor Ort koordinieren, sich beratend und unter­
Stutzend einschalten, Materialien zur Verfugung stellen, 
Kontakte knüpfen und Elternfortbildungsveranstaltungen 

_anbieten. Der Kern der Elternarbeit und der Elternmitwir~ 
kung geschieht auf der Ebene der Klassenelternversammlun­
gen und der Schulelternbeiräte in der Schule. Daher muss in 
der Region die Beratung, Förderung und Unterstützung der . 

·Eltern vor Ort erfolgen. Die BündeJung der Elterninteressen 
in der R~gion ist we~entliche Aufgabe dieser regionalen El­
ternbeiräte. 

Es ist von großer Bedeutung für die Aktualität der Elternar­
beit, dass die Eltern in den Schulen über diese aktuellen Pro­
bleme, den Meinungs- und Diskussionsstand auf Landesebe­
ne unterrkhtet sind, wie es umgekehrtwichtig für die Aufga­
ben d~s Landeselternbeirates ist, besser als bislang Ober die 
lokale und regionale Situation und die Probleme vor Ort in­
formiert zu sein. 

ln diesem Bereich wächst dem Regionalelterllbeirat eine ganz 

wichtige Brückenfunktion zu. Aus diesem Grund sieht der Ge­
setzenn-vurf vor, qass die Sprecherinnen und Sprecher der Re­
gionalelternbeiräte, die ex officio Mitglied des Landeseltern­
beirats sind, in Zukunft volles Stimmrecht im Landeseltern­
beirat erhalten. 

Natürlich bleibt die enge Zusammenarbeit mit der Schulver­
waltung weiterhin elementare Aufgabe auch dieses Beirats. 
Auf Wunsch des Landeselternbeirats wurde der bisherige Be­
nehmenstatbestand des§ 36 Abs. 5 des Schulgesetzes in den 
Gesetzentwurf aufgenommen. Auch der Regionalelternbei­
rat bat einen gesetzlich verbürgten Anspruch gegenüber der 
Schulver\1\Ta[tung, übrigens wie bisher, auf Auskunft und Be­
ratung. 

- Der-Gesetzentwurf i~t eng mit dem Landeselternbeirat abge­
stimmt, was schon mehrmals en.vähnt wurde. Dabei ist das 

Ministerium durchaus auch auf Wünsche des Landeseltern­
beirats eingegangen, etwa zwei Stellvertreter für jedes Mit­
glied im Landeselternbeirat, Stimmrecht fur-die Regionalel­
ternsprecher im Landeselternbeirat, Wiederherstellung der 
Benehmensregelung für den Regionalelternbeirat gegen­
überderADD. 

Auf zwei Einzelregelungen möchte ich hinweisen. Die auslän­
:dischen Eltern besitzen im Rahmen der Elternf!litwirkung das 
volle aktive und passive Stimmrecht. Dennoch ist es nach wie 
vor angezeigt, ihre Mitarbeit in den schulischen Elterngre-

mien zu stärken und zu fördern. Daher räumt der Gesetzent­
wurf den benannten ausländischen Elternvertretern im Re­
gionalelternbeirat und Landeselternbeirat jene Position ein, 
die den gewählten Mitgliedern der Elternbeiräte mit Stimm­
recht und zwei Stellvertretern zukommt. 

Anstelle der zwei kooptierten ausländischen Elternvertreter 
ohne Stimmrecht im Bezirkselternbeirat werden ein ausländi­
scher Elternvertreter mit Stimmrecht und zwei Stellvertreter 
vom Regionalbeirat kooptiert, sofern nicht bereits ein auslän­
discher Elterovertreter zum Mitglied des Regionalelternbei­
rats gewählt worden ist. Der Landeselternbeirat kooptiert 
wie in der Verg~ngenheit zwei ausländische Elternvertreter, 
sofern sie nicht als Mitglied des Landeselternbeirats gewählt 
worden sind. 

Ein zweiter Punkt betrifft die Waldorfschulen. Sie erhalten 
erstmals Gelegenheit, sich als Vertreter der freien Schulen an 
der Elternwahl zu den Regionalelternbeiräte-n und Landesel­
ternbeirat zu beteiligen. Aus einem lediglich gesetzestechni­
schen Grund war dies bisher nicht möglich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren,.der Ausschuss hat 
in seiner Sitzung am 31. August 2000 den Gesetzentwurf 
erörtert und ihn nach kurzer Diskussion einvernehmlich be­
schlossen. Ich danke den Vertretern aller Fraktionen für die­
ses übereinstimmende Votum und bitte den Landtag, dem 
vorgelegten Gesetzentwurf der Landesregierung zur Ände- . 
rung des Schulgesetzes zuzustimmen. 

(Beifall bei SPD, CDU und F.D.P.) 

Vizepräsident Sch uler: 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der Aussprache 
in derzweiten Beratung über ein Landesgesetz zur Änderung 
des Schulgesetzes. 

Wir kommen zur Absti~mung. Zunächst müssen wir in Arti­
kel 1 Nr. 6 sowie in Artikel 2 das Datum des ln-Kraft-Tretens 
festlegen. ln Absprache mit den Fraktionen ist der n 1. Janu­
ar 2001" beschlossen worden. Gibt es darüber Übereinstim­
mung?- Das ist offensichtlich der Fall. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Gesetzenn'llurf 
-Drucksache 13/6062- in derzweiten Beratung. Werdem Ge­
setzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand­

·zeichen!- Das ist einstimmig. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzent­
wurf in der Schlussabstimmung zustimmt, den bitte ich, sLch 
vom Platz zu erheben!- Danke schön. Damit ist dieses Gesetz 
einstimmig beschlossen. 
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Ich rufe Punkt7 der Tagesordnung auf: 

.•• tes Landesgesetz zur Änderung 
des Personalvertretungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/5500-

Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

-Drucksache 13/6202-

Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 13/6205-

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Kollegen Weiner, das 
Wort. 

Abg. Weiner, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten_Damen und Herren! Der 
vorliegende Gesetzentvvurf der -Landesregierung ist im 
Rechtsausschuss und im federführenden Innenausschuss 
mehrfach beraten worden. Besonders zu en.'Vähnen ist die 
Anhörung, die -im Innenausschuss durchgeführt wurde und 

,die auf ungewöhnlich großes Zuschauerinteresse stieß, so­
d_ass der Ausschuss sogar in den Plenarsaal umziehen musste. 

ln den Stellungnahmen derVerbände sowie in der Anhörung 
wurde deutlich, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung 
in zahlreich~n Punkten auf heftige Kritik stieß. Die Fraktio­
nen des Landtags haben mitzahlreichen Änderungsanträgen 
den Versuch unternommen, diesen Gesetzentwurf zu verbes­
sern. 

ln den Sitzungen des Rechtsausschusses und des federführen­
den Innenausschusses wurden diese Vorschläge in 40 Abstim­
mungsgängen einzeln abgestimmt. Zusammenfassend ist 
festzustellen, -dass alle Änderungsanträge der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt wurden. Ebenso wurden 

die Verbesserungsvorschläge der CDU von der Ausschuss­
mehrheit abgelehnt, sodass lediglich die Verbesserungsanträ-­
ge der Koalitionsfraktionen der SPD und F.D.P. in das Gesetz 

Eingang finden sollen. 

ln der Schlussabstimmung des Rechtsausschusses lehnten des­
halb auch die Fraktionen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN den Gesetzent\"\lllrf in der geänderten Form ab. Die 
Ausschussmehrheit von SPD und F.D;P. empfahl ihn zur An­
nahme. 

{Creutzmann, F.D.P.: Falsch!) 

Dies ist nachzulesen in der Beschlussempfehlung- Drucks~che 
13/6202-. 

Im federführenden Innenausschuss ergab sich ein ähnliches 
Bild mit dem Unterschied, dass sich die CDU zunächst der 

Stimme enthielt und signalisierte, heute dem Gesetzentwurf 
im Plenum doch noch zuzustimmen, wenn die heute erneut 
zur Abstimmung stehenden Änderungsanträge, insbesonde­
re für die Bereiche Polizei, Forst, Sparkassen und Schulen, von 
der Mehrheit des Landtags angenommen werden. 

Danke schön. 

.• 

(Beifall bei der CDU-
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist aber eine komische 
Berichterstattung! -

Pörksen, SPD: Normalerweiie klatsche 
-ich Beifall, aber in dem Fall nicht!) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Aussprache. Die 
Fraktionen haben eine R~dezeit von zehn Minuten verein­
bart. 

Ich erteile der Kollegin Frau Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir ::otehen heute 
am Ende einer langen und intensiven Beratung eines Gesetz­
entwurfs, den de·r Kollege Weiner eben in seinen Beratungs­
stufen im Landtag vorgestellt hat. 

Ich bedanke mich bei all denjenigen, die uns als Betroffene. 
als Ratgeber, Kritiker und auch als Diskussionspartner zur 
Verfügung gestanden haben. Ich denke, das Gesetz hatte 
wirklieh intensivste Arbeit verdient. 

Meine Damen und Herren, viele, sogar die meisten der Be­
troffenen, sind von diesem Gesetz enttäuscht. Sie sind über 
den Verlauf der Diskussion frustriert. -- -

(Bische!, COU: Sehr richtig!) 

Sie sind auch von dem enttäuscht, was am Ende dabei heraus­

gekommen ist. Sie sind von den Regi~rungsfraktionen ent­

tauscht, vor allem von der soziaidemokratischen Mehrheit. -

(Beifall bei der CDU) 

Meinel>amen und Herren, Sie wissen das, und wir wissen das. 
Meist waren wir zu viert in den entsprechenden Veranstal­
tungen,,zu denen-wir eingeladen waren. -

Meine Damen und Herren, lassen Sie :nic!t an dieser Stelle 
gleich eine Legende zerstören. Meine Damen und Herren von 
der SPD, Sie haben dies noc::h einmal gemeinsam mit der 
F.D.P. in Ihrer Pressemeldung verbreitet.,Hören Sie einmal auf 

• 
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damit, zu versuchen, uns die Schuld an diesem Gesetzent­
wurf, mitdem Sie ~aum leben können, zuzuschieben. 

(Beifall bei der.CDU) 

Kein Mensch bestreitet, dass wir natürlich das Gesetz aus dem 
Jahr 1992, das aus Ihrer Fraktion gekommen ist und damals 
·unter Vorsitz des heutigen Ministerpräsidenten Beck zustan­
de gekommen ist, mit anderen beklagt haben. Aber Entschul­
digung, wir haben doch vom Landesverfassungsgerichtshof 

Recht bekommen. 

(Mertes, SPD: Jetztwundert 
Ihr euch!) 

Zumindest haben wir in wesentliChen Teilen Recht bekom­
men. Was hätten denn Leute von einer Opposition gehalten, 
die ein verfassungswidriges Gesetz-durchgehen lässt? Kön­
nen Sie mir das einmal erklären? 

(Bische!, CDU: Sie sind doch 
.die Hüter der Verfassung!) 

Was hätten Sie derin aufgrund des Bundesverfassungsge­
richtsu-rteils zu-m schleswig-holsteinischen Mitbestimmungs­
gesetz gemachtTHätten Sie das auch irgendwo im Raum hän­
gen lassen, ohne darauf zu reagieren? Bitte tun Sie nicht so, 
als ob irgendetwas Unanständiges passiert wär.e. 

{Mertes, SPD: Das tut Ihnen anscheinend 
ein bisschen Leid!) 

_ . Wir jedenfalls haben unsere Rolle als Opposition vor acht Jah­
ren angenommen und-haben dafür gesorgt; dass im Lande 
Rheinland-Pfalz kein verfassungswidriges Gesetz im Raum 
steht. 

(Beifall bei der CDU) 

Im Übrigen möchte ich lhne1_1 sagen, dass dieses Thema so, 
wie-Sie es noch einmal aufgebauscht haben, bei den Betroffe­
nen keine große Rolle mehr gespielt hat. Sie haben nämlich 

gesehen, 9ass daran überhaupt nichts zu machen ist. 

IYJeine Damen und Herren, zu den einzelnen Änderungsvor­

schlägen, die Sie im Innenausschuss gemacht haben und die 
mit Ihrer Mehrheit zusammen mitder F.D.P. abgestimmti'llor­
den sind, möchte ich Folgendes sagen: 

(Schweitzer, SPD: Zum Teil 
auch mit Ihnen!) 

-Zum Teil auch mit uns, darauf komme ich noch zurück. Herr 
Schweitzer, Sie sind aber besser ruhig, sonst muss ich etwas 
zu IhrerVerhandlungsführung sagen. 

(Schweitzer, SPD: Das können Sie 
ruhig tun! Tun Sie uns 
doch den Gefallen!) 

- Das möchte ich Ihnen ersparen. Herr Schweitzer, Sie haben 
keine_n Anlass, sich hier in der Form einzumischen. 

(Pörksen, SPD: Sie auch nicht, 
sich so zu äußern!) 

-Darüber reden wir noch einmal. Ich bin davon ausgegangen 
und habe es auch so für meine Fraktion gesagt, dass dieses 
Gesetz es eigentlich verdient hätte; dass wir gemeinsam da­
rüber diskutieren, dass wir daran arbeiten und vielleicht so­
gar zu einer Kompromisslösung kommen. Ich habe in ande­
ren Bereichen schon erlebt, dass so etvl/as möglich ist. ·Ich ha­
be mich doch sehr gewundert, vvie Sie mit den Beratungen 
umgegangen sind. Sie haben das Thema wie eine heiße Kar­
toffel behandelt. Es konnte Ihnen gar nicht schnell genug_ 
durch die ganzen Gremien gehen, 

(Pörksen, SPD: Wie bitte?} 

weil Sie immer \"Jieder Angst hatten, diese Themen anzuge­
hen. Das können Sie Oberhaupt nicht abstreiten. Diejenigen, 
die im Innenausschuss dabei waren, als wir darüber abge­
stimmt haben, wissen ganz genau~wovonich spreche. 

(Pörksen, SPD: Nein, das weiß 
- ich nicht!} 

- Doch, das wissen Sie ganz genau. Es gab zu einzelnen Fra­
gen noch nicht einmal einen Punkt, über den Sie mit uns dis­
kutiert haben. Sie wissen ganz genau, dass wir nur das aufge­
nommen haben, was rechtlich vertretbar war und was über­
wiegend von den Mehrheiten der Ge~-.rerkschaften auch so 
vorgetragen wurde. Dies war bei allen Punkten, zu denen ich 
noch kommen werde. Es war wirklich sehr schade, dass das so 
gelaufe~ ist. Ich hätte mir vorstellen können, dass es auch an­
ders hätte laufen können. 

Übrigens, an dieser Stelle mache ich eine kurze Bemerkung 
zu den GRÜNEN. Frau Themas, ich glaube, Sie haben einen 
.entscheidenden Fehler gemacht. Sie sind zu schnell auf den 
Pfad, was der DGB in seinem von ihm beantragten Gutachten 
fordert, 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE .GRÜNEN: 

Ich habe damit nur Druck gemacht, 
und Sie sind hinterhergehoppelt!) 

aufgesprungen, ohne Details zu prüfen; denn sonst wäre die 
Möglichkeit gegeben gewesen, in dieser Frage an der einen 
oder anderen Stefle zusammenzukommen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ich kann mich nichtdaran erinnern, 
irgendwann einmal ein Schreiben 

von Ihnen---) 

Das finde ich schade, dass das so gewesen ist. 
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Ich habe schon gesagt, wir haben uns bis zum Schluss be­
müht, auch das eine oder andere in der Abstimmung durch-

- ~ 

zusetzen. Wir haben Ihren Anträgen zum Teil zugestimmt, 
sogar dort, wo Sie mit unseren nicht übereingestimmt haben, 
wo Sie Dinge gemacht haben, die wir so aus ganz bestimm­
tenGrunden nichtvorgeschlagen haben. 

(Frau Ebli, SPD: Sprichtfürdie 
Qualiltät der SPD-Fraktion!) 

Aber Sie haben uns noch nicht einmal einen Millimeter zuge­
standen. Das finde ich wirklich schade, ich sage es noch~ ein­
mal, oder es warfürdie Beratung in einem Gremium peinlich, 
wenn ich das sagen darf. 

Deswegen kommen wir heute noch einmal mit unserem An­
~trag. Er ist natürlich um das reduziert, was mit Mehrheit be­
schlossen worden ist. Das ist ganz klar. Ich will noch einmal 
sagen, worauf es uns bei diesem Gesetzentwurf ankommt. Es 
sind fünf Bereiche, die uns am Herzen liegen, bei denen es 
um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, um die Beschäftig­
ten und um ihre Motivation geht. Ich werde gleich noch ei~ 
nen Satz dazu sagen. Es geht um die Polizei in diesem Land. 
Es geht um die Schulen. Es geht um die Sparkassen, den Forst 
und um das ZDF. 

Meine Damen und Herr~n. ich möchte ganz kurz das zitieren, 
was der Innenminister als letzten Satz bei seiner Einbrin· 
gungsrede gesagt hat- ich zitiere, Herr Präsident-: .,Die Be­
schäftigten erhalten über die Personalvertretungen Einfluss­
nahme aufsie berühremde innerdienstliche Maßnahmen. Ihre 
Beteiligungsrechte, die im Sozialstaatsgedanken wurzeln" 
- übrigens auch bestätigt durch das Bundesverfassungsge­
richtsurteil, das das auch so sieht -. ,.sind ein bedeutsames 
Mittel zur Wahrung der Menschenwürde und Persönlichkeits­
entfaltung in der Dienststelle." Jetzt kommt der letzte Satz:~ 
,.Sie tragen zur Steigerung der Motivation der Beschäftigten 
bei." Das können wir leider Oberhaupt nicht feststellen. 

Meine Damen und Herren, ,.Motiv<!tion" ist ein guter Begriff 
und er ist ein richtiger Begriff. Sie alle wissen, dass wir als Po­

litiker von den Beschäftigten in unseren staatlichen und kom­
munalen Behörden im Augenblick, in den letzten Jahren und 
in Zukunft noch viel verlangen: neue Steuerungsmodelle, Ko­

nianagement, Leitbildiskussion Ehrenamt, Wächteramt- und 
was wir alles diskutieren. Wer kennt sie nicht, diese Begriffe.~ 
Das alles soll das Personal heute leisten. Hoch motiviert sollen 

sie alles mitmachen, Auflösung der Bezirksregierung, Um­
wandlung in die LBB, Personalabbau, Effizienzsteigerung, 
Wettbewerb und neue Strukturen. Das alles en.varten wir. 
Dann gibt es ein Gesetz, das die Leute demotiviert, wie ich es 
am Anfang gesagt habe. 

Den ersten Bereich, den ich ausdrücklich nennen möchte, ist 
die Polizei. Wir können es nicht verstehen. Wir haben damit 
gerechnet, dass wir in diesem Punkt eine Änderung erarbei­
ten. Alle Polizeigewerkschaften bis auf einzelne Vertreter 
·das sage ich ausdrückliCh; lesen Sie das Protokoll nach, dann 

sehen~Sie, dass ich Recht habe- sind gegen diese Regelung, 
die jetzt die örtlichen Personalräte entmachtet oder, wie es 
eine Gewerkschaft geschrieben hat, sogar kastriert. Ich den­
ke, die vorgesehene Änderung in § 56 ist einfach- auch wenn 
Sie sagen, Sie diskutieren eine Zuständigkeitsverlagerung zu 
den Polizeidirektionen - so nicht hinnehmbar. Wenn Sie Ihre 
misslungene Polizeineuorganisation über diesen Weg noch­
mals nachbessern müssen, dann ist das Ihr Problem, aber 
nicht das der Beschäftigten. 

Die Auflösung der Bezirksregierung hat zwei Personalgrup­
pen ganz entscheidend getroffen, die Forstleute und die Leh­
rerinnen und t:ehrer. Durch dasWegfallen von drei Bezirksre­
gierungen und das Hinführen zu nur einer zuständigen Be­
hörde haben diese in der Stufenvertretung jeweils eine Ver­
tretungsstufe verloren und damit auch eine ganze Reihe von 
Personalrätinnen und Personalräten. Wir -haben in kleinen 
Anträgen eine kleine Verbesserung in dem Bereich angeregt. 

Ich darf die Sparkas~en erwähnen. Auch Sie haben diese in Ih­
rer Tischvorlage noch einmal erwähnt. Weil die Sparkassen 
im Wettbewerb mit anderen Banken stehen- die Genossen­
schaftsbank haben Sie, glaube ich, nicht erwähnt - wäre es 
nötig, dass diese Regelung enthalten ist. Wenn Sie das einmal 
genau nachgelesen haben, was die Experten dazu sagen, 
dann müssten Sie im Grunde genommen das umgekehrt ma­
chen. Sie müssten daruber diskutieren, was eigentlich damit 

~~-gemeint ist, dass man ietzt keine hoheitlichEn Aufgaben 
mehr wahrnimmt. Dann müsste im Grunde genommen ein 
weiterer Schritt getan werden, den hier niemend verlangt. 
Sie sind noch nicht eimal bereit, diesen anderen Schritt zu 
machen. 

Meine Damen und Herren, eine Sache möchte ich anspre­
chen, weil sie mir am Herzen liegt. Nicht nur die Beamten im 
Forstbereich haben mit uns gesprochen lind ihr Anliegen vor­
getragen, es waren auch die Waldarbeiter, 

(Mertes, SPD: Forstwirte!) 

die in der IG Bau - Steine - Erden organisiert sind. Ich denke, 
in dieser Situation war wenig Platz, die dort aufgeworfenen 
Fragen zu diskutieren. Frau Ministerin Martini, ich kann mir 
vorstellen, dass in Ihrem Haus dazu Überlegungen vorhanden 

sind, wie man .Pie vorgetragenen Anliegen irgendwann ein­
mal an anderer Stelle bearbeitet. Ich finde es wichtig, wenn 
man mit diesen Leuten noch einmal spricht. 

Ich komme damit zum Schluss una will sagen, es tut uns leid, 
~ dass wir die Diskussion in den letzten Monaten so im Paria· 
ment geführt haben und dass wir uns nicht in der Lage sehen, 
diesem Gesetzentwurf in der jetzigen Form zustimmen zu 
können. 

{Beifall bei der CDU} 

I 

• 
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Vizepräsident Schuler: 

- Für die SPD-Fraktiori hat Herr Kollege Pörksen das Wort. 

Abg. Pörksen, SPD: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst ein Wort 
vorweg an Sie, Frau Kohnle-Gros. Ich finde es bemerkens­
wert, welche Kr:okodilstränen Sie hier vergießen, nachdem 
Sie es waren, die zum Verfassungsgericht marschiert sind. 

(ZurufdesAbg. Mertes, SPD) 

Wesentliche Teile sind herausgekegelt worden. Es geht nicht 
um die frage der Größe der Personalräte, sondern es geht um 
Mitbestimmungsfragen, die den Personalräten weggenom­
men wurden. Das war das Problem und nicht die Frage der 
Größe der Personalräte. Ich komme nachher auf Ihren Antrag 
noch -zu sprechen. 

(Zuruf des Abg. Bische!, CDU) 

-Wir hätten gut mitdem Gesetz gelebt. Das ist für mich.ziem­
lich sicher. Die Personalräte _hätten mit dem Gesetz noch viel 
besser gelebt. 

(Mertes, SPD: So ist es!) 

Also hören Sie auf mit Ihren Krokodilstränen. 

(Bische!, CDU: ----und schwören 
den Eid aufdje Verfassung!) 

Das reicht mir langsam. 

{Beifall bei der SPD) 

Zu Ihrem Änderungsantrag komme ich gleich noch. 

Wir verabschieden ein GesetZ - das Jst schon angeprochen 
worden -,das lange diskutiertworden ist, das schwierige Vor­
gaben hatte, einmal ein Verfassungsgerichtsurteil und dann 

ein Urteil unseres Verfassungsgerichtshofs. ·Seide Entschei-

. dungen waren auseinander gehend. Wir denken, wir haben 
am Ende ein Gesetz ges~haffen, mit dem Personalräte ihre 

Arbeitweiterhin gut machen können und werden. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Naturlic~ ist es das Recht der Opposition, zu versuchen, dort. 
Salz in die Wunden zu streuen. Das ist in Ordnung. Wenn ich 
Ihre Änderungsanträge sehe_, iSt es reiativ ärmlich, was Sie 
dort vortragen. 

(Schweitzer, SPD: Nicht ärmlich, 
erbärmlich!) 

- Ja, gut, ich will nicht jeden Ausdruck, den Herr Kollege 
Schweitzer verwendet, auch verwenden. 

{Bische!, CDU: Da Sie weniger 
machen, istes---) 

-Wissen Sie, die Diskussionen der letzten Tage und Wochen· 
haben doch gezeigt- das in völliger Abänderung dessen, was 
Frau Kollegin Kohnle-Gros gesagt hat -, dass man aufseiten 
der Gewerkschaften,·vielleicht nicht-aufseitenaller Gewerk­
schaften und Verbände, das kann ich nachvollziehen, mit 
dem jetzt vorliegenden und geänderten Gesetzentl.vurf. den 
wir zur Abstimmung stellen, zufrieden ist. 

(Vereinzelt Beifall bei der F.D.P.) 

Vor wenigen Wochen wurde noch gesagt, wenn ihr das Ge­
setz nicht ändert, dann müsseon wir am 13. Demonstrationen 
durchführen. 

(Mertes, SPD: Das ist heute!) 

-Heute ist der 13. 

Ich muss mich fragen, warum werden sie nicht durchgeführt? 
Doch nicht deshalb, weil ein schlechtes Gesetz gemacht wor­
den ist, sondern weil man der Auffassung ist, dass das, was 
jetzt vorgelegt worden ist, zwar nicht in allen Punkten, aber 
in wesentlichen Bereichen den Ansprüchen, den Erwartun­
gen entspricht, auch von denjenigen, die uns in sehr heißen 
Diskussionen - wir haben es erlebt - sehr hart herangenom­
men haben. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD­
Zur1,1f der Abg. Frau Themas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Uns ist klar, dass wir nicht alle Wünsche befriedigen konnten. 

Bis in die letzten Tage und Stunden bekommmen wir noch 

Briefe, in denen Sonderwünsche gestellt werden. Sie haben 
gerade den Bereich der Forstleute angesprochen. Das ist aber· 
nicht so zu lösen, wie die Forstarbeiter sich das vorstellen. Sie 

waren auch bei den Leuten von BSE. Die Gewerkschaft heißt 
inzwischen BAU. Sie heißt nicht mehr BSE, Bau·- Steine- Er­
den. Aber das ist auch egal. Sie haben die Vorstellung, dass 

man sie bei der Frage der Größe der Personalräte mit berück­
sichtigt. Sie heißt Bauen -Agrar- Umwelt, jetzt haben wir es 
genau. Das Gleiche gilt sicherlich auch für den Hauptperso­
nalrat, das Gleiche gilt für Wünsche aus dem Bereich der Ein­
zelgewerkschaften, des Beamtenbundes usw. 

Sie haben den Bereich der Polizei angesprochen. Da sind wir 
dezidiert der Auffassung, dass es vernünftiger ist, Funktionen 
von oben nach unten zu verlagern, als IVIitbestimmungStatbe­

stände zu verschieben. Verstehen Sie? Wir sagen, bei der 
Dienststelle, die entscheidet, m·uss auch der Personalrat mit 
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entscheiden. Das heißt für uns, Funktion runter vom Präsidi· 
- um, rein in die Direktion. DarOber werden wir demnächst re­

den. 
{Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Das ist zumindest auch aufs.eiten der GdP verstanden wor­
den. Ob es überall verstanden worden ist, dafür können wir 

nicht sorgen. 

Frau Kohnle-Gros hat die Anhörung angesprochen. Im Be­

reich der Anhörung ging es im Wesentlichen um zwei Berei­
che, -einmal um den Bereich der verfassungsrechtlichen Pro­
bleme und dann den Bereich der Bestimmungen, die verfas­
sungsrechtlich unproblematisch geändert werden können 
oder nicht geändert werden können. 

Im Bereich der verfassungsrechtlichen Probleme haben wir 
gesagt, wir gehen dort auf die sichere Seite und bewegen uns _, 
nicht, wie es die GRÜNEN in ihrem Änderungsantrag zum Teil 
tun, in verfassungsrechtlich problematischen Bereichen; 
denn es ist klar, es wird. immer Leute geben- das \'l!ar auch in 
der Anhörung zumindest durch die Blume gesagt worden -, 
die es sich noch einmal überlegen können, nach Koblenz zu 
gehen und zu klagen. Dieses Risiko wollen wir nicht einge­
hen. Diesem Risiko sind wir nach dem Verfassungsgebot, dass 
sie auch kennen, nicht gefolgt, sondern haben gesagt, die Be­
stimmungen werden so gefasst, wie es beide Verfassungsge­
richte festgelegt haben. 

Dass wir deswegen weitere Mitbestimmungstatbestände 
weglassen mussten, war klar. Dass das berühmte Evokations­
recht auch im Bereich der Geschäftsführung durchgreift, war 
klar. Wir haben sogar Gutachten unseres Wissenschaftlichen 
Dienstes einholen müssen, um das auch für alle nachvollzieh­
bar zu machen. 

Was die Eiestimmungen betrifft, die verändert worden sind, 
obwohl sie verfassungsrechtlich nicht vorgegeben wurden, 
haben wir in einem Teil der Bestimmungen durch einen ent­
sprechenden Änderungsantrag inzwischen Gesetzesformulie-

- rungen vorgeschlagen, die .meines Erachtens zufrieden stel­
lend sind oder sogar mehr. Es bleibt bei der Wahlberechti­
gung, egal wie lange Beschäftigte außerhalb d~r Dienststelle 
sind. 

(Vereinzelt Beifall bei derSPD) 

Die Personalratsgröße wird in einer Größenordnung festge­
schrieben, die den Aufgaben, die an die Personalräte gestellt 
sind, gerecht wird, damit sie ihre Aufgaben befriedigend lö­
sen können. 

Die Freistellungsregelungen für Personalräte sind wesentlich 
verbessert worden, insbesondere die MÖglichkeit aufTeiffrei­
stellung, wobei Sie trotz Ihrer vollmundigen Erklärung weit 
hinter dem zurückbleiben, was wir sagen. Sie sagen, sie kön­
nen teilweise freigestellt werden. Dann wissen Sie auch, eine . 
gut meinende Dienststelle macht es, aber eine andere Dienst-

stelle wird sich bei solchen Dingen schwer tun. Wir sagen, sie 
sollen freigestellt werden. Das hat eine anderE Qualität. Das 
andere ist ein Wunschkatalog. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Die Freistellung für Schulungs- und Bildungsmaßnahmen, 
11'/as insbesondere für Frauen im öffentlichen Dienst ganz 
wichtig-ist,---

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wissen Sie noch, was Sie bei der ersten 
Beratung gesagt haben, Herr Pörksen?} 

- F_rau Kollegin, sollen wir es wieder zurücknehmen? 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
·Nein, Sie können sagen: 

Ich habe dazugelernt!) 

Ich kann Ihnen nur sagen, diese Bestimmung, die jetzt im Ge­
setz drinstehen wird, w~rden Sie in· keinem anderen Perso­
nalvertretungsgesetz finden. Das darf man doch wohl einmal 
er\vähnen. Darauf darf man doch einmal hinweisen. Soll man 
sich vorwerfen lassen, man würde ein schlechtes Gesetz ma­
chen? 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Die Frage der Allzuständigkeit war kein - ich will nicht sa­
gen - semantischer Streit, sondern eher ein_ Streit, der viel­
leicht ein bisschen um Symbole ging und weniger um die ln­
halte; denn es ist letztlich egal, ob ich es bei der Zuständig­
keit eines Personalrats vorne zumache oder hinten zumache. 
Wir haben gesagt, gut, wir machen es wie die weit übemrie-_ 
gende Zahl der Angehörten es gewünscht hat, dass wir die 
Allzuständigkeit bis auf das Wort .,gleichberechtigt" belas­
sen. Ich denke, auch das ist eine Entscheidung, die man nur 
begrüßen kann. 

Das_ Initiativrecht des Personalrats ist entsprechend den Vor­
stellungen geändert worden. Ich denke, auch das ist eine Ent­
scheidung, die herausgestrichen gehört. 

Ich komme zu Ihren Änderungsanträgen. Ich halle mich ge­
wundert, dass heute der Antrag noch einmal vorgelegt wur­
de, nachdem er im Ausschuss keine Mehrheit g~funden hat­
te, ohne zu sagen, dass Sie ihn noch einmal einbringen wer­
den. Ich erinnere mich zumindest nicht daran. Ich müsste das 
·Protokoll nachlesen. Erst heute Morgen habe ich diesen Än­
derungsantrag in die Hand bekommen, der noch et11vas län­
ger ist als Ihr alter Antrag, der außerdem drei weitere Punkte 
enthält. Was erwarten Sie eigentlich von einem Parlament? 

· Dass es fünf Minuten vor der Sitzung einen Änderungsan­
trag, der viele Verweisungen hat, liest und versucht nachzu­
prüfen, um dann darüber zu e_ntscheiden? Soll ich ihn jetzt le­
sen? 

(Zurufe der Abg. Bischerund 
Frau Kohnle-Gros, CDU) 

• 

• 
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-Herr Kollege Bist:hel, ich habe ihn gelesen und habe-festge­
stellt, dass alles wieder vorgetragen wird, was Sie bereits vor­
getragen haben; was abgelehnt worden ist. Das außer drei 
Bereichen. Ich habe sie mir herausgesucht. Es gellt umReise­

·kostenvergütung. Dann geht es um Grundsätze der Mitbe­
stimmung und die Erhöhung der Höchstzahl bei der Stufen­
vertretung. Das sind die drei Bereiche, die dazugekommen 

sind. 

(Zu rufder Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

-Das wussten Sie gar nicht? Aber ich weiß _es. Ich habe sie ver­
glichen. Ich habe sie.nebeneinander gelegt. Sehen Sie einmal, 
so beschäftigen wir uns mit Ihren Anträgen. Jetzt tun Sie so, 
als wenn wir sie alle in Grund und Boden stampfen würden. 
Das ist doch Unsinn. _-

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Wir haben uns damit beschäftigt. Wir haben auch über die ln­
halte gesprochen. Tun Sie jetzt nur nicht so, als wenn wir die 
Ohren zugehalten hätten, wenn Sie et11vas gesagt haben. So 
war es nun nicht. 

(Fräu Kohnle-Gros, CDU: Haben 
wir das gesagt?) 

Das Diskutieren-auf der einen Seite, das Abstimmen üller be­
stimmte ÄnderungsarTträge auf der anderen Seite muss man 

·auch ein bisschen auseinander halten können. Ich will auf die 
Einzelheiten gar nicht eingehen. Zum einen Teil sind sie rela­
tiv kompliziert, und zum anderen Teil sind sie ein bisschen ne­
ben der Sache. Sie wollen zum Beispiel - ein paar Beispiele 
muss man doch herausholen - neben Teilzeitbeschäftigung 
Altersteilzeit eingefOgt haben. Ist Altersteilzeit keine Teil­
zeitbeschäftigung? 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.­
Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Das sind doch Lächerlichkeiten, die Sie beantragen. 

Jetzt kommt ein weiterer Punkt. Ich muss noch einmal nach­
sehen. Das ist relativ schwierig. Ich muss einmal die Brille he­
rausholen. 

(Glocke des Präsidenten) 

-Vom Weiterlesen erlöst mit:h die Glocke des Präsidenten. 

Meine Damen und Herren, wir sind der Auffassung, dass wir 
ein gutes Gesetz nach langen und schwierigen Diskussionen 
und nach vielen Auseinandersetzungen heute zur Abstim­
mung stellen. Ich ~vürde midi freuen, wenn Sie entgegen lh-

res eben gehaltenen Vortrags doch noch dem Gesetz in der 
geänderten Form Ihre Zustimmung erteilen. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Zu spät!) 

-Ich habe gesagt, ich würde mich freuen. Sie müssen nicht für 
meine Freude sorgen. 

Wir werden dem Gesetzentwurf zustimmen. 

(Beifall der SPD und bei der F .D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich begrüße zunächst Gäste, und zwar Mitglieder des SPD­
Ortsv_erbands Wöllstein, eine Seniorengruppe aus Bad Kreuz­
nach und den Seniorenkreis aus der Ortsgemeinde Kirburg. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, seien Sie herzlich 
willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Ab­
geordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren, im März hieß es, .. in diesem Hause 
streitet niemand ab, dass das neue ·Gesetz eine Einschrän­
kung der Mitbestimmungsrechte der-Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bedeuten wird." Das hat Herr Creutzmann von 
der F.D.P. gesagt. Ich zitiere Sie nicht so oft, aber da musste 
ich Sie zitieren, weil Sie Recht haben. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber nicht oft!) 

Herr Creutzmann, aber das Maß, in dem die Mitbestim­
mungsmöglichkeiten und die Mitwirkungsrechte der Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst beschnitten werden und in 
denen Sie es beschneiden wollen, ist der eigentliche Kern- · 
punkt der Diskussion. Sie haben es im Regierungsentwurf 
zentral und weitgehend beschnitten. Sie haben es auch nach 
der Verabschiedung Ihrer Änderungsanträge immer noch 
zentral beschnitten, weil es über die verfassungsmäßig gefor­
derten Voraussetzungen hinausgeht. 

(Beifall des BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, darum ging es uns in den vergan-
. genen Beratungen und auch heute. Wir wollen im Rahmen 

der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten die Mitbestim­
mung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im öffentlichen 
Dienst so weit wie möglich erhalten. Dann haben Sie doch 
auch den Mut - Herr Creutzmann, vielleicht haben Sie ihn, 
Herr Pörksen hat ihn nicht gezeigt -, zu sagen, dass Sie sich 
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nicht hinter der Rechtsprechung verstecken müssen, sondern 
dass Sie tatsächlich auch restaurative Absichten hatten, der 
DGB mit seiner Argumentation dort Recht hatte und Sie mit 
Ihren Änderungsanträgen auch nicht alle beseitigt haben. 

Herr Creutzmann, wenn Sie das nicht tun, dann verlieren Sie 
noch mehr an Glaubwürdigkeit; denn im März haben Sie 
auch gesagt, für die F.D.P.-Fraktion sei Recht und Gesetz ein 
Grundpfeiler Ihrer Politik. Das sollten Sie jetzt einmal unter 
Beweis stellen. Ich glaube, dann können Sie weiter gehen, als 
Sie bisher gegangen sind; denn diese Aussage ist bezogen 
auf das LandespersonalvertretÜngsgesetz so, wie Sie es vor­
gelegt haben, und so, wie Sie es jetzt geändert haben. 

Meine Damen und Herren, in dem langen. Diskussionsverlauf 
hat sich herausgestellt, dass die Beschäftigten mit diesem Ge­
setzentwurf, so wie er von der Landesregierung vorgestellt 
wurde, aber auch durch den Beratungsverlauf. nicht ermutigt 
wurden, sich a~iv am öffentlichen Dienst in den Personalrä-

- ten zu beteiligen, weil sie durch Ihre Vorschläge und Ihre Art, 
die Debatte zu führen, demotiviert und entmutigt wurden. 

(Beifall des· BÜNDNIS90/DIE GRÜf-.IEN 
und der Abg. Frai.J Kohnle-Gros, CDU) 

Trotzdem muss man festhalten, dass es auch das Verdienst 
der Beschäftigten, der aufgebrachten Personalratsmitglieder, 
der Gewerkschaften und nicht zuletzt auch unseres Ände­
rungsantrags war, dass Sie im Verlauf des Gesetzgebungsver­
fahrens einige Erfolge für die Beschäftigten durchsetzen 
konnten. 

(Pörksen, SPD: Dann schauen Sie sich 
. . 

Ihr Gesetz einmal genauer an!} 

- Einige, nicht weitgehend genug, aber einige durchsetzen 
konnten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Pörksen, Sie glauben doch nicht, d~ss Sie diese Änderun­
gen vorgenommen hätten, wenn die Personalratsmitglieder 
und die Beschäftigten nicht"so einen Druck gemacht hätten. 

(Pörksen, SPD: Ich glaube das nicht, 
ich weiß das!) 

Wenn diese nicht gesagt hätten, wenn sie sich nicht bewe­
gen, dann stehen wir am 13. hier vorne, und das wird auch 
Auswirkungen haben. hätten Sie sich dann bewegt? - Ich 
glaube es nicht. 

Herr Mertes, ich glaube es noch nicht einmal Ihnen, wenn Sie 
mich mit Ihren schönen braunen Augen so anblinkern. 

(Heiterkeit und Zurufe im Hause) 

Die Veränderungen hat Herr Pörksen schon genannt. Ich ge· 
he nachher noch einmal darauf ein. 

Ich glaube, eines muss Ihnen klar sein: Für diese Änderungen 
haben Sie sich keine Lorbeeren verdient, und das wissen auch 
die Gewerkschafter und die Beschäftigten .. 

(Pörksen, SPD: Von Ihnen wollen 
wir auch keine haben!) 

Ich will Ihnen einmal sagen, was das ganze Manöver um das 
Landespersonalvertretungsgesetz war: 

(Kuhn, F.D.P.: Erzählen Sie mal!) 

Es fing nicht im März diesen Jahres an. Dieser G!!Setzent\1\iurf 
der Landesregierung lag schon eineinhalb Jahre vorher vor. 
Es gab Anhörungen, und es gab ma;;sive Proteste des DGB. 
Das haben Sie nicht öffentlich diskutiert. 

(Schweitzer, SPD: Sie haben gesagt, 
es wäre alles zu schnell gegangen!) 

- Gehöre ich zur CDlJ? - Ich habe eine andere Position und 
auch eine andere Position in diesem Beratungsgang einge­
nommen. 

Ich willihnen nur einm_al sagen, mehr als eineinhalb Jahre ist 
, dieses Gesetz in de"r Beratung. Sie haben den massiven Wider­

stand des DGB und der Beschäftigten erfahren. Dann blieb 
der Gesetzentwurf erst einmal in der 5chublade. Dann haben 
Sie ihn im März herausgezogen, eingebracht, und dann sollte 

er in den Sommermonaten, husch husch, verabschiedet wer­
den. 

(Mertes, SPD: Manches braucht 
eine gute Gärzeit!} 

- Genau. Dann gärte einiges. Manches gärte auch gut, und 
manches landete in ihren Änderungsanträgen. 

Nur, das Ganze war ein versuchter ~:raftakt von Ihnen, die 
Mitbestimmungsmöglichkeiten im öffentlichen Dienst massiv 
auszuhöhlen. Nichts anderes war der Regierungsentwurf. 

(Pörksen, SPD: Mitbestimmungsrechte? 
Das istdoch Quatsch!) 

Herr Mertes oder Herr Kuhn, ·sagen Sie nicht, Sie hätten nichts 
·damit zu tun. Sitzen Sie im Ministerrat nicht mit am Tisch? Sit­
zen Sie nicht mit Rede- und Stimmrecht mitam Tisch? 

(Zuruf aus dem Hause) 

-Aber dann mit Redere(ht. 

• 
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Herr Kuhn, haben Sie eingesprochen? Haben Sie Einspruch 
eingelegt? 

(Unruhe im f:lause) 

Ich habe nicht äabeigesessen. Aber Sie haben in_der ersten 
Beratung keinen Punkt davon diskutiert. Jetzt versuchen sie, 
die Scherben einzukehren, die Ihnen Ihre Landes.regierung 
mit diesem Gesetzentwurf vordie TOr gesch Ottet hat. 

ln der Anhörung des Innenausschusses gab es keine wesent~ 
Hch neuen Argumente. Diese standen schon in der Begrün­
dung des Gesetzentwurfs. Ich we!ß nicht, was Sie an diesen 
Argumenten neu überzeugt hat, außervielleicht der drohen­
de Druckaufder Straße. • 

(PörJr.sen, SPD: Das war's!) 

t -Aber nach diesem ganzen Schauspiel: Herr Mertes, wenn Sie 
sagen, manches gärt dann auch richtig gut, kann ich nur fest­
stellen, diese Absti!f!mung heute und Ihre Änderungen sind 
schon eine klare Niederlage für die Landesregierung. 

{ZurufevonderSPD: Oh!) 

Es ist eine Niederlage für die Landesregierung, und es ist ein 
kleimir Sieg fur die Beschäftigten, was Ihnen nicht gefällt, 
und letztendlich auch ein Sieg von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

_{Beifall des BÜNDNI_S 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben mit unserem Änderungsantrag früh deutlich ge- -
macht, dass wir die Verfassungsgerichtsentscheidung auf der 
einen Seite akzeetiert_haben, aber auch auf der anderen Sei-
te jeden Spielraum, den sie lassen, ausnutzen wollen. 

{Frau_ Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
-Das muss einmal gesagt werden!) 

-Wir haben auch deutlich gemacht. dass wir diese Mit­
wirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten Männern und 
Frauen gleichermaßen zukommen lassen wollen. Wir wollen 
Frauen-nicht in die Ecke ste!Jen und Ihnen die Möglichkeit 
nehmen, sich in Personalräten zu engagieren, so, wie Herr 
Pörksen dies bei der ersten Beratung noch verteidigt hat. 
Noch stärkerhat Herr Creutzmann dies verteidigt. 

Ich glaube, dass die Mitarbeiterinnen im öffentlichen Dienst 
gerade im Zusammenhang mit den vielen Reformansätzen 
und Reformversuchen auch ein Signal brauchen, dass ihr Ein­
satz und ihre Mitbestimmung gewollt ist. 

Mit unserem Änderungsantrag, den wir schon zur Anhörung 
vorgelegt hatten, haben wir deutlich "gemacht, dass wir die 
geplanten_ Verschlechterungen zurücknehmen W<:JIIten, die­
sie einführen wollten, und damit aber ein verfa55ungskonfor­
mes aktivierendes Verständnis von Mitbestimmung prägen 
wollen. 

Meine Damen und Herren, über viele einzelne Punkte ist 
schon geredet worden. in manchen waren wir mit unserem· 
Änderungsantrag auch durchaus erfolgreich. 

(Kuhn, F.D.P.: Werwar erfolgreich?} 

- Herr Kuhn, wir. Sie hätten einmal im Innenausschuss dabei 
sein müssen. Da wurde unserem Antrag zugestimmt. So et­
~vas muss man auch einmal feiern. Das tue ich auch hier. 

(Beifali des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Creutzmann, F.D.P.: Ein Antrag!) 

- Herr Creutzmann, weil wir die ersten waren und Sie llinter­
herziehen mussten. Richtig, gut, dass Sie das erkennen. 

Das Initiativrecht-wurde wieder in vollem Umfang herge­
stellt. Sie haben noch Einschränkungen eingefügt. Aber zu­
mindest wurde es für organisatorische und wirtschaftliche 
Fragen wieder eingeführt. Da haben Sie unserem Antrag zu­
gestimmt. Danke. 

Sie haben auch eine Reihe von Einzelregelungen wieder ab­
geschwacht, die Sie eingeführt-haben, aber nicht in dem er­
forderlichen und von uns geforderten Umfang wieder herge­
stellt, ob es jetzt die Frage der Größe der Personalräte betrifft 
oder die Frage der Freistellungsregelung. Wo Sie uns gefolgt 
sind, ist im Bereich der Rechte, die Teilzeitbeschäftigte und 
Schichtarbeiter und vor allen Dingen auch Frauen in diesem 
Bereich hab~n. und dass Eltern im J:rziehungsurlaub ihr Wahl­
recht für die Personalratswahlen auch behalten können. 

Was Sie aber überhaupt nicht erklär~n konnten_- Herr Pörk­
sen, es ist Ihnen auch nicht im Innenausschuss gelungen-. das 
war, warum Sie uns in unserer Forderung, den Personalräten 
in den Sparkassen das volle Mitbestimmungsrecht zu geben, 
nicht gefolgt sind. Das konnten Sie nicht erklären. Sie konn­
ten es auch heute nicht erklären. Sie haben gesagt, wir haben 
jetzt vorgesehen, dass die alle informiert werden. Aber mit­
bestimmen können sie immer noch nicht. 

(Pörksen, SPD: Ich habe gar 
nichts dazu gesagt!) 

- Im lrmenausschuss haben .Sie es schon nicht geschafft. Herr 
Pörksen, Sie haben.es heute gar nicht probiert. 

Ich willihnen einmal sagen---

-Was denn? 

(Pörksen, SPD: Ich weiß, was 
Sie sagen wollen!) 

(Heiterkeit bei der SPD} 
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- Ich war bei den Re-gionalveranstaltungen des DGB. Ich habe 
sowohl Herrn Mertes als auch Herrn Kuhn gehört, als Siege­
sagt haben, also in diesem Punkt können wir nachgeben. 

(ZurufdesAbg. Creutzmann, F.D.P.) 
- -

- Herr Creutzmann, Sie nicht. 

(Glocke des Präsidenten) 

-Ich bin gleich zu Ende. 

ln diesem Punk können wir nachgeben, und in diesem Punkt 
können wir auch volle Mitbestimmungsmöglichkeiten ein­
räumen. Ich sage Ihnen, wie dieser Paragraph in Fachkreisen 
heißt. Er heißt der .,Brüderle-Paragraph". Sie wissen auch · 
wieso, weil nämlich Herr Brüderle darauf bestanden hat, ihn 
genauso zu erhalten, weil er sich mit seiner sparkassenfeindli­
chen Haltung wieder durchgesetzt hat, und Sie sind hinter­

hergesprungen. 

(Mertes, SPD_: Gott sei Dank 
warWasserim Becken!) 

Herr Creutzmann, so ist es, wenn man einen Parteivorsitzen­
den hat, der einem dauernd ins parlamentarische Handwerk 
hinein pfuscht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN~ 
Beifall des Abg. Kramer, CDU) 

Ich sage Ihnen, 14000 Mitarbeitern in den Sparkassen _enthal­
ten Sie die Mitbestimmung vor, und schon allein das ist ein 
Grund für uns, ihren Gesetzentwurf abzulehnen. 

. (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Beifall der Abg. Frau Kohnle-Gros., CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Creutzmann hat das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Frau Kohnle-Gros hat vorhin vor dem Plenum gesagt, viele 
wären enttäuscht. 

Frau Kohnle-Gros, ich war auf Veranstaltungen des DGB. Die 
waren am meisten von der CDU enttäuscht, weil sie damals 
- der Kollege tiat es schon gesagt- dieses Gesetz angefochten 
hat,.und wir mussten ein neu es machen. 

(Bische I, CDU: Weil sie es nicht durch­
setzen kann! Das stimmt!) 

Frau Thomas, Sie haben etwas Einfaches gemacht. Sie haben 
versucht, einen Keil in die Koalition hineinzutr~iben. 

(Mertes, SPD: Das ist doch 
völlig unmöglich!) 

Auf der Regionalkonferenz in Mainz - Kollege Hammer war 
·dabei - hat ein Gewerkschafter mit Ihnen, also mit den GRÜ­

NEN gedroht. Da habe ich ihm gesagt: Wenn sie uns mit den 
GRÜNEN drohen, erreichen sie gerade das Gegenteil. 

Frau Thomas, das, was Sie reklamieren,-haben nicht Siege­
schaffen, sondern das haben wir gemeinsam in der Koalition 
erarbeitet. Einem Antrag von Ihnen sind wir im Innenaus­
schuss gefolgt. Aber nur deshalb, weil er zuerst eingereicht 
war. Alle anderen Anträge von Ihnen haben wir abgelehnt. 

{Beifall bei der SPD) 

Wir waren erfreut, dass Sie unseren Anträgen zugestimmt 
haben. 

_ Meine Damen und Herren, das Landespersonalvertretungs­
gesetz wurde am 30. März 2000 in erster Lesung behandelt 
und in öffentlicher Sitzung des Innenausschusses am 6. Ju­
ni 2000 mit einer Anhörung vertieft. 

Die F.D.P.-Landtagsfraktion hat irf zahlreichen Gesprächen 
mit den Vertretern der Gewerkschaften, des Beamtenbunds, . 
aber auch mit Personalräten deren Bedenken diskutiert- Frau 
Thomas - und daraus Konsequenzen gezogen. Die Verände­
rungen im Landespersonalvertretungsgesetz haben wir mit 

den Menschen und für die Menschen in der öffentlichen Ver­
waltung gemacht. 

{Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Die F.D.P.-Landtagsfraktion ist daran interessiert, dass die in 
Rheinland-Pfalz eingeleitete_ Verwaltungsmodernisierung 
nachhaltig auf allen Ebenen fortgesetzt wird. Dies ist nur mit 
den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und de­
ren gewählten Personalrätinnen und -räten möglich und 
nicht gegen sie. 

Frau Thomas, dies war die Leitlinie der F.D.P.-Landtags­
fraktion, aber auch der SPD-Landtagsfraktion und nicht Ihre 
Initiative. Ich will dies noch einmal betonen. 

SPD und F.D.P. haben deshalb das Initiativrecht der Personal­
räte gegenüber dem Gesetzentwurf der Landesregierung auf 
organisatorische und wirtschaftliche Angelegenheiten erwei­

. tert. Dadurch hat der Personalrat auch künftig die Möglich­
. keit, Maßnahmen gegenüber der Dienststellenleitung zu be-

antragen. 

Mitarbeitergespräche, Zielvereinbarungen, Vorgesetzten- so­
wie :l\llitarbeiterbelirteilung und Jahresarbeit:izeit sind Be­
standteile einer modernen Personalführung und müssen auf 
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allen Ebenen der Verwalt:t!ng in Rheinland-Pfalz implemen­
tiert werden. Dies ist nur mit den Mitarbeiterinnen und Mit-­
arbeitern sowie ihren Vertretungen möglich und nicht gegen 
sie. Verwaltungsmodernisierung muss zuerst in ~en Köpfen 
der betroffenen Menschen stattfinden; denn ohne innere 
Überzeugung wird jede Ven.'llaltungsmodernisierung zum 
Scheitern verurteilt sein. 

Mitbestimmung bedeutet auch Mitverantwortung, Frau 
Kohnle-Gros. Deshalb muss es auch in ~ukunft ge-währleistet 
sein; dass notwendige Entscheidungen getroffen werden, 
auch bei unterschiedlichen Meinungen. Deshalb war der 
Spielraum der Ausweitung der Mitbestimmung, den die Frak­
tionen g-egenüber d~m Gesetzentwurf der Landesregierung 
hatten, nicht sehr groß, Frau Thomas. Erschwerend kam hin­
zu, dass die Grundsatzentscheidungen des -Bundesverfas­
sungsgerichts und des Verfassungsgerichtshofs Rheinland­
pfalzzwingend zu beachten waren. Dies habe ich b~reits bei 
der ersten Beratung des Gesetzes ausgeführt. -

Ausgehend von diesen Entscheidungen wurde das Letztent-
- scheidungsrecht der Einigungsstelle neu geregelt. Meine Da­

men und Herren, diese Neuregelung wird durch die Änderun­
gen der Koalitionsfraktionen nicht berührt. Es bleibt auch da­
bei, dass der Grundsatz des schl~nken Staates auch be( der 
Größe der Personalräte Berücksichtigung finden muss. Des­
halb hat die F.D.P.-Fraktion zwar die von den Gewerkschaf­
ten kritisierte Reduzierung der Personalratsgrößen durch den 
Gesetzentwurf der Landesregierung gemeinsam mit dem 
Koalitionspartner SPD korrigiert; dennoch bleibt es bei der 
Verminderung der Zahl der Miglieder der Personalräte ge­
genüber dem Landespersonalvertretungsgesetz aus dem Jahr 
1992. 

Die F.D.P.-Fraktion ist nach wie vor der Meinung, dass es auf­
grund der angespannten Haushalts- und Finanzlage des Lan­
des und der Kommunen notwendig ist, eine maßvolle Ein­
schränkung hinsichtlich der -Größe der Personalräte vorzu­
nehmen.-Es entspricht dem Gedanken der Solidarität, dass, 
wenn die offentliehe Ven.'llaltung aufgrund knapper Haus­
haltsmittel gezwungen wird, Stellen abzubauen, dann auch 

die Vertretung des Personals ihrerseits einen Beitrag zu der 
dadurch eingetretenen Arbeitsverdichtung leistet. 

Dennoch war es für die F.D.P.-Fraktion wichtig, die Funktions­
fähigkeit der Personalräte in größeren Verwaltungen in Zu­
kunft zu gewährleisten. Deshalb haben-wir der maßvollen Er­
höhung der Freistellung von Personalratsmitgliedern, die die 
beiden Koalitionsfraktionen in ihrem Änderungsantrag ein­
gebracht haben, zugestimmt. 

Der Gesetzentii'Jurf sieht eine Verbesserung der Mitl:!estim­
mu_ngder Personalräte der Sparkassen vor: Die Mitbestim­
mung wird aus Wettbewerbsgründen auf dem gleichen Ni-

-veau sein, wie das Betriebsverfassungsgesetz dies vorsieht, 
Frau Kohnle-Gros. Aber auch in den Bereichen, in denen die 
Mitbestimmung ausgeschlossen ist, haben wir dafür gesorgt, 

dass die Dienststellenleitung den Personalrat umfassend zu 
den Auswirkungen der von ihr beabsichtigten Maßnahmen 
aufdie Beschäftigten zu informieren hat. 

Nicht zugestimmt haben wir den Weitergehenden-Forderun­
gen der Personalräte der Sparkassen, die Mitbestimmung im 
Landespersonalvertretungsgesetz noch weiter auszudehnen. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es trifft nicht zu, dass das Betriebsverfassungsgesetz in den 
genannten Fällen mehr Rechte einräumt. 

- (Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

- Herr Altherr, Sie haben gar nichts a_nderes zu sagen, als die­
se blöden Worte! Sie sollten sich einmal mit dem Inhalt be.: 
schäftigen! 

(Beifall der SPD und der F.D~P.­
ltzek, SPD: Das kann er nicht!) 

Wenn Sie mir zuhören würden oder an der Sitzung des Innen­
ausschusses teilgenommen hätten, 

(Pörksen, SPD: Derverstehtvon vielem 
nichts, aberdavon gar nichts!) 

hätten Sie gewusst, dass der Vertreter des Kommunalen Ar­
beitgeberverbands im Rahmen der Anhörung zum Landes­
personalvertretungsgesetz gegenüber dem Innenausschuss 
Folgendes ausgeführt hat: nDen Sparkassen stehen, anders 
als es vielleicht nach außen erscheint, schwierige Zeiten be­
vor. Sie stehen vor der Frage der Rationalisierung, des Perso­
nalabbaus, der Zusammenlegung gewisser Arbeitsaufgaben 
und der Auslagerung bestimmter Aufgabenbereiche, um sie 
kostengünstiger, effektiver u~d im Wettbewerb schneller er­
ledigen zu können. Es wäre fatal für die Sparkassen, wenn 
durch personalvertretungsrechtliche Vorschriften die Ent­
scheidungsfreiheit der Sparka5senvorstände in bestimmten 

Bereichen so eingeschränkt würde, dass dadurch eiri \'liettbe­
werbsrechtlich-er Nachteil gegenüber den privaten Banken 
und Geldinstituten, die dem Betriebsverfassungsgesetz un­
terworfen sind, entstehen würde." 

Die F.D.P.-Fraktion schließt sich dieser Aussage an; denn- wie 
ich eingangs ausführte- in Streitfällen muss entschieden wer­
den. Sparkassen, die im Wettbewerb stehen, müssen diesen 
bestehen können. 

Auf Betreiben der F.D.P.-Fraktion wurde § 89 Abs. 1 Satz 3 
des Landespersonalvertretungsgesetzes geändert. Bei der 
Anhörung im Innenausschuss wurden vonseitendes Kommu­
nalen Arbeitgeberverbands rechtliche Bedenken gegen die 
beabsichtigte Regelung des Einigungsverfahrens vorge­
bracht. Demnach war im Gegensatz zum Landesbereich der 
Leiter der Dienststelle für den Fall, dass er sich mit dem Perso-
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nalrat in einer mitbestimmungspflichtigen Angelegenheit 
nicht einigen konnte, gezwungen, ein politisches Gremium 
einzuschalten, wenn er die von ihm beabsichtigte Maßnahme 
durchführen wollte. Damit wurden die Angelegenheiten ei­
ner Dienststelle auf die politische Ebene gehoben, die nach 
-der Kommunalverfassung -jedenfalls zu E!inem großen Teil -
vom Leiter der Dienststelle ohne Einschaltung oder Zustim­
mung der Gremien entschieden werden konnten. 

Diese Auffassung teilt die F.D.P.-Fraktion. Wir haben § 89 
dergestalt- \/erändert, dass die-Vertretungskörperschaft oder 
das Beschlussorgan- also der Gemeinderat bzw. der Stadtrat­
ihre Aufgaben als oberste Dienstbehörde nicht nur an einen 
Ausschuss delegieren, sondern auch an den Leiter der Dienst­

stelle übertragen können. 

Darüber hinaus hat die f.D.P.-Fraktion volles Verständnis für 

die l'orderung gezeigt, dass anstatt eines Anspruchs auf eine 
volle Freistellung auch ein Anspruch auf Teilfreistellungen im_ 
Landespersonalvertretungsgesetz verankert wird. Damit wird 
es in Zukunft den Mitgliedern der Personalräte möglich sein, 
teilweise ihren Beruf auszuüben und teilweise als Mitglied 
des Personalrats die Belange der Kolleginnen und Kollegen 
zu vertreten.ln einer sich immer rascher wandelnden Verwal­
tung macht es sehr viel Sinn, weiterhin in seinem Beruf tätig 
zu bleiben, um dort erworbene Sach- und Fachkompetenz in 
die Personalratsarbeit mit einbringen zu können. 

Die im Landespersonalvertretungsgesetz vorgesehene Be­
nachteiligung von Teilzeitkräften und Schichtdienstleisten­
den bei Schulungs- und Bil_dungsveranstaltungen war uns un­
verständllich. 

(Zu ruf der Abg: Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE-GRÜNEN) 

lieh, dass, wenn Teilzeitarbeitskräfte an Fortbildungsveran­
staltungen teilnehmen, ihnen diese Zeit voll angerechnet 
wird. 

(Zuruf der Abg. Frau Themas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deshalb haben wir uns gewundert, deshalb brauchen wir 
nichts zu lernen, und deshalb haben l'Jir das geändert. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/Dii: GRÜNEI\I: 
Betroffener Hund bellt!} 

Wir sind der Meinung, dass wir mit den eingebrachten Ände­
rungsantragen eine-qualitative Verbesserung des Landesper­
sonalvertretun~sgesetzes erreichen. 

Abschließend stelle ich für die F.D.P.-Fraktion zusammenfas­
send fest: 

1. Die vorliegende Novellierung des Landespersonalvertre­
tungsgesetzes hält sich an die Vorgaben, die das Bundesver­
fassungsgericht und der Verfassungsgerichtshof Rheinland­
Pfa!z in ihren Urteilen gesetzt haben. 

- 2. Der Gesetzentvvurf trägt sowohl den Bedarfnissen der Mit­
arbeiterinnen und Mita-rbeiter sowie den Vertretungsorga­
nen als auch den Anforderungen einer effizient zu führen­
den und an den Wünschen der Kunden- nämlich der BOrge­
rinnen und Bürger- orientierten Verwaltung Rechnung. 

3. Die Novellierung des Landespersonalvertretungsgesetzes 
zwingt zu einem verstärkten Miteinander der Personalvertre­
tungen mit den politisch verantwortlichen Leitungsebenen. 

~- c :- '" Deshalb stimmt die F.D.P.-Fraktion dem Landespersonalver­

- Frau Themas, es war für uns unverständlich, dass man.dies 
gemacht hat. Arbeitsmarktpolitisch muss es nach wie vor ein 
Ziel der Landesregierung sein, in den Bereichen, in denen es 
möglich ist, Teilzeitarbeit anzubieten. Dabei dürfen Teilzeit­
kräfte aber nicht benachteiligt werden, wenn sie sich als Mit-
gliedeines Personalrats engagieren. 

Durch den Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen wird es 
in Zukunft Teilzeitkräften und Schichtdienstleistenden mög­
lich sein, einen Freizeitausgleich zu erhalten, wenn sie an 
Schulungs- oder Bildungsveranstaltungen außerh_alb ihrer Ar­
beitszeit teilnehmen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie lernen aber schnell!) 

- Im Gegensatz zu Ihnen, Frau Kollegin Bill und Frau Themas, 
brauche ich nichts zu lernen. Ich arbeite noch, und in dem Un­
ternehmen, in dem ich beschäftigt bin, ist es selbstverständ-

tretungsgesetz mit den von den Koalitionsfraktionen bean­
tragten Änderungen zu und lehnt die Änderungsanträge der 
Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

-Ich erteile Herrn Staatsminister Zuberdas Wort. 

Zuber, Minister deslnnern und für Sport: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Kaum ein anderer 
Gesetzentwurf hat in den letzten Jahren so viele Emotionen 
und Diskussionen entfacht, wie die Novelle zum Landesperso­
nalvertretungsgesetz. Dies ist eine_ Operation- ich bleibe da­
bei, Frau Abgeordnete Kohnle-Gros -, die mit Blick auf die 
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Vergangenheit !'ermeidbar gewesen wäre, hätten nicht Sie, 
meine Damen und !-lerren von der CDU-Fraktion, eine Klage 
vor dem Verfass~:~ngsgerichtshof initiiert. 

{Frau Kohnle~Gros, CDU: Jetzt kam men 
auch Sie noch damit an!) 

M~ine Oamen und Herren, für Ihren Geschmack wies dasda- -
malige Gesetz einfach zu viel Mitbestimmung auf. Umso be­
merkenswerter ist es, heute festzustellen, mit welcher Selbst­
verständlichkeit Sie im Parlament, in der:~ Ausschüssen oder 
bei öffentlichen Veranstaltungen auftreten und sich zum Hü­
ter der Mitbestimmung und Wahrer der Personalvertretungs­
interessen aufschwingen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Das will ich zum Abschluss dieser Diskussion meinerseits zur 
• Klarstellung und zur Vermeidung von Legendenbildungen 

_erwähnen. Sie dürfen für sich in Anspruch nehmen, das fort­
schrittlichste Personalvertretung~geseti: in dieser Republik zu 
Fall gebracht zu h_aben. 

vertretung von einem dem Parlament verantwortlichen Ver­
waltungsträger getroffen werden. 

Schließlich stellen ~owohl das Demokratieprinzip als auch das 
Rechtsstaatsprinzip Anforderungen an das Beteiligungsver­
iahrensrecht. Funktions-fähigkeit Jmd Effektivität der Ven'Val­
tung müssen zur Erfüllung ihrer Aufgaben durch den Gesetz­
geber gewährleistet werden. Die Landesregierung musste die 
jeweils strengeren Vorgaben der Verfassungsgerichte beach­
ten. Hinsichtlich eines begrenzten LetztentScheidungsrechts 
der Einigungsstelle in personellen Angelegenheiten der Ar-. 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist das Bundesverfas­
sungsgericht maßgebend. 

Bezüglich der Zulässigkeit von Vereinbarungen einer ober­
sten Landesbehörde mitden Spitzenorganisationen der Ge­
werkschaften in ressortübergreifenden ivlitbestimml!ngsan­
gelegenheiten ist der Verfassungsgerichtshai bindend. Gut­
achten des Wissenschaftlichen Dienstes des Landtags und die 
Aussagen des· Vorsitzenden Richters am · Bundesarbeitsge­
richt, Dr. Gerhard Etzel, in der parlamentarischen Anhörung 
am 8. Juni 2000 bestätigen die korrekte und verfassungsge­
mäße Umsetzung <;I er Entscheidungen der Verfassungsgerich-

Meine Damen und Herren, ich habe bereits bei der Einbrin- te. 
gung des Gesetzentwuifs angesprochen, dass die La.ndesre-
gierung angesichts der Entscheidungen des Bundesverfas­
sungsgerichts und insbesondere des das Land Rheinland-Pfalz , 
direkt berührenden Urteils des Verfassungsgerichtshofs bei 
der Erstellung ihres Entwurfs kein Prozessrisiko eingehen 
konnte und mit der Vorlage dieses Gesetzentvvurfs einen 
rechtssicheren Weg einschlagen musste. Dabei haben wir uns 
bei den vorgesehenen ges~tzgeberischen Maßnahmen an Re­
gelungen, die auch d-ie Mehrheit der übrigen Bundesländer 
getroffen habe-n, orientiert. Hierbei diente insbesondere das 
niedersächsische Personalvertretungsgesetz, das bereits_ auf 
der Grundla~e der Entscheidung des Bundesverfassungsge­
_richts novelliert wurde, als Richtschnur. Darüber hinaus wur­
den die Vorgaben des rheinland-pfälzischen Verfassungsge­
richtshofs eingearbeitet. -

Danach verlangen das Demokratieprinzip und das Rechts­

staatsprinzip, dass alle Bürgerinnen und Bürger, also auch die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, in gleichem Maß auf 
die Staatsgewalt einwirken können. Beschäftigten im öffent­

lichen Dienst, die aufgru_nd ihrer Zu~ehörigkeit von einer be­
stimmten ~usübung von Staatsgewalt b-etroffen sind, dürfen 
über ihre Personalvertretungen keine besonderen, über die 

Einflussmöglichkeiten anderer Bürgerinnen und Bürger hi­
naus gehenden Mitentscheidungsbefugnisse eingeräumt 
werden. Entsorechend diesem Schutzzwe-ck darf sich die Mit­

bestimml!ng nur auf innerdienstliche Maßnahmen erstrecken 
und nur so weit gehen, als die spezifischen Interessen der Be­
schäftjgfen sie rechtfertigen. 

Andererseits muss wegen- der Beachtung der Verantwor­
tungsgrenze bei Entscheidungen. von Bedeutung für die Er­
füllung des Amtsauftrags die Letztentscheidung im Fall der 
Nichteinigung zwischen Dienststellenleitung und Personal-

Meine Damen und Herren, der Innenausschuss hat in seiner 
letzten Sitzung einige Änderungen beschlossen, die den Ent­
wurf der Landesregierung in verschiedenen Bereichen opti­
mieren. 

(Mertes, SPD: Nachwürzen I) 

Dafür sage ich in erster Linie den Fraktionen von SPD und 
F.D.P. Dank. 

{Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Die nunmehrvorgesehene Erweiterung des Initiativrechts auf 
organisatorische und wirtschaftliche Angelegenheiten be­
gegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, da.in diesen 

Fällen bereits die DienstStellenleitung endgültig entscheidet 
Damit wird auch ein weiterer Schritt auf die Personalvertre­
tungen und die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 
zugegangen, die von jeher ein Initiativrecht auehin diesem 
Bereich fo:rderten. Das im Übrigen zum ~tichwort :.Motiva­
tion", Frau Abgeordnete Koh.nle-Gros. 

Die Landesregierung bestimmte bei den Gemeinden und Ge­
meindeverbäntlen sowie den sonstigen Körperschaften, An· 

stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit einstufi­
gem Aufbau, die der Aufsicht des Landes unterstehen, im Ei­
nigungsverfahren wie bereits bisher die Vertretungskörper­
s-chaft bzw. das Beschlussorgan zur obersten Dienstbehörde. 
Ferner stellte sie mit der Regelung, nach der die Dienststel­
lenleitung grundsätzlich ·der Einigungsstelle anzugehören 
hat, sicher, da_ss sie in dieser Schiedsstelle ein Mitspracherecht 
hat. 
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Wenn nunmehr das Parlament den Kompromissvorschlag der 
kommunalen Spitzenverbände aufgreift, der obersten 
Dienstbehörde die Befugnis zu verleihen, ihre Kompetenzen 
auf die Dienststellenleitung zu übertragen, wird ein weiterer 
lnteressenausgleich_ vorgenommen. 

Die Verann.vortung für die Haushalts- und Finanzlage veran-
- fasste die Landesregierung, den Kreis der Wahlberechtigten 

im Hinblick auf die Beurlaubten, die Größe und Freistellungs­
möglichkeit der Wahlvorstands- urid Personalratsmitglieder 
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Bundes und 
der Länder maßvoll einzuschränken. Wenn das Parlament als 
Haushaltsgesetzgeber finanzielien Spielraum sieht, für die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst und ihre Personalvertre­
tungen günstigere Regelungen zu treffen, begrüßt das 
selbstverständlich die Landesregierung und sieht das nicht als 
eine Niederlage an. Frau Abgeordnete Themas, Sie haben für 
meine Begriffe in diesem Zusammenhang ein seltsames Parla­
mentsverständnis zum Ausdruck gebracht .. 

- (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

In den langen und leidenschaftlichen Debatten um die Novel­
lierung des Personalvertretungsgesetzes fanden bedauerli­
chentveise- das sollte man einmal zur Kenntnis nehmen- die 
über 30 gesetzgeberischen Maßnahmen ZUf Verbesserung 
der Rechte der Beschäftigten und ihrer Personalvertretungen 
nur selten oder überhaupt nicht Erwähnung. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Zusamm~n mifden jetzt noch vorgesehenen neuen Änderun­
gen werden über 40 Regelungen zugunsten der Beschäftig­
ten und ihrer Personalvertretungen getroffen; 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, damit versetzt der Gesetzentwurf 
-die- Personalvertretungen in die Lage, die Interessen der Ge­

samtheit der von Ihnen vertretenen Beschäftigten in ausrei­
chendem Maße wahrzunehmen, ohne andererseits die Funk­
tionsfähigkeit und die Effektivität der Verwaltung zu gefähr­
den. 

Die Landesregierung- nutzt die Gelegenheit, sich für die 
gründliche und zügige Beratung beim Parlament zu bedan­
ken und hofft immer noch - vermutlich wird das aber nicht so 
sein- auf eine Mehrheit, die über die Koalitionsfraktionen hi­
nausgeht. 

Herzlichen Dank. 

(BeifallderSPD undderF.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

-Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der Aussprache 
zum Entwurf eines Landesgesetzes zur Änderung des Perso-

nalvertretungsgesetze~- Drucksache 13/5500- in zweiter Be­
ratung ange_langt. VIJir kommen nun zur Abstimmung. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag der Frak­
tion der CDU - Drucksache 13/6205 - ab. Wer diesem Antrag 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Mit den- Stimmen der SPD 
und der F.D.P. bei Stimmenthaltung des BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN istdieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir stimmen dann über die Beschlussempfehlung 
-Drucksache 13/6202- ab. Wer der Beschlussempfehlung zu­
stimmen möchte, den bitte ich um d:lS Handzeichen!- Die Ge­
genprobe! - Mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen 
die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist 
oiese Beschlussempfehlung angenommen. 

Wir kommen dann zur Abstimmung in zweiter Beratung über 
den Gesetzentwurf- Drucksache 13/5500 -. Wer diesem Ge­
setzentllvurf in zweiter Beratung zustimmen möchte, den bit­
te ich um das Handzeichen! - Die Gegenpmbe! - Mit den 
Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 
und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist dieser Gesetzentwurf in 
der zweiten Beratung angenommen. 

Wir kommen zurSchlussabstimmung. Werdiesem Gesetzent­
wurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu er­
heben!- Die Gegenprobe! - Damit ist dieser Gesetzentwurf 
mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen 
der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich rufe Punf<t·SderTagesordnung auf: 

Landesgese1;z über die staatliche Anerkennung von 
Sozialarbeiterinnen.und Sozialarbeitern sowie· 

Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
(SoAnG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
--Drucksache 13/6119 -

Erste Beratung 

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich Staatsminis­
terin Frau Dr. Götte das Wort. 

Frau Dr. Götte, 
MiniSterin für Kultur, Jugend, Familie und Frauen: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im Gesetzentwurf 
der Landesregierung geht es um die Frage, wie das Studium 
der Sozialpädagogik und Sozialarbeit künftig geregelt \ver­
den soll. Bisher 11itaren für die staatliche Anerkennung sechs 
Semester Fachhochschule Voraussetzung, an die sich ein ein­
jähriges Praktikum anschloss. Diese 1974 getroffene Rege-

•• 
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- Jung entspricht als alleinige Möglichkeit nicht mehr dem, was 
bundesweit gefordert oder umgesetzt wird. Die Alternative, 
die nicht nur von den Fachhochschulen gewünscht wird, sieht 
ein achtsemestriges Studium vor, in das zwei Praxissemester 
integriert sind, also die einphasige Ausbildung. 

ln der Tat bekommt das theoretische Lernen nicht nur ein an­
deres Gewicht, sonderf! auch ein anderes Gesicht, wenn es 
von praktischen Alltagserfahrungen begleitet wird. Wir wis­

sen aus vielen Berichten uber den so genannten Praxisschock, 
dass es nicht gut is~. wenn Hochschule und Praxis n"!ei ge­
trennte Welten sind. 

Warum soll man nicht gleich die zweiphasige Ausbildung 
durch eine einphasige Ausbildung ersetzen, statt, wie es der 
Gesetzentwurf der Landesregierung vorsieht, beide Möglich­
keiten zuzulasseo? Das Anerkennungspraktikum von Leuten 
mit abgeschlossenem Studium hat im_Gefuge der Sozialarb!!it 
einen festen Platz und kann nicht von heute auf morgen 
dur~h Studenten, die ein Kurzpraktikum absolvieren, ersetzt 
werden. Außerdem haberi die Studenten bei der z~veiphasi­
gen Ausbildung den Vorteil, dass sie fur das Jahr des Aner­
kennungspraktikums ein kleines Gehalt bekommen, wäh­
rend sie bei der einphasigEm Ausbildung auf BAföG angewie­
sen sind. 

Wenn auch der Landkreistag in seiner Stellungnahme gesagt 
hat, er hofft, dass die zweiphasige Ausbildung ein auslaufen­
des Modell sei, hat dennoch diese zweiphasige Ausbildu':lg 
gute Noten bekommen, sodass wir gutdaran tun, beide Mög­
lichkeiten zuzulassen. Daher dieser Gesetzentwurf. 

Von den 16 Institutionen, die zur Anhörung und Stellungnah­
me eingeladen waren und diese Einladung angenommen ha­
ben, haben 1 S -dem Entwurf grundsätzlich zugestimmt und 
kleinere Änderungsvorschläge eingebracht, für die wir dank­
bar sind. Nur eine Institution hat gefordert, es bei der hisheri­
gen Regelung zu belassen. 

Diesei Gesetzentwurf ist das Ergebnis einer sehr erfreulichen 
Zusammenarbeit meines Ministeriums mit dem Wissen­
schaftsministerium wie auch mit dem Beirat. Ich bedanke 
_mich bei allen Beteiligten ganz herzlich. Er ist- nebenbei be­
merkt - eine nicht unerhebliche Verwaltungsvereinfachung; 
denn statt Landesgesetz und Durchführungsverordnung wird 
nun alles in einem Gesetz geregelt-und die notwendige Ver­
waltungsvorschritt deutlich verkürzt. 

ICh möchte noch betonen, dass auf die Probleme junger El­
tern in besonderer Weise Rücksicht genommen wurde. Wer 
zum Beispiel das Praktikum nach dem Studium nicht in Voll­

zeit absolvieren kann- beisplelswe~se junge Mütter-. hat die 
Möglichkeit des Teilzeitpraktikums bei entsprechender Ver­
längerung der Dauer des Praktikums. Außerdem kan-n häusli­

che Erziehungs- und Pflegeleistung bis zu sechs Wochen wäh­
rend des Praktikums schadlos angerechnet werden. Ich wun-

sehe mir, dass dies auch analog für die Praxissemester bei der 
einphasigen Ausbildung gilt. Dies zu regeln, ist Sache der 
Fachhochschulen, die dafur zuständig sind. 

Alles in allem handelt es sich um ein gutes Ergebnis. Ich kann 
Ihnen nur empfehlen, diesen Gesetzenti.'Vurf anzunehmen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall der SPD) _ 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen haben eine Rede­
zeit von fünf Minuten vereinbart. 

Ich erteile der Kollegin Frau Kohnle-Gros das Wort . 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr Präsident, mei':'e Damen und Herren! Frau Dr. Götte, ich 
habe mich deswegel) zu Wort gemeldet, weil ich in die Ge­
schichte zureckgehen muss. Vor fünf Jahren- ich weiß nicht, 
ob Sie sich erinnern - haben wir in diesem Hause das Fach­
hochschulgesetz beraten. An dieser Stelle habe ich Sie ange­
sprochen- man kann das im Protokoll nachlesen - urid darauf 
hingewiesen, dass im Zusammenhang mit der Beratung des 
Fachhochschulgesetzes die Frage aufgekommen ist, ob wir in 
diesem Lande nicht einer bundes\Yeiten Tendenz nachgehen, 
eine entsprechende Regelung herbeiführen und auch- für die 
Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagoginnen in diesem Land 
ein einphasiges Studium mit Praxissemestern einführen. 

Damals hat es bei den Ausschussberatungen geheißen - im 
Übrigen wurde unser Antrag von der Mehrheit abgelehnt-. 
es \'1/äre so schwierig, eine Abstimmung zwischen Ihrem Hau­
se und dem Wissenschaftsministerium herbeizufuhren. Au­
ßerdem wollte man einer bundesweiten Regelung nicht vor­
greifen und abwarten. Das war totaler Quatsch. Man wollte 
das zu dem Zeitpunkt nicht, obwohl das damals schon von 
denjenigen begrüßt v1rorden wäre, die davon betroffen sind, 
nämlich den vielen Frauen, die diese beiden Studiengänge 
studieren. 

Das wollte ich einfach n'!r einmal sagen, damit es nicht so 
aussieht, als ob Sie etwas Neues erfunden hätten und auf 
dem neuesten Stand der Diskussion wären. Fünf Jahre ist es . 
her, dass wir dieses Problem angesprochen haben. Wir be~ 
glückwünschen Sie dazu, dass Sie jetztdiesen Gesetzentl:vurf 
vorgelegt haben. 

(Beifall der CDU­

Staatsminister Zuber: Ein bedeut­
samer Beitrag!) 
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Vizepräsident Schu !er: 

Herr Kollege Hartloft i~h ert~ile lhnl:!n das Wort. 

Abg. Hartloff, SPD: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren Kol­
leginnen und Kollegen! Zunächst ist es doch gut, wenn man­
gelobt wird, dass et\vas getan wird. Das Lob sollte man an­
nehmen. Es besteht auch große Einigkeit, dass dieses ent­
schiedene Sowohl-als-auch, was das Gesetz beinhaltet, näm-

- lieh eine einphasige und eine zweiphasige-Ausbildung durch­
zuführen, von mir weise zu nennen ist. Ich halte es aus den 
Gründen, die Frau Ministerin Dr. Götte erläutert hat, für ver-· 
nünftig, da in Rheinland-Pfalz beide Möglichkeiten bestehen, 
auch wenn es den bundesweiten Trend zur einphasigen Aus-
bildung eindeutig gibt. · 

Dies war vor fünf Jahren in Ansätzen vorhanden. Das war 
nicht zwischen den Ministerien umstritten, wie ich es bei der 

-Vorbereitung dieser Rede aus den Unterlagen des Kollegen 
Dr. Schmidt erfahren konnte, sondern insbesondere bei den 
Fachhochschulen selbst gab es im Ausbildungsbereich sehr 
unterschiedliche Auffassungen, zum Beispiel, wo der Weg 
hingehen soll. 

Bundesweit istsicherlich der Trend auszumachen, dass es eine 
einphasige Ausbildung gibt. Gerade das Anerkennungsj'!hr 
mit den Möglichkeiten der Teilzeit, die herausgestellt wurde, 
bietet andere Chancen, eine sokhe Ausbildung zu absolvie­
ren. Wenn auch die Gehälter, die es dort gibt, nicht groß sind, _ 
sind sie trotzdem nach einem Studium herzlich willkommen. 
Das weiß ich von vielen Praktikantinnen und Praktikanten. -
Man bekommt ein paar Mark für die Arbeit, die man sinnvoll 
in einer Einrichtung schon vorbereitet ausführen-kann.-

Insofern sind wir auf einem sehr guten Weg. Bei der Umset­

zung und Berücksichtigung aller Belange gibt es dennoch ei-
- nen kleinen Wermutstropfen. Die einphasige Ausbildung 

wird über BAföG finanziert, sodass es keine Gehälter gibt 
und ein entsprechender Kostenaufwand entsteht. Für die 
Studentinnen und Studenten bestehtjedoch die Möglichkeit, 
beides zu machen. Es ist der anderen Fachhochschulausbil­
dung angeglichen. Das sind alles positive Elemente, die wir 
im Ausschuss besprechen werden. 

Die Redezeit beläuft sich auf fünf Minuten. Aus diesem 
_Grund werde ich meine Ausführungen beenden und danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Bill das Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNI~ 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Ich werde etwas länger reden, 
weil wir auch im Landesjugendhilfeausschuss länger über das­
Thema diskutiert haben und es nichtganz so einfach Ist. 

Auch wir begrüßen es, dass beide Möglichkeiten bestehen. 
Das finden wir sehr gut, da beide Möglichkeiten Licht- und 
Schattenseiten haben. Die einphasige Ausbildung wird natür­
lich auch von den Trägern sehr begrüßt, weil diese nicht mehr 
die Berufsanerkennungsjahre finanzieren müssen. 

(Hartloff, SPD: Das Problem 
besteht!) 

-Das Problem besteht. Aber es besteht natürlich auch für die­
jenigen, die studieren. 

Dieses Problem möchte ich noch einmal aufgreifen, da es 
meiner Ansicht nach zu kurz kam. Gerade in diesem Bereich 
haben meines Wissens 46% bereits eine Erstausbildung. Also, 
auch die Gewährung von BAföG ist nicht mehr so einfach 
möglich. Hinzu kommt, dass 70% bis 75% der Studierenden 
Frauen sind, deren Durchschnittsalter 27 Jahre beträgt. Dies 
hängt natürlich damit zusammen, dass diese Frauen zum Teil 
eine Erstausbildung haben. Das sind zum Teil auch Frauen mit 
Kindern. 

Es ist schwierig, wenn in den Praktikumsse!flettern keine ta­
rifliche Absicherung besteht, wie dies zuvor bei den Anerken­
nungsjahren der Fall war. Die Frauen sind zum Teil berufstä­
tig und müssen quasi diesen Job aufgeben. Andererseits ha­
ben die Anerkennungsjahre. mit sich gebracht, dass junge 
Leute in diesen Studienbereichen aus diesen Anerkennungs­
praktika heraus direkt in den Beruf gingen und von den lnsti-_ 
tutionen übernommen wurden. Ich denke, das ist heute ein 
Problem: 

Deswegen bin ich froh, dass wenigstens zwei Möglichkeiten 
vorhanden sind; denn dieses Problem ist nicht aus der Welt 
zu räumen. Ich erachte es als Hauptproblem in dieser Sache, 
über das wir im Ausschuss noch einmal diskutieren müssten. 
ln diesem Zusammenhang wäre es ganz sinnvoll, die Betrof­
fenen anzuhören. Die Regierung hat eine Anhörung durch­
geführt, und vielleichtwäre es gut, wenn Sie uns die Unterla­
gen zur Verfügung stellen könnten, wenn es keine ausSchuss­
interne Anhörung geben sollte. 

Ich hätte es für wichtig erachtet, dass beispielsweise eine Ver­
treterin oder ein Vertreter des Erzieherinnenverbands oder 
des Berufsverbands Stellung nehmen würde, der/die sich mit 
dem auskennt, was-die Leute zumeist vorher gemacht haben. 
Es sind zum großen Teil Erzieherinnen, die nachher dieses 
Studium absolvieren. 

Dies wurde im Landesjugendhilfeausschuss diskutiert, und es 
wurden auch Probleme- iunger Leut(: angesprochen, die So­
zialarbeit oder Sozialpädagogik studieren. Mit 27 gehört 
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man eigentlich fast schon nicht mehr zu dieser Gruppe. Wohl­
gemerkt, 27 Jahre ist das Durchschnittsalter. Das heißt, es 
gehtvon 19 bis 40 oder älter. Es ist mein Hauptanliegen, noch 
einmal darüber nachzudenken. 

Ich möchte daruher hinaus wissen, ob es Pläne gibt, wie die 
Entlohnung der Studierenden in den praktischen Semestern 
aussehen soll. Derzeit ist alles seh.- vage geregelt. Auchoie ln­
halte der Praxissemestersind im Gegensatz zum Berufsprakti­
kum, das im Gesetz bis ins Detail geregelt ist, nur sehr vage 
dargestellt. · 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: 
Es gibt kein Geld!} 

Diese Regelungen könnten möglich sein. Die?e Praktika ha­
ben nichts mit Forschung und Lehre zu tun. Das heißt, wir 
könnten dies genauso regeln,_wie dies auch bei den Anerken­
nungsjahren der Fall ist. Mich ·beschäftigt die Frage: Kann 
man das einfach so lapidar in den Raum stellen, dass es eine 
gleichwertige Ausbildung sein soll? 

Praktische Studiensemester müssen dem- Berufsprakti~um 
insbesondere hinsichtlich des Abschlusses gleichwertig sein. 
Aber ich frage mich: Wer definiert die Kriterien der Ver­

gleichbarkeit?- Das müsste aus meiner Sicht irgendwo fest­
geschrieben werden, da es ansonsten sehr problematisch ist. 
Frau Dr. Götte, vielleicht können Sie mir diese Fragen im Aus­
schuss beantworten. 

Ich glaube, dass konkretere Regelungen für alle- Seiten hilf­
reich wären. Mich würde auch interessieren, wie die Studie­
renden diese Neuregelung betrachten. 

(Glocke des Präsidenten) 

-Meinen Sie mich? 

Vizepräsident Schuler: 

Ja, selbstverständlich! 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich würde es für sinnvoll halten, eine eigene Anhörung 
dürchzuführen, da dies einen sehr großen Be'reich betrifft, 
oder aber dass wir die Anhörungsunterlagen der Regierung 
bekommen ,um dies noch einmal im Detail zu diskutieren . 

. - Wenn, wie Sie sagen, nur einer dagegen gesprochen hat, die 
anderen jedoch dezidierte Änderungsvorschläge gemacht 
haben, so wäre es für den Ausschuss äußerst ir.richtig, sie zu 

kennen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Frau Pahler, ich erteile Ihnen das Wort. 

Abg. Frau Pahler, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bisher kennt die 
staatliche Anerkennung von Sozialarbeiterihnen und Sozial­
arbeitern sowie von Sozialpädagog innen und- Sozialpädago­
gen nur eine Voraussetzung, nämlich die der zweiphasigen 
Ausbildung. Dieses Ausbildungsangebot findet eine hohe Ak- - · 
zeptanz vor allem in der Praxis: Dennoch soll nun mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch einer Entwicklung Rech­
nung getragen werden, die sich bundesweit hin zu einer ein­
phasigen Ausbildu_ng in den Studiengängen Sozialarbeit lind 
Sozialpädagogik herauskristallisiert. 

Maßgeblich dai'Or ist die stärkere Vernetzung von theoreti­
schen und praktischen Aspekten innerhalb des Studiums. 
Dass man den Studenten und Studentinnen damit zwei Mög­
lichkeiten der Ausbildung eröffnet,_ ist inhaltlich nachvoll­
ziehbar. Sie eröffnen jedoch die Frage, inwieweit zukanftige 
Studenten in einer Beratung Hilfestellung bekommen, wel­
cher Weg fOr sie der sinnvollere sein-kann. Inwieweit das Ne­
beneinander von ein- und zweiph_asiger Ausbildung sich auch 
in Zukunft erhält, wird das Wahlverhalten der Studierenden 
von selbst entscheiden. 

Es ist positiv zu vermerken, dass zwischen den Ausbildungs­
zeiten der Ausbildungsstationen derSozialarbeiterinnen-und -
Sozialarbeiter bzw. der Sozialpädagoginnen und Sozialpä­
dagogen keine Unterscheidung mehr vorgesehen ist. Mit 
dem Gesetzentwurf denkt man also bereits weiter in eine 
Richtung hin zu einer Entwicklung, die das Berufspraktikum 
für beide Studiengänge gleich gestalten_soll, um möglicher­
weise zu Bestrebungen zu einem übergreifenden gemeinsa­
men Berufsbild zu kommen. 

Dass sich der Gesetzentwurf bei der einphasigen Ausbildung 
darauf beschrän~~. die Rahmenbedingungen für die prakti­
schen Studiensemester und die staatliche Anerkennung fest­
zulegen, ergibt sich ganz einfach aus dem Recht der Fach­
hochschulen, die inhaltliche Ausgestaltung selbst vorzuneh­
men. Mit dem Gesetzentwurf werden damit bewährte und 
bestehende landesrechtliche Regelungen fortgesetzt, und es · 
wird gleichzeitig neuen Ansätzen für die Zukunft Rechnung 
getragen. Wir sind mit diesem Gesetzentwurf auf einem gu­
ten Weg. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD} 
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Vizepräsident·Schu.ler: 

Ich erteile der Ministerin Frau Dr. Götte das Wort. 

Frau Dr. Götte, 
Ministerin für K·ultur, Jugend, Familie und Frauen: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Kohnle-Gros, 
wenn wir von der Regierung her Gesetzesänderungen veran­
laSsen, SO sorgen Wir natürlich auch dafür, dass dies ZU den 
Zeiten geschieht, wo auch eine Mehrheit dafür besteht. Es 
hat keinen Sinn, Gesetze gegen den Willen der Mehrheit der 
Beteiligten durchzusetzen. Nun ist die Zeit reif, nun ist der 
richtige Zeitpunkt, dies zu tun. 

Frau Bill, die Stellungnahme des Ber1,1fsverbands der Sozialar­
beiter liegt vor. Ich kann sie dem Ausschuss ebenso wie auch 
die Stellungnahmen der Studierenden ·zu den verschiedenen 
Fragen gern zur Verfügung stellen. 

Was die Entlohnung der Studenten bei der einphasigen Aus­
bildung betrifft, so laufen ~erzeit Verhandlungen. Aber dies 

wird auf freiwilliger Basis geschehen. Insofern ist es schon ei­
ne andere Situation· als in der zweiphasigen Ausbildung. 

Ich bedanke mich fürdie Beiträge. 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der ersten Bera­
tung Ober das Landesgesetz über die .itaatliche Anerkennung 
von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern sowie Sozialpä­
dagoginnen und Sozialpädagogen- Drucksache 13/6119 -.Es_ 
wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für 
Kultur, Jugend und Familie - federführend -, an den Aus­
schus~ für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung und an 
den Rechtsausschuss zu überweisen. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Plenarsitzüng. Ich lade 
Sie herzlich zur morgigen 117. Plenarsitzung, 9.30 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung:18.10Uhr. 
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